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1. Bericht des Abgeordneten Bodensteiner: 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
der Reichsdienststrafordnung (Drucksache Nr. 2516) 
ist derd Bundestag von der Bundesregierung am 
26. 7. 1951 zugeleitet und vom Bundestag in der 
164. Sitzung am 26. 9. 1951 in erster Lesung behan- 
delt und dem Ausschuß für Beamtenrecht als feder- 
führendem Ausschuß und dem Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht zur Mitbera- 
tung überwiesen worden. Der Ausschuß für Beam- 
tenrecht hat den Gesetzentwurf in 21 Sitzungen 
zweimal durchberaten. Das Ergebnis wurde dann 
dem Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungs- 
recht zugeleitet, welcher sich in zwei Sitzungen 
mit dem Entwurf befaßte. Die Änderungsvor- 
schläge, welche der Rechtsausschuß beschloß, wur- 
den dann vom Beamtenrechtsausschuß nochmals 
beraten und angenommen. Sie sind im Bericht bei 
den einschlägigen Ziffern erwähnt. 

Der Entwurf will keine Neufassung der gesamten 
Materie, sondern nur bestimmte Änderungen und 
Ergänzungen der bisherigen Bestimmungen. Der 
Ausschuß konnte aber nicht umhin, auch die Be- 


stimmungen der alten Reichsdienststrafordnung, 
welche in dem Regierungsentwurf nicht berührt 
wurden, einer Durchsicht zu unterziehen. Dabei er- 
gab sich, daß es erforderlich ist, eine Reihe dieser 
Bestimmungen ebenfalls zu ändern. 

Dringend geboten erschien es ferner, so schnell 
als möglich den Text des gesamten Gesetzes in 
neuer Fassung unter Beibehaltung der bisherigen 
Paragraphierung vorzulegen. Der § 5 des Regie- 
rungsentwurfes sah zu diesem Zweck eine Er- 
mächtigung für den Bundesminister des Innern vor. 
Der einmütige Wunsch des Ausschusses ging dahin, 
diese Neufassung des Gesetzes bereits mit diesem 
Änderungsgesetz vorzulegen, um sie für die Ge- 
richte unmittelbar anwendbar zu machen und um 
den Mitgliedern des Hohen Hauses, welche nicht 
mit der Materie befaßt waren, die Beratung der 
Novelle durch Vorlage des ganzen Gesetzes zu er- 
leichtern. Die Vertreter der Regierung wider- 
sprachen diesem Wunsche zunächst mit dem Hin- 
weis, daß man die Übergangs- und Schlußbestim- 
mungen des Abschnittes X des bisherigen Gesetzes 
nicht ändern könne, weil sie historische Tatsachen 
darstellen, nämlich die Übergangsregelung von der 
alten Disziplinarordnung zur Reichsdienststraford- 
nung von 1937. Sie kamen aber dann von sich aus 
auf den Wunsch des Ausschusses zurück und 
machten den Vorschlag, den Abschnitt X gänzlich 
neu zu fassen, so daß es überflüssig wird, die alten 
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Bestimmungen des Gesetzes von 1937 nochmals auf- 
zuführen. Denn jene Bestimmungen, welche den 
Übergang vom alten Dienststrafrecht zum Reichs- 
dienststrafrecht von 1937 regeln, werden ja hin- 
fort in der Praxis nicht mehr benötigt. Wenn diese 
Vorschriften sonst einmal Bedeutung erlangen 
sollten oder benötigt werden, können sie im Text 
des alten Gesetzes nachgelesen werden. 

Der Ausschuß schloß sich diesem Vorschlag ein- 
mütig an, weil es dadurch unnötig wurde, das Ge- 
setz in einer Neufassung zu veröffentlichen und 
zugleich möglich war, den jetzt gültigen Wortlaut 
des Gesetzes, wie er sich durch das Änderungs- 
gesetz ergibt, diesem in einem Anhang beizufügen. 

Um die Verwendung des Gesetzes, das noch in 
mehreren Ländern gilt, und der dazu erschienenen 
Kommentare und insbesondere der bisherigen 
Rechtsprechung zu erleichtern, beschloß der Aus- 
schuß, die alte Numerierung beizubehalten und 
neu eingefügte Bestimmungen mit dem Buchstaben 
a, b, c usw. zu bezeichnen. 

‘ Sodann befaßte sich der Ausschuß eingehend mit 
der Bennennung dieses Rechtsgebietes. Der seit 
Jahrzehnten übliche Ausdruck: „Disziplinarrecht“ 
war im 3. Reich aus Gründen der Sprachreform 
(Reinigung von Fremd- und Lehnwörtern) be- 
seitigt und durch „Dienststrafrecht“ ersetzt wor- 
den. Der Ausschuß war übereinstimmend der An- 
sicht, daß diese Verdeutschung hier deshalb un- 
glücklich ist, weil der Ausdruck Dienststrafrecht 
der Sache, die er meint, nicht gerecht wird. Der Be- 
griff Strafe eignet sich nur für kriminelle Tatbe- 
stände. Beim Disziplinarrecht aber handelt es sich 
um kein Strafrecht im eigentlichen Sinne. Wenn 
der Beamte nämlich eine strafbare Handlung be- 
geht, kommt er wie jeder andere Staatsbürger vor 
die Strafgerichte. Gegenstand dieses Gesetzes ist 
vielmehr die Verletzung jener inneren Ordnung 
der Beamtenschaft, welche aus dem besonderen 
Treueverhältnis erwächst, das der Beamte frei- 
willig eingeht. Die „Dienststrafe“ soll eine mehr 
oder minder eindringliche und nachhaltige 
Mahnung an den Beamten sein, sich an die Be- 
amtenordnung zu halten. So ist es verständlich, daß 
sich der Ausdruck „Dienststraf-“ bis heute in 
der Beamtenschaf c nicht eingebürgert hat und das 
Bestreben, einen besseren AusdrucK zu fmden (auch 
der Ausschuß hat sich in dieser Hinsicht bemüht) 
nie erlahmt ist. Bedenken, daß in dem Worte 
Disziplin ein bestimmter militärischer Unterton 
mitschwingt, welcher unangebracht ist und sich 
verderblich auswirken könnte, glaubte der Aus- 
schuß im Hinblick auf die vielseitige Verwendung 
des Wortes Disziplin mit ganz verschiedenen In- 
halten (z. B. im Sport und in der Wissenschaft) 
zurückstellen zu können. Aus all diesen Gründen 
wählte der Ausschuß schließlich einstimmig bei 
einer Enthaltung das Wort „Disziplinarrecht“ als 
den angemesseneren Ausdruck. Dementsprechend 
heißt auch das Gesetz wieder (Bundes-) Disziplinar- 
ordnung (BDO) vgl. Art. 1 Zitf. 3 der Novelle. 


II. Im einzelnen 
Abschnitt I 

Änderung der Reichsdienststrafordnung 

Artikel 1 Geänderte Vorschriften 

(Die hinter den Ziffern aufgeführten Paragraphen 
entsprechen der im Anhang beigefügten Neufas- 
sung des Gesetzes) 

Ziff. 1 

bringt eine Zusammenstellung aller Bezeichnun- 
gen, welche durch die Namensänderung des Rechts- 
gebietes ebenfalls geändert werden müssen. 

Ziff. 2 

enthält die Änderungen und Ergänzungen der In- 
haltsübersicht des Gesetzes. 

Ziff. 3 § 1 

Entsprechend der allgemeinen Namensänderung 
dieses Rechtsgebietes wurde auch der Name des 
Gesetzes in Bundesdisziplinarordnung geändert. 
Ferner bringt § 1 eine Klarstellung, welche sich 
aus der Neufassung des Beamtengesetzes ergibt. 

Ziff. 4 § 2 

Die Änderung besagt, daß ein Wechsel des 
Dienstherrn keinen Einfluß auf das Disziplinarver- 
fahren hat. Diese Bestimmung ist erforderlich im 
Hinblick auf den Übertritt von Beamten eines an- 
deren Dienstherrn in den Bundesdienst, damit bei 
einem solchen Übertritt eines Beamten eine Ver- 
folgung seiner dienstlichen Verfehlungen im Dienst 
des anderen Dienstherrn möglich ist. 

Ziff. 5 § 3 (2) 

bringt als Neuerung eine Verjährung für Bagatell- 
vergehen. Erstmals wurde eine solche Verjährung 
für bestimmte Disziplinarvergehen bereits durch 
das Gesetz des Wirtschaftsrates zur Änderung des 
Gesetzes über die Dienststrafkammern vom 
12. August 1949 (WiGBl. Seite 253) eingeführt. 

Gegenüber dem Strafrecht weist diese diszipli- 
narrechtliche Verjährung eine Besonderheit auf. 
Während nämlich im Strafrecht die Verjährung 
innerhalb der Strafarten unabhängig von der Höhe 
der Einzelstrafe nach Ablauf einer gewissen Zeit 
stets und zwangsläufig eintritt und durch die Ein- 
leitung des Ermittlungsverfahrens gehemmt wird, 
schließt die disziplinarrechtliche Verjährung des 
§ 3 (2) die Ermittlung als solche nicht aus, sondern 
lediglich die Verfolgung, wenn nach Absdiluß der 
Ermittlung feststeht, daß als Strafe nur Warnung, 
Verweis oder Geldbuße anzuwenden ist. Diese 
Regelung ist erforderlich, weil das Disziplinarrecht 
keine Tatbestände im Sinne des Strafrechts kennt, 
sondern immer nur auf Grund des individuellen 
Sachverhalts beurteilt werden kann, welche Diszi- 
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plinarstrafe angebracht ist. Die Verfolgung wird 
auch gehemmt, wenn der Fristablauf während der 
sachlichen Nachprüfung eintritt. 

Der Ausschuß schloß sich der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Fassung an, weil sie unmißver- 
ständlich ausdrückt, daß zwar keine Bestrafung, 
wohl aber eine Ermittlung zulässig ist. Über die 
beschlossene Regelung hinaus wurde im Ausschuß 
beantragt, die Verjährungsfrist für Warnung, Ver- 
weis und Geldbuße auf 3 Jahre herabzusetzen und 
für die übrigen Strafen eine fünfjährige Ver- 
jährung einzuführen. Der Antrag wurde insbeson- 
dere mit dem Hinweis auf die vergangene Notzeit 
begründet, welche eine Ausdehnung der Verjäh- 
rung auf alle Disziplinarvergehen angezeigt er- 
scheinen lasse. Die Mehrheit des Ausschusses schloß 
sich dieser Auffassung nicht an, weil dadurch 
schwere Verfehlungen, die sich erst später heraus- 
steilen, der Verfolgung entzogen würden. Dies gilt 
umsomehr, als ja «die Disziplinargerichte im Gegen- 
satz zu den Strafgerichten keine Hemmung der 
Verjährungsfrist herbeiführen können. Vor allem 
aber finden die Zeitumstände, welche zu dem Ver- 
gehen führten, bereits im Strafmaß entsprechende 
Berücksichtigung. Wenn das Berufsbeamtentum er- 
halten werden soll, müsse mehr denn je auf seine 
Sauberkeit geachtet werden. Eine derartig weit- 
gehende Verjährung wäre aber geradezu eine 
Bestrafung all der Beamten, die trotz Not und Ent- 
behrungen ihre Pflicht treu erfüllt haben. Aus 
diesen Gründen entschied sich der Ausschuß mit 
Mehrheit für die vorliegende Regelung. 

Der Ausschuß prüfte darüber hinaus auch die 
Frage, inwieweit verhängte nichtförmliche Diszi- 
plinarstrafen nach gewisser Zeit getilgt werden 
sollen. Dagegen wurde geltend gemacht, daß man 
im Disziplinarrecht kein Strafregister und keine 
Auskunftspflicht kennt, umgekehrt aber der Per- 
sonalakt ein Bild über die guten und schwachen 
Seiten des Beamten geben soll. Dieses Bild wird zu 
einem Zerrbild, wenn man alles Negative tilgt. Die 
Anregung wurde dann nicht mehr weiter ver- 
folgt. 

Im Rechtsausschuß wurde ferner beantragt, alle 
Dienstvergehen nach Ablauf von zehn Jahren seit 
dem Tage der Begehung verjähren zu lassen und 
darüber hinaus bereits nach drei Jahren, wenn der 
Dienstvorgesetzte davon Kenntnis erhielt und er 
innerhalb dieser Frist von der Disziplinargewalt 
keinen Gebrauch macht. Zur Begründung wurde 
darauf hingewiesen, daß Verjährung ein durch die 
Zeit bewirkter Verzicht des Staates auf seinen 
Strafanspruch sei. Dies gelte aber folgerichtig für 
alle Strafen. Ferner sollte verhindert werden, daß 
nach einer Änderung der politischen Führung ein 
Beamter wegen eines Dienstvergehens verfolgt 
wird, obwohl dieses seinem Dienstvorgesetzten 
schon mindestens drei Jahre bekannt war. 

Dagegen wurde geltend gemacht, daß dieser Vor- 
schlag gegenüber dem Entwurf des Beamtenrechts- 
^usschusses hinsichtlich der Disziplinarverfügungen 


eine Verschlechterung für die Beamten bedeute, 
weil er den Lauf der Verjährung erst mit der 
Kenntnisnahme des Vorgesetzten beginnen lasse. 
Ferner sei es untragbar, einen Mann noch in einem 
öffentlichen Treueverhältnis zu behalten, wenn er 
etwa ein schweres Verbrechen begangen hat und 
dies erst nach zehn Jahren entdeckt würde. Schließ- 
lich würde durch eine so weitgehende Verjährung 
die Kontrolle der Verwaltung durch die Gerichte 
ganz erheblich eingeschränkt, weil viele Mißstände 
nicht mehr vor Gericht untersucht und aufgedeckt 
werden könnten. Nicht zuletzt aber gäbe es heute 
noch keine Einzelstraftatbestände, auf welche die 
Verjährung abgestellt werden könnte. Der Antrag 
wurde aus diesem Gründen von der Mehrheit ab- 
gelehnt. 

Ziff. 6 a § 4 (1) 

bringt als Ergänzung zu den bisherigen Disziplinar- 
strafen drei neue. Dadurch soll der bisherige 
Strafenkatalog aufgelockert werden. Dies hielt der 
Ausschuß für erforderlich, weil die Spanne 
zwischen den schon vorhandenen Strafen der Ge- 
haltskürzung und der Entfernung aus dem Dienst 
so groß ist, daß man im einzelnen dem festge- 
stellten Sachverhalt nicht gerecht v^erden konnte. 
Die Praxis hat gezeigt, daß in manchen Fällen die 
eine Strafe zu mild, die andere aber zu hart ist. 
Der Ausschuß hielt es darum auch nicht für tunlich, 
diese Änderungen bis zur Beratung des Beamten- 
gesetzes zurückzustellen, sondern entschied sich 
dahin, die drei neuen Strafen einzufügen, welche 
etwas schärfer sind als die Gehaltskürzung, aber 
nicht so scharf wie die höchste Strafe der Ent- 
fernung aus dem Dienst. Gewissen Bedenken, daß 
durch diese Strafen das Arbeitsinteresse des Be- 
amten schwinden werde, konnte sich der Ausschuß 
nicht anschließen, zumal auch in den Gesetzen der 
Länder bereits ähnliche Regelungen bestehen, 
welche sich durchaus bewährt haben. 

Der Ausschuß hat ferner die Frage geprüft, ob 
die Widerrufbarkeit dieser Strafen vorgesehen 
werden soll, wenn sich der Bestrafte gut geführt 
hat. Jedoch wurde das Gnadenverfahren für solche 
Fälle als zweckmäßiger befunden, da es unange- 
bracht scheint, für eine Strafe, welche ein Gericht 
unter Würdigung aller Gesichtspunkte verhängt 
hat, eine zwangsweise Überprüfung vorzusehen. 

Ferner wurde an den Ausschuß die Anregung 
herangetragen, eine Strafe aufzunehmen, welche 
die Entfernung aus dem Dienst bei gleichzeitiger 
Beibehaltung der Pension beinhaltet. Der Ausschuß 
konnte sich aber dazu nicht entschließen, weil 
sonst schließlich einer durch eine schwere Straftat 
seine Pensionierung erwirken und man in einer 
solchen Strafe eine Herabsetzung der Ruhegehalts- 
empfänger erblicken könnte. Auch erscheint eine 
solche Strafe nicht erforderlich, da das Disziplinar- 
gericht nach. § 64 die Möglichkeit hat, im Falle der 
Entfernung aus dem Dienst im Urteil eine Unter- 
•haltsbeihilfe fest.zusetzen. 
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Ziff. 6 b § 4 (2) 

bringt als Neuerung die Möglichkeit, zwei der 
neuen Strafen, nämlich Versagung des Aufsteigens 
im Gehalt und Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe nebeneinander zu verhängen. Be- 
findet sich nämlich der zu bestrafende Beamte auf 
der ersten Dienstaltersstufe oder hat er bereits das 
Endgehalt seiner Stufe erreicht, so würde die Ein- 
stufung nicht möglich sein bzw. die Versagung des 
Aufsteigens keine Strafe für ihn darstellen. In 
diesem Falle müssen also die beiden Strafen ge- 
koppelt werden, um sie anwenden zu können. Der 
Ausschuß war sich ferner darüber einig, daß diese 
Vorschrift nicht nur auf Laufbahnbeamte, sondern 
auch auf solche Beamte angewendet werden soll, 
die sofort in höhere Dienstposten übernommen 
worden sind und die niederen Stufen nicht durch- 
laufen haben. 

Ziff. 7 § 6 

Eine sprachliche Verbesserung. 

Ziff 8 §§ 7 a bis 7 e 

Die ß§ 7 a bis 7 c bringen die genaue Erläuterung 
der neu eingefügten Strafen und deren Auswir- 
kungen. 

Ziff. 10 a § 13 (1) 

bringt als Neuerung, daß von dem grundsätzlich 
vorgeschriebenen Äussetzungszwang abgewichen 
und das Disziplinarverfahren vor Beendigung des 
Strafverfahrens durchgeführt werden kann, wenn 
der Sachverhalt schon vor dem Abschluß des Straf- 
verfahrens einwandfrei geklärt ist. 

Die bisherige Regelung, welche keinerlei Aus- 
nahme vont Aussetzungszwang vorsah, hatte die 
nachteilige Wirkung, daß das Disziplinarverfahren 
manchmal mehrere Jahre verzögert wurde, obwohl 
z. B. der Beamte geständig war oder die noch 
zu klärenden strafrechtlichen Fragen für die Sach- 
aufklärung der disziplinarrechtlichen Verfehlung 
ohne jede Bedeutung wären. Dadurch war die Be- 
hörde gezwungen, jahrelang an den Beamten das 
Gehalt weiter zu zahlen, die Planstelle des Beamten 
unbesetzt zu lassen und mit Aushilfskräften zu 
arbeiten. 

Geeen die vorgeschlagene Neuerung wurde das 
Bedenken geäußert, daß der Beschuldigte durch die 
zwei zu gleicher Zeit laufenden Verfahren benach- 
teiligt werden könne und daß die Akten nicht zu 
gleicher Zeit in beiden Verfahren zur Verfügung 
stehen können. Ferner könnten zwei verschiedene 
Urteile ergehen und dadurch Unsicherheit ent- 
stehen. 

Die Mehrheit des Ausschusses konnte sich diesen 
Bedenken nicht anschließen, weil der Grundsatz 
des Aussetzungszwanges bestehen bleibt und das 
Parallelverfahren nur ausnahmsweise zulässig ist. 


wenn die Sachaufklärung erledigt und das Straf- 
verfahren aus Gründen, die mit der Sachaufklärung 
nichts zu tun haben, verzögert wird. Es findet also 
nicht zu gleicher Zeit in beiden Verfahren eine Sach- 
aufklärung statt. Für den Rechtsschutz des Beschul- 
digten ist weiter von Bedeutung, daß er nach dem 
neu eingefügten letzten Satz des Absatzes 1 nicht 
nachweisen muß, ob die tatsächlichen Feststellun- 
gen des strafgerichtlichen Urteils, welche vom vor- 
hergegangenen disziplinargerichtlichen Urteil ab- 
weichen, wirklich neu sind. Er braucht sie nur gel- 
tend zu machen, um die Wiederaufnahme zu er- 
reichen. Ferner erhält der Beschuldigte als weiteren 
neuen Schutz die Möglichkeit, sich nach Einleitung 
des förmlichen Disziplinarverfahrens des Beistan- 
des eines Verteidigers zu bedienen fvergl. § 30 e). 
Schließlich ist noch zu erwähnen, daß das Diszipli- 
nargericht das Verfahren aussetzen oder zurück- 
verweisen kann. Dann wurde noch darauf hinge- 
wiesen, daß es in bestimmten Fällen, besonders 
dann, wenn der Beschuldigte geständig ist, in 
seinem Interesse liegen kann, das Disziplinarver- 
fahren beschleunigt abzuschließen. Darüber hinaus 
erklärten die Vertreter der Regierung, daß der 
Bundesdisziplinaranwalt durch seine Geschäftsord- 
nung grundsätzlich angehalten werden soll, in 
jedem Falle das straf richterliche Urteil erster In- 
stanz abzuwarten. 

Ziff. 10 b § 13 (3) 

bestimmt, unter welchen Voraussetzungen das Bun- 
desdisziplinargericht eine erneute Nachprüfung der 
strafgerichtlichen Feststellungen vornehmen kann. 
Die Neuerung besteht darin, daß sich die Einstim- 
migkeit der Zweifel der Mitglieder des Disziplinar- 
hofes auf denselben Teil der tatsächlichen Fest- 
stellungen beziehen muß. Diese Bestimmung war 
bisher bereits in der Durchführungsverordnung 
zu § 13 enthalten. Ihre Aufnahme in das Gesetz 
erscheint angesichts ihrer Bedeutung erforderlich. 

Gegen die Vorschrift der Einstimmigkeit wurde 
geltend gemacht, daß die Abstimmung dann nicht 
mehr geheim sei und daß jeder einzelne die Nach- 
prüfung des strafgerichtlidien Urteils verhindern 
könne. Aus diesem Grunde wurde beantragt, an 
Stelle von „übereinstimmend“ „die Mehrheit seiner 
Mitglieder“, und als dies abgelehnt wurde, „mit 
einer Mehrheit von 2 / 3 “ zu setzen. 

Die Mehrheit des Ausschusses lehnte diese An- 
träge ab, weil das Disziplinargericht nicht zu einem 
Berufungs- oder Revisionsgericht des Strafgerichts 
werden soll. Durch die Einstimmigkeit soll betont 
werden, daß nur ganz offensichtliche Zweifel an 
der Tatbestandsfeststellung zu nochmaliger Über- 
prüfung berechtigen. Sogar bei den ordentlichen 
Gerichten sei die Revisionsinstanz an die tatsäch- 
liche Feststellung der Berufungsinstanz gebunden. 
Wenn das Disziplinargericht schon von dem Urteil 
des an sich zuständigen Strafgerichts abweichen 
wolle, müsse man mindestens Einstimmigkeit der 
Richter fordern. Dies sei auch kein Bruch des Ab- 
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Stimmungsgeheimnisses. Aus diesen Gründen ent- 
schied sich die Mehrheit des Ausschusses für die 
vorliegende Fassung. 

Im Rechtsausschuß wurde zunächst beantragt, 
daß die Disziplinargerichte nicht an die Urteile 
der ordentlichen Gerichte gebunden sein sollen, 
weil der auf diesem Gebiet geschultere Blick des 
Verwaltungsjuristen zu anderen Feststellungen 
kommen könne als der Strafrichter. Der Antrag 
fand allgemeine Ablehnung, weil der Disziplinar- 
richter mindestens an die Entscheidungen des 
Strafrichters auf dessen ureigenstem Gebiet ge- 
bunden werden muß. 

Ferner wurden Bedenken vorgebracht hinsicht^ 
lieh des inneren Verhältnisses von Absatz 2 zu 
Abs. 3 und die Befürchtung geäußert, daß Abs. 3 
den Abs. 2 wieder aufhebe. Dagegen machte der 
Regierungsvertreter geltend, daß Abs. 2 ein 
Prozeßhindernis, Abs. 3 und 4 eine Prozeßregel 
darstelle. Wenn also der Strafrichter einen Tatbe- 
stand (z. B. des Betruges) verneine, könne ihn 
der Disziplinarrichter nicht bejahen. Wohl aber 
könne der Disziplinarrichter aus den gleichen Tat- 
sachen, die keinen Betrug darstellen, den Tat- 
bestand eines anderen Disziplinarvergehens (z. B. 
der Schlamperei) erfüllt sehen und deshalb ver- 
urteilen. Eine Bejahung des vom Strafrichter ver- 
neinten Tatbestandes sei nur über ein Wiederauf- 
nahmeverfahren möglich. 

Schließlich wurde auch beantragt aus Gründen 
der Rechtssicherheit die in Absatz 3 vorgesehene 
Möglichkeit der einstimmigen Abweichung zu 
streichen, da man eine solche Nachprüfung in tat- 
sächlicher Hinsicht über ein Wiederaufnahmever- 
fahren erreichen könne. Da dies praktisch nicht 
oder sehr schwer möglich ist, lehnte die Mehrheit 
diesen Antrag ab. 

Ziff. 11 § 19 (1) 

Die Neuerung entspricht § 41 der Strafprozeß- 
ordnung. 

Dem Ausschuß lag ein Antrag vor, hinter § 20 
eine neue Bestimmung über die Verteidigung ein- 
zufügen. Hierzu vergleiche Bericht zu § 30 e. 

Ferner lag dem Ausschuß ein Antrag vor, hinter 
§ 20 eine weitere neue Bestimmung einzufügen 
des Inhalts, daß ähnlich wie beim arbeitsgericht- 
lichen Verfahren bei den Vorermittlungen, dem 
Erlaß einer Dienststrafverfügung und der Ent- 
scheidung über die Einleitung des förmlichen Dis- 
ziplinarverfahrens die Betriebsvertretung zu be- 
teiligen sei. Die Mehrheit lehnte diesen Antrag ab, 
weil hier ein wesentlicher Unterschied gegenüber 
einem arbeitsgerichtlichen Verfahren vorliege und 
diese Angelegenheit im Personalvertretungsgesetz 
geregelt werden müßte. 

Ziff. 12 a § 21 (1) 

Die Änderung soll klarstellen, daß auf alle Fälle 
ein Vorermittlungsverfahren eingeleitet werden 


muß und daß es nicht im Ermessen des Dienstvor- 
gesetzten liegt, ob er ein Vorermittlungsverfahren 
einleiten will oder nicht. 


Ziff. 12 b § 21 (2) 

Die neu angefügten Sätze 3 und 4 sind eine Folge 
des Beschlusses, welchen der Rechtsausschuß zu 
§ 30 e gefaßt und den der Beamtenrechtsausschuß 
angenommen hat. Vgl. hierzu Bericht zu § 30 e 
(Ziff. 19). 

Ziff. 13 § 22 

bringt eine verbesserte unmißverständlichere Fas- 
sung ohne inhaltliche Änderung und eine An- 
passung an § 30 a. 

Ziff. 14 § 25 

bringt die Anpassung an 30 a und eine verbesserte 
Fassung an Stelle des unschönen Wortes „verhand- 
lungssdirif tlich“ . 

Ziff. 15 a § 26 (2) 

Anpassung an 30 a. 

Ziff. 15 b § 26 (3) 

Ziff. 15 c § 26 (4) u. (5) 

Die Änderung bedeutet eine Verkürzung des 
bisherigen übermäßig langen Instanzenweges, der 
sich u. U. von der Anrufung des ersten Dienstvor- 
gesetzten bis zur obersten Dienstbehörde erstreckte. 
Zugleich aber wird dem Beschuldigten durch die 
Neuerung in den Absätzen 4 und 5 der nach Art. 19 
(4) GG vorgeschriebene Rechtsweg eröffnet, da 
künftig über die Rechtsmäßigkeit der Disziplinar- 
verfügung die Bundesdisziplinarkammern bzw. der 
Bundesdisziplinarhof endgültig durch Beschluß ent- 
scheiden. 

Im Ausschuß wurde auch die Frage geprüft, ob 
man die Disziplinargerichte statt durdl Beschluß 
im ordentlichen Verfahren entscheiden lassen soll, 
weil der Beschuldigte im Beschlußverfahren da- 
durch benachteiligt werden könnte, daß nur im 
schriftlichen Verfahren entschieden wird und keine 
Beisitzer aus Kollegenkreisen mitwirken. Eine da- 
hingehende Neuerung würde aber - eine Durchbre- 
chung des ganzen bisherigen Systems bedeuten, 
weil über jeden Verweis ein ordentliches Verfah- 
ren * bis zu dem Bundesdisziplinarhof stattfinden 
würde. Das hätte eine unabsehbare Ausweitung 
zur Folge. Darüber hinaus können die Gerichte 
Beweise wie im förmlichen Disziplinarverfahren 
erheben und den Beschuldigten hören oder ver- 
nehmen lassen. Nach Erörterung aller Gesichts- 
punkte entschied sich der Ausschuß einstimmig für 
die vorliegende Fassung. 
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Ziff. 16 § 27 

Die Neuerung hat den Zweck, eine mißbräuch- 
liche schikanöse Ausübung der Disziplinargewalt 
zu verhindern. 

Ziff. 17 § 28 (1) 

bringt eine unmißverständliche Fassung ohne 
inhaltliche Änderung. 

Ziff. 17 § 28 (2) 

Diese Vorschrift soll, entsprechend dem Beispiel 
der meisten Länder, einem Beamten, der auf 
irgendeine Weise verdächtigt wird, die Möglichkeit 
geben, von sich aus zu seiner Rechtfertigung die 
Einleitung eines DiszipliAarverfahrens zu beantra- 
gen. Wird die Einleitung abgelehnt, muß dem Be- 
amten mitgeteilt werden, daß ein Grund für die 
Einleitung nicht vorliegt. Die Vorschrift „auf sei- 
nen Antrag“ ist eine Schutzbestimmung für den 
Beamten, Weil die schriftliche Begründung zu sei- 
nem Personalakt kommt, soll ihm die Entscheidung 
überlassen werden. 

Zu § 29 (1) wurde der Antrag gestellt, den Satz 2 
zu streichen, daß die Rücknahme der Delegation 
im Einzelfall als Willkürhandlung ausgelegt wer- 
den könnte. Mit Rücksicht auf die zukünftige Rah- 
mengesetzgebung lehnte die Mehrheit des Aus- 
schusses diesen Antrag ab, da in den Ländern die 
gleiche Bestimmung gilt. 

Ziff. 18 § 29 

Der neue Abs. 3 des § 29 ist erforderlich im Hin- 
blick auf § 20 des Bundesbahngesetzes. Da das 
vorliegende Gesetz auf die Ernennungsbehörde als 
oberste Bundesbehörde abgestellt ist, aber der 
Vorstand der Bundesbahn keine oberste Bundes- 
behörde ist, müssen seine Befugnisse ausdrücklich 
klargestellt werden. 

Ziff. 19 

4 a. Bundesdisziplinaranwalt 

§ 30 a bringt als Neuerung das Institut des Bun- 
desdisziplinaranwalts. Nach dem bisher geltenden 
Recht wurden seine Aufgaben von dem Vertreter 
der Einleitungsbehörde bzw. der obersten Dienst- 
behörde wahrgenommen. Dadurch ergab sich die 
unerfreuliche Konsequenz, daß dieser Vertreter 
meist der gleichen Behörde angehörte wie der Be- 
schuldigte, was auf Grund persönlicher Beziehun- 
gen und der gemeinschaftlichen Arbeit innerhalb 
derselben Behörde auf die Erfüllung seiner Auf- 
gaben nicht immer ohne Einfluß war. Eine weitere 
unerfreuliche Folge dieses Zustandes war die un- 
terschiedliche und uneinheitliche Handhabung des 
Disziplin arrechts besonders bei den kleineren Be- 
hörden, bei denen wegen der Seltenheit der Fälle 
die erforderliche Erfahrung fehlt. Darüber hinaus 


entwickelte jede Behörde bisher ihre eigene Auf- 
fassung über die Pflichten der Beamten, die ja in 
den Gesetzen nur grundsätzlich festgelegt sind. 

Diesen unerwünschten Erscheinungen soll durch 
die Einrichtung des Instituts desBundesdisziplinar- 
anwalts abgeholfen werden. Er soll keine schär- 
fere, aber sowohl eine straffere und einheitlichere 
Handhabung der Disziplinargewalt als auch eine 
gleichmäßigere Behandlung gleichartiger Fälle ge- 
währleisten, indem er die Behörden auf die von 
den Gerichten in ihren Entscheidungen entwickel- 
ten allgemeinen Grundsätze hinweist Da seine Be- 
teiligung auch in den nicht förmlichen Disziplinar- 
verfahren und in jeder Lage des Verfahrens ge- 
geben ist, könnte er eine einheitliche Auslegung 
der Beämtenpflichten sichern und dafür sorgen, 
daß die ganze Handhabung des Disziplinarrechts 
bei den Behörden der Rechtsprechung der Diszipli- 
nargerichte angepaßt wird. Aus diesen Gründen 
hat bereits das Änd.G. in der Form des „Vertre- 
ters des öffentlichen Interesses“ eine solche zen- 
trale unabhängige Behörde geschaffen. Dieses In- 
stitut hat sich bewährt. Der Bundesdisziplinar- 
anwalt ist die Fortsetzung und Fortentwicklung 
jener bisherigen Einrichtung. 

Im Ausschuß wurden verschiedene Bedenken da- 
gegen geäußert. Insbesondere wurde eingewendet, 
daß eine solche zentrale Behörde den sehr diffe- 
renzierten Verhältnissen der Praxis nicht gerecht 
werden könne. Demgegenüber verwiesen die Ver- 
treter der Regierung darauf, daß die Erfahrungen 
mit dem Vertreter des öffentlichen Interesses das 
Gegenteil bewiesen hätten. Man könne feststellen, 
daß die Vertreter der Einleitungsbehörde zwar 
ihren Dienstzweig kennen, nicht aber die für das 
Disziplinarrecht und dessen gleichmäßige Anwen- 
dung erforderliche Erfahrung und allgemeinen 
Maßstäbe besitzen. Aus diesen Gründen sei man 
z. B. in Preußen schon früher dazu übergegangen, 
einen Beamten hauptamtlich mit der Aufgabe zu 
betrauen, die einheitliche Anwendung der Grund- 
sätze, welche die Rechtsprechung erarbeitet hat, zu 
überwachen. 

Ferner wurde geltend gemacht, daß der Bundes- 
disziplinaranwalt zu weitgehende Befugnisse er- 
halte. Die Mehrheit schloß sich dieser Auffassung 
nicht an, weil der Bundesdisziplinaranwalt keine 
Entscheidungsbefugnis hat, sondern lediglich die 
Aufgabe erhält, bei allen Disziplinarverfahren die 
betreffende Behörde auf die von der Rechtspre- 
chung erarbeiteten Grundsätze hinzuweisen und 
dadurch eine einheitliche gleichmäßige Hand- 
habung des Disziplinarrechts und die Ausschaltung 
seiner willkürlichen und unsachlichen Anwendung 
zu erreichen. Die dazu erforderliche Kenntnis und 
Übersicht könne man aber nun einmal nicht beim 
einzelnen Verfahren erwerben. 

Auf die Bedenken wegen der Kosten dieses In- 
stituts wurde darauf hingewiesen, daß der Per- 
sonalaufwand sehr gering sei, weil die Beauftrag- 
ten des Bundesdisziplinaranwalts nur im Neben- 
amte tätig sind. 
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Der Ausschuß hatte aber Bedenken gegen das 
im Reg.Entwurf vorgesehene Mindestalter von 
35 Jahren. Er war der Ansicht, daß ein Fünf und- 
dreißigjähriger kaum die für dieses Amt nötige 
Erfahrung haben könne und wollte darum ein 
höheres Mindestalter vorschreiben. Im Hinblick auf 
das für die Richter des Bundesverfassungsgerich- 
tes vorgeschriebene Mindestalter erschien dies 
nicht möglich. Der Ausschuß beschloß darum ein- 
stimmig, die Bestimmung über das Mindestalter 
überhaupt zu streichen. Diese Streichung soll aber 
nicht bedeuten, daß noch jüngere Beamte Bundes- 
disziplinaranwalt werden können. 

Ferner schloß sich der Ausschuß der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Fassung an und zwar aus 
dem Grunde, weil die Fähigkeit zum Richteramt 
an einem ordentlichen Gericht ohnehin nur auf 
Grund der vorgeschriebenen Prüfung erlangt wer- 
den kann und sich folglich die Worte „auf Grund 
der vorgeschriebenen Prüfungen“ nur auf die 
Fähigkeit zum Richteramt an einem allgemeinen 
Verwaltungsgericht beziehen können. 

Nach wiederholter Beratung entschied sich der 
Ausschuß aus diesen Gründen zuletzt mit Mehr- 
heit bei einigen Enthaltungen für die Einführung 
dieses Institutes. 

Im Rechtsausschuß wurde beantragt, das Institut 
des Bundesdisziplinaranwaltes fallen zu lassen und 
an seiner Stelle die Staatsanwaltschaften einzu- 
schalten. Dagegen wurde geltend gemacht, daß die 
Staatsanwaltschaften Länderbehörden sind und der 
Bund somit seine Befugnis an die Länder abgeben 
würde. Ferner würden dann oft mehrere Staats- 
anwaltschaften an ein und demselben Verfahren 
beteiligt sein. Der Antrag wurde mit Mehrheit ab- 
gelehnt. 

§ 30 b (1) 

regelt die verwaltungsmäßige Eingliederung des 
Bundesdisziplinaranwalts beim Bundesinnenmini- 
sterium und das Weisungsrecht dieses Ministers. 
Aus der Aufgabe des Bundesdiziplinaranwalts er- 
gibt sich von selbst, daß er nur an die Weisungen 
einer Stelle gebunden sein kann. Über den Bun- 
desminister des Innern können alle erforderlichen 
Maßnahmen veranlaßt werden, Weisungen im Ein- 
zelfalle jedoch nur im Einvernehmen mit der zu- 
ständigen obersten Bundesbehörde, worunter neben 
den Bundesministern noch der Präsident des Bun- 
desrechnungshofes zu verstehen ist. 

§30b(2) 

bestimmt, daß der Disziplinaranwalt zur Erfüllung 
seiner Aufgabe bei den Einleitungsbehörden von 
diesen vorgeschlagene, geeignete Beamte als Beauf- 
tragte bestellen kann, welche insoweit an seine Wei- 
sungen gebunden sind. Von Bedeutung ist hierbei, 
daß diese Beauftragten nur im Nebenamte tätig 
werden, also keine neuen Beamten zur Anstellung 
kommen. Die Änderungen bezwecken lediglich eine 
eindeutigere Fassung des ursprünglichen Ent- 
wurfes. 


§ 36 c 

gibt dem Bundesdisziplinaranwalt die Befugnis, 
unter bestimmten Voraussetzungen — Einverneh- 
men mit der obersten Dienstbehörde und Erforder- 
lichkeit — Ermittlungen durchzuführen, oder durch 
seine Beauftragten durchführen zu lassen. Hierbei 
ist aber nur an ergänzende Ermittlungen gedacht, 
nicht an einen Ersatz für die Ermittlungen der 
Dienstbehörde. Diese Ermächtigung ist insbeson- 
dere im Hinblick auf § 9 des Gesetzes zu Art. 131 
GG erforderlich, da in diesem Falle eine Dienst- 
behörde, welche für die Ermittlungen zuständig 
wäre, nicht immer vorhanden ist. Gerade im Hin- 
blick auf diese Tatsache wurden aber im Ausschuß 
Bedenken laut, daß diese Ermächtigung schließlich 
doch immer mehr ausgeweitet werden könnte. Auf 
Grund der Zusicherung der Regierungsvertreter, 
daß eine Ausdehnung der Befugnis des General- 
anwalts durch entsprechende Vorschriften der Ge- 
schäftsordnung verhindert wird, stimmte der Aus- 
schuß zu. 

§ 30d 

bestimmt, daß die Dienstbehörde ein förmliches 
Disziplinarverfahren einleiten muß, wenn der 
Bundesdisziplinaranwalt dies beantragt und daß, 
ihm auf sein Ersuchen die Disziplinarakten vor- 
zulegen sind. Diese Vorschrift erscheint erforder- 
lich, denn wenn der Disziplinaranwalt eine ein- 
heitliche Handhabung der Disziplinargewalt sichern 
soll, muß er über die Vorgänge unterrichtet sein, 
und wenn er den Einzeifall auf Grund seiner 
Übersicht und Erfahrung anders beurteilt als die 
Einleitungsbehörde, muß er die Möglichkeit haben, 
eine gerichtliche Entscheidung zu erzwingen. Der 
Ausschuß hielt zunächst für erforderlich, daß der 
Bundesdisziplinaranwalt zu einem solchen Antrag 
der Zustimmung der obersten Dienstbehörde be- 
darf. Auf die Erklärung der Regierungsvertreter, 
daß in die Geschäftsanweisung eine solche Be- 
stimmung aufgenommen werde, stimmte der Aus- 
schuß diesem Paragraphen zu. 

4b V ert eidigung 

§ 30e 

Die vorliegende Fassung entspricht einem Vor- 
schlag des Rechtsausschusses. Der Beamtenrechts- 
ausschuß wollte ursprünglich gemäß Mehrheits- 
beschluß den Verteidiger in seiner amtlichen 
Funktion erst nach Einleitung des förmlichen 
Dienststrafverfahrens zulassen. Wohl aber sollte 
es dem Beamten gestattet sein, sich privat des 
Rates und der Hilfe einer rechtskundigen Person 
zu bedienen. Dagegen wandte sich der Rechtsaus- 
schuß fast einstimmig und forderte im Interesse 
des Rechtsschutzes die Zulassung eines Rechtsbei- 
standes in jeder Lage des Verfahrens, also sowohl 
in der Vorermittlung und bei Disziplinarverfügun- 
gen. Andererseits war sich der Rechtsausschuß 
auch einig, daß der Rechtsschutz des Beamten nicht 
so weit gehen kann, daß dadurch das Verfahren 
als solches und das öffentliche Interesse gefährdet 



wird. Durch entsprechende Anwendung der §§ 147 
und 192 Abs. 2 der StPO glaubte der Ausschuß, die 
richtige Mitte zu finden. Demnach steht es im 
pflichtmäßigen Ermessen dessen, der die Vor- 
ermittlung durchführt, zu entscheiden, ob der 
Untersuchungszweck gefährdet und die Aktenein- 
sicht zu verweigern ist. Ferner kann der Vertei- 
diger der Vernehmung nicht selbst beiwohnen, 
sondern nur nachher das Protokoll einsehen. 

Der Beamtenrechtsausschuß schloß sich diesem 
Vorschlag einstimmig an, indem er die §§ 21 (2) 
und 30 e in den jetzigen Fassungen beschloß. 

Ein weiterer Antrag, in Angleichung an das Ar- 
beitsrecht auch Vertreter der Gewerkschaften und 
der Berufsverbände der Beamten als Verteidiger 
zuzulassen, wurde sowohl im Beamtenrechts- 
ais auch im Rechtsausschuß abgelehnt, weil 
das disziplinarrechtliche Verfahren wohl der Straf- 
prozeßordnung, nicht aber dem arbeitsrechtlichen 
Verfahren entspricht. 

Weil aber durch diese Regelung die Verteidigung 
auf das gesamte Verfahren einschließlich Vor- 
ermittlung und die weiteren Fälle des § 105 dieses 
Gesetzes und des § 135 Abs. 3 Satz 2 DBG ausge- 
dehnt worden ist, erschien es im Interesse eines 
systematischen Aufbaus des Gesetzes erforderlich, 
die Vorschrift über die Verteidigungsmöglichkeit 
unter einem selbständigen Titel „4 b Verteidung“ 
hinter den Generalanwalt einzuordnen, um alle am 
Prozeß Beteiligten nacheinander aufzuführen. 

Ziff. 20 § 35 (3) 

Die Änderung ist inhaltlich ohne Bedeutung. Sie 
entspricht der Anregung des Bundesrates. Vgl. 
§ 30 a. Ferner wurde im Ausschuß beantragt, in 
Absatz 2 eine Bestimmung des Inhalts einzu- 
fügen, daß einer der Beisitzer der Laufbahn und 
dem Verwaltungszweig des Beschuldigten und einer 
der fachlich zuständigen Gewerkschaft angehören 
soll. Dem ersten Teil dieses Antrages wird bereits 
der bisherige § 37 gerecht. Gegen den zweiten Teil, 
wonach ein Beisitzer gewerkschaftlich organisiert 
sein soll, wurden vor allem praktische Bedenken 
geltend gemacht. Die Zahl der Beisitzer müßte er- 
heblich vermehrt werden und die Auswahl würde 
wesentlich erschwert, da ja für jeden einzelnen 
Fall die Zusammensetzung der Kammer geändert 
werden müßte. Vor allem aber wurde darauf hin- 
gewiesen, daß schließlich der Beschuldigte einen 
Beisitzer deshalb ablehnen könnte, weil dieser 
einer anderen Organisation angehöre als er selbst, 
in der Praxis würden die Beisitzer ohnehin in der 
Regel einer gewerkschaftlichen Organisation an- 
gehören, eine bindende Vorschrift aber sei un- 
zweckmäßig. Der Antrag wurde aus diesen Grün- 
den von der Mehrheit abgelehnt. 

Ziff. 21 § 36 (3) 

Im Ausschuß wurde beantragt, den Gewerkschaf- 
ten das Vorschlagsrecht für die nichtrichterlichen 
Beisitzer der Disziplinarkammer einzuräumen. 


Bisher ist es bei Bund und Ländern übereinstim- 
mend so geregelt, daß die Verwaltungen die Bei- 
sitzer Vorschlägen, jedoch wurden bereits vor 1933 
die Spitzenorganisationen zu diesen Vorschlägen 
gehört. Der Ausschuß war einmütig der Auf- 
fassung, daß die Spitzenorganisationen das Recht 
erhalten sollen, auch Vorschläge zu machen. Strit- 
tig war zunächst, welche Organisationen darunter 
zu verstehen sind. 

Die Mehrheit des Ausschusses war aber anderer- 
seits ebenso eindeutig gegen ein ausschließ- 
liches Vorschlagsrecht der Spitzenorganisationen 
oder der Gewerkschaften, weil dann alle Nicht- 
organisierten völlig übergangen würden und der 
nichtorganisierte Beschuldigte befürchten müßte, 
daß der gewerkschaftliche Beisitzer voreingenom- 
men ist. Es sei aber ein bisher unbestrittener 
Grundsatz bei jeder Auswahl von Schöffen (Laien- 
richtern), daß alles vermieden werden müsse, was 
den Eindruck erwecken könnte, als handle es sich 
um Vertreter von Interessengruppen. Darum müsse 
auch die Verwaltung von sich aus Vorschläge 
machen können. 

Bei der Abgrenzung der vorschlagsberechtigten 
Organisationen war sich der Ausschuß einig, daß 
auf keinen Fall irgendwelche zu diesem Zweck ge- 
bildete oder auch zeitbedingte Beamtenvereinigun- 
gen in dieses Vorschlagsrecht einbezogen werden 
sollen. Ebenso wenig kommen für die Bundes- 
Disziplinargerichte irgendwelche auf Länder- oder 
sonstiger gebietlich beschränkter Ebene sich bildende 
Spitzenorganisationen in Frage, sondern nur für 
das ganze Bundesgebiet eingerichtete Verbände, 
welche die Vertretung der wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen ihrer Mitglieder bei den ober- 
sten Bundesbehörden übernommen haben. 

Nach eingehender Beratung einigte sich die Mehr- 
heit des Ausschusses ferner dahin, daß nur solche 
Spitzenverbände in Frage kommen sollen, welche 
Ziele verfolgen, die denen der Gewerkschaften 
und des Beamtenbundes gleichlaufend sind, also 
die Wahrung der sozialen und wirtschaftlichen In- 
teressen ihrer Mitglieder pflegen. Nicht aber sollen 
konfessionellen, weltanschaulichen oder rein fach- 
lichen Interessen dienende Organisationen einbe- 
zogen werden. Bei der Abgrenzung des Begriffes 
„Spitzenorganisation“ schloß sich der Ausschuß den 
Ausführungen des Vorsitzenden des Ausschusses 
für Arbeit an, welcher zu dieser Beratung zuge- 
zogen worden war, daß nämlich als Spitzenorgani- 
sation nur eine Vereinigung anerkannt werden kann, 
welche sich durch den Zusammenschluß mehrerer 
selbständiger Organisationen bildet. Auf Grund all 
dieser Überlegungen beschloß der Ausschuß schließ- 
lich mit Mehrheit die vorgeschlagene Fassung. Nach 
einmütiger Auffassung des Ausschusses soll das 
Vorschlagsrecht durch diese Bestimmungen aus- 
schließlich geregelt sein, d. h. Vorschläge von Or- 
ganisationen, welche nicht unter diese Bestimmung 
des § 36 (3) fallen, dürfen nicht entgegengenommen 
werden. 
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Zu § 40 (1) 

wurde der Antrag gestellt, „Geldbuße“ zu strei- 
chen. Die Mehrheit konnte sich dem nicht anschlie- 
ßen, da sie es für ein unabdingbares Erfordernis 
hielt, daß ein Beamter, der über andere richten 
soll, selbst unbestraft sein muß. Der Antrag wurde 
darum mit Mehrheit abgelehnt. 

Ziff. 22 a § 41 (3) 

Der Ausschuß war einmütig der Meinung, daß 
die Vorschrift über die Geschäftsverteilung und 
Geschäftsordnung in das Gesetz aufzunehmen ist. 
Ihr Zweck ist, eine dem Gerichtsverfassungsgesetz 
entsprechende Regelung über die Bildung und 
Mitwirkung des Präsidiums bei der Geschäftsver- 
teilung auch für das Disziplinarrecht zu treffen. 
Soweit nach dem GVG dem Präsidenten und den 
Senatspräsidenten bestimmte Befugnisse einge- 
räumt sind (z. B. § 62 GVG) soll dies auch für den 
Bundesdisziplinarhof gelten. 

Ziff. 22 b § 41 (5) 

Die Bezugnahme auf § 35 (1) muß auf Satz 1 be- 
schränkt werden, da Satz 2 deshalb nicht mehr an- 
wendbar ist, weil der Disziplinarhof seinen Sitz in 
Berlin erhält. 

Da für die hauptamtlichen richterlichen Beisitzer 
die besonderen Bestimmungen der §§ 108 und 109 
gelten, mußten für die Beisitzer aus der Beamten- 
schaft besondere Vorschriften in den §§ 38 bis 40 
erlassen werden. Die Änderung stellt klar, daß sie 
nur für die Beisitzer aus der Beamtenschaft gelten. 

Der Ausschuß hat auch erwogen, die Vorschrift 
des § 37, zweiter Halbsatz, sinngemäß auf den 
Disziplinarhof anzuwenden. Er nahm jedoch 
schließlich davon Abstand. Die Mitwirkung von 
Beisitzern, welche mit den dienstlichen Verhält- 
nissen und mit dem Aufgabenkreis des Beschuldig- 
ten besonders vertraut sind, erscheint zwar in dem 
Verfahren vor der Disziplinarkammer zweckmäßig, 
wo Aufgabe des Gerichts die Tatsachenaufklärung 
ist. Die Aufgabe des Disziplinarhofes als eines 
oberen Bundesgerichtes ist dagegen in erster Linie 
die Wahrung einer einheitlichen Rechtsprechung 
und die Entscheidung von Fragen grundsätzlicher 
Bedeutung. Hierfür ist es zweckmäßig, die Zahl der 
Mitglieder des Gerichts möglichst klein zu halten 
und in der Besetzung der Senate möglichst wenig 
Änderungen eintreten zu lassen. Durch die Anwen- 
dung der Bestimmung des § 37 würden aber schon 
bei 2 Senaten etwa 30 Beisitzer erforderlich. Da- 
von müßte überdies der größte Teil aus dem Bun- 
desgebiet gestellt werden, da in Berlin nur wenig 
Verwaltungszweige des Bundes mit eigenen Be- 
hörden vertreten sind. Es entstünden also auch er- 
hebliche Mehrkosten. 

Ziff. 23 § 42 (2) 

Die Änderung ist eine Folge des allgemeinen Be- 
schlusses zu Ziff. 19. Vgl. Bericht zu § 30 d. 


Ziff. 24 § 43 

Die Änderung in Satz 1 bedeutet, daß jeder Se- 
nat des Bundesdisziplinarhofes in Zukunft mit drei 
ordentlichen Mitgliedern beschließt. Im Interesse 
einer Beschleunigung der Arbeit dieses Gerichtes 
erschien diese Regelung angebracht, zumal es sich 
bei solchen Beschlüssen fast ausnahmslos um 
die Entscheidung reiner Rechtsfragen (§ 73) han- 
delt. Satz 2 bringt als Neuerung die Vorschrift, daß 
bei den Senaten des Bundesdisziplinarhofes, die 
schon bisher in der Hauptverhandlung mit drei 
Richtern und zwei weiteren Mitgliedern besetzt 
waren, eines der zwei weiteren Mitglieder der 
Laufbahn und möglichst dem Dienstzweig des Be- 
schuldigten angehören soll. 

Dem Ausschuß lag hierzu ein Antrag vor, daß 
diese zwei weiteren Mitglieder diese Voraussetzun- 
gen erfüllen müssen. Dagegen wurde eingewendet, 
daß durch ständigen Wechsel der nichtrichterlichen 
Mitglieder von einem Fall zum anderen die Ein- 
heitlichkeit der Rechtsprechung gefährdet werden 
könne. Der Ausschuß konnte sich vor allem den 
großen Schwierigkeiten nicht verschließen, die eine 
solche Vorschrift für die Arbeit des Bundesdiszi- 
plinarhofes in Berlin bedeuten würde. Diese 
Schwierigkeiten sind nicht nur finanzieller Art, 
sondern auch solche der Rechtspflege, weil sich 
z. B. die unausbleibliche Notwendigkeit ergeben 
würde, eine turnusmäßige Behandlung der an- 
stehenden Fälle durchzuführen. Des weiteren er- 
gäbe sich die Gefahr erheblicher Benachteiligung 
des Beschuldigten, wenn sein Fall deshalb abge- 
setzt werden müßte, weil das Gericht nicht vor- 
schriftsmäßig besetzt werden kann (Reiseschwie- 
rigkeiten usw.). Auf Grund dieser besonderen 
Schwierigkeiten, welche der Sitz des Bundesdiszi- 
plinarhofes in Berlin mit sich bringt, beschloß der 
Ausschuß schließlich einstimmig die vorliegende 
Fassung, war aber der einmütigen Auffassung, daß 
nach Möglichkeit die beiden nichtrichterlichen Mit- 
glieder der Laufbahn und möglichst auch dem 
Verwaltungszweig des Beschuldigten angehören 
sollen. 

Ziff. 25 a § 44 (1) 

Die Ergänzung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. Vgl. Bericht zu § 30 d. In 
Angleichung an die StPO wurden die Hilfsunter- 
suchungsführer auch hier gestrichen. 

Ziff. 25 b § 44 (2) 

bringt als Neuerung die Bestimmung, daß zu Un- 
tersuchungsführern nur Beamte bestellt werden 
können, welche die Befähigung zum Richteramt 
haben. 

Ziff. 25 c § 44 (3) 

bringt als Neuerung die Möglichkeit, gegen die 
Entscheidung der Einleitungsbehorde Beschwerde 
an die Bundesdisziplinarkammer zu erheben, wel- 
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che endgültig entscheidet. Diese Ergänzung ist auf 
Grund des Artikels 19 Abs. 4 GG erforderlich. Die 
sonstigen Änderungen sind Anpassungen an die 
allgemeinen Beschlüsse. 

Ziff. 25 d § 44 (4) 

Die Streichung des Abs’. 4 ist eine Folge des all- 
gemeinen Beschlusses zu Ziff. 19, 

Ziff. 26 § 45 (2) 

bringt als Neuerung die Möglichkeit, gegen die 
Entscheidung des Untersuchungsführers Beschwerde 
an die Bundesdisziplinarkammer zu erheben, 
welche endgültig entscheidet. Diese Ergänzung ent- 
spricht den Grundsätzen des Rechtsstaates. 

Ziff. 27 § 46 

Die Änderung ist eine Folge des allgemeinen Be- 
schlusses zu Ziff. 19, 


Ziff, 28 § 47 

Die Änderung ist eine Folge des allgemeinen Be- 
schlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 29 § 48 (1) 

Die Änderung bedeutet, daß in erster Linie der 
Beschuldigte oder seine Angehörigen selbst die 
Möglichkeit haben sollen, einen Verteidiger zu be- 
stimmen. Ein Antrag, im Gesetz ausdrücklich zu 
bestimmen, daß die Angehörigen zu hören sind, 
wurde von der Mehrheit abgelehnt, weil man es 
für selbstverständlich hielt, daß dies geschieht, und 
man Selbstverständliches nicht in das Gesetz schrei- 
ben soll. Darüber hinaus hat der Beschuldigte nach 
§ 30 e die Möglichkeit, bereits während der Vor- 
untersuchung einen Wahlverteidiger zu bestellen. 
Auch hier können die Angehörigen also bereits 
Einfluß nehmen. 

An der Möglichkeit, einen Beamten als Verteidi- 
ger aufzustellen, wurde festgehalten, weil dies für 
den Beschuldigten aus Gründen der Kostenerspar- 
nis und der Kenntnis der persönlichen und dienst- 
lichen Verhältnisse zweckmäßig ist. 

Ziff. 30 § 49 (3) 

Die Streichung des Abs. 3 erfolgte gemäß dem 
Vorschlag des Bundesrates (vgl. Bericht zu § 30 e). 
Der Beschuldigte soll dadurch in erweitertem Um- 
fange die Möglichkeit erhalten, sich des Beistandes 
eines Verteidigers zu bedienen. 

Ziff 31 § 50 

Die Änderung ist eine Folge des allgemeinen Be- 
schlusses zu Ziff. 19, 


Ziff. 32 a § 51 (1) 

bringt als wesentliche Neuerung, daß der Unter- 
suchungsführer dem Beschuldigten auf Antrag 
Akteneinsicht gewähren muß. Da dieses Recht auf 
Akteneinsicht ohne Einschränkung gilt, im Diszi- 
plinarverfahren aber auch Akten zur Vorlage kom- 
men, für die eine gesetzliche Geheimhaltungspflicht 
besteht (Postgeheimnis, Steuerakten), mußte inso- 
weit eine einschränkende Bestimmung eingefügt 
werden. 

Der Ausschuß hat auch die Frage geprüft, ob es 
darüber hinaus erforderlich ist, dem Beschuldigten 
die Möglichkeit zu geben, den Schlußbericht einzu- 
sehen. Auf Grund der Tatsache, daß der Schluß- 
bericht keine Würdigung der festgestellten Tat- 
sachen, sondern lediglich einen Leitfaden durch die 
Akten darstellt, hielt der Ausschuß eine solche Be- 
stimmung nicht für erforderlich. 

Eingehend befaßte sich ~der Ausschuß mit dem 
Vorschlag des Rechtsausschusses des Bundesrates, 
das Wort „Akten“ durch „Ermittlungs- und Unter- 
suchunngunterlagen“ zu ersetzen. Der Ausschuß 
konnte sich dem Vorschlag nicht anschließen. Der 
Begriff „Ermittlungs- und Untersuchungsunter- 
lagen“ ist im gesetzlichen Sprachgebrauch nicht ver- 
ankert. Das Gesetz spricht vielmehr auch an ande- 
ren Stellen immer nur von „Akten“ (z. B. § 57, 
§ 72). Der Begriff „Akten“ wird in der gesamten 
Gesetzgebung auch im Zivil- und Strafverfahrens- 
recht angewandt, und seine Bedeutung steht un- 
mißverständlich fest. Es ist unzweifelhaft, daß er 
alle Unterlagen und Schriftstücke umfaßt, die ent- 
weder im Verfahren selbst entstanden oder für 
diesen Zweck beigezogen worden sind. Dazu ge- 
hören auch die bei dem Ermittlungs- und Unter- 
suchungsverfahren entstandenen Teilstücke, Unter- 
lagen und Vermerke. Da demnach der Begriff 
„Akten“ kaum mißverstanden werden kann, hielt 
es der Ausschuß für zweckmäßig, den in der Ge- 
setzgebung eingebürgerten Begriff beizubehalten, 
und um jeden Zweifel auszuschließen, soll in der 
Durchführungsverordnung bestimmt werden, daß 
zu den Akten im Sinne dieser Vorschrift die ge- 
samten Ermittlungs- und Untersuchungsunterlagen 
gehören. 

Ziff. 32 b § 51 (2) 

Die Ergänzung ist erforderlich aus den zu § 30 d 
angeführten Gründen. 

Ziff 33 a § 52 (2) 

erweitert die Möglichkeiten der Einleitungsbehörde, 
das Verfahren einzustellen, insbesondere hinsicht- 
lich der aktiven Beamten (vgl. § 3 Abs. 2), 

Ziff. 33 b § 52 (3) 

gibt dem Bundesdisziplinaranwalt die Möglichkeit, 
der Einstellung des Verfahrens zu widersprechen. 
In diesem Falle erhält er die Akten zur Fertigung 
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der Anschuldigungsschrift. Diese Ergänzung ist er- 
forderlich aus den zu § 30 a angeführten Gründen; 
wenn nämlich der Disziplinaranwalt eine einheit- 
liche Handhabung sichern soll, muß er die Mög- 
lichkeit haben, eine gerichtliche Entscheidung her- 
beizuführen. 

Ziff. 33 c § 52 

Die übrigen Änderungen des § 52 sind lediglich 
redaktioneller Art. 

Ziff. 34 a u. b § 53 (1) u. (4) 

Die Änderungen sind eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 35 c 8 53 (6) 

bringt eine Bestimmung zum Schutze des Ange- 
schuldigten, welche schon bisher gültig, jedoch in 
der Durchführungsverordnung enthalten war. Es i^t 
erforderlich, diese Bestimmung im Hinblick auf 
ihre weitgehende Bedeutung in das Gesetz selbst 
aufzunehmen. Während die formellen Mängel des 
§ 52 zur Einstellung des Verfahrens führen, ge- 
nügt es bei diesen Untersuchungsmängeln des 
§ 53 (6), die Anschuldigungsschrift an den Bundes- 
disziplinaranwalt zur Beseitigung der Mängel zu- 
rückzugeben. 

Ziff, 35 8 54 

Die Ergänzung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 36 § 56 

entfällt, da diese Bestimmung bereits als § 30 e 
vorgezogen worden ist. 

Ziff. 37 8 57 

Die Worte „und sein Verteidiger“ glaubte der 
Ausschuß als überflüssig streichen zu sollen, weil 
auch sonst im Gesetz immer nur der Beschuldigte 
erwähnt wird und sich aus der Anwendung der 
Strafprozeßordnung ohnedies ergibt, daß auch der 
Verteidiger mitinbegriffen ist, wenn der Beschul- 
digte erwähnt wird. 

Unter dem Begriff „Abschrift nehmen“ verstand 
der Ausschuß die Möglichkeit, eigenhändig eine 
Abschrift machen oder eine solche gegen eine Ge- 
bühr von der Kanzlei hersteilen lassen. 

Ziff. 38 § 58 

Die Ergänzung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. Da die Belange der Ein- 
leitungsbehörde durch den Verlauf des Verfah- 
rens berührt werden, muß sie die Möglichkeit 
haben, an der Hauptversammlung teilzuhaben. Aus 
diesem Grunde muß sie auch geladen werden. 


§ 60 

bestimmt im Gegensatz zur Regierungsvorlage, daß 
die Nichtöffentlichkeit des Disziplinarverfahrens 
beibehalten wird. Der Ausschuß befaßte sich wie- 
derholt eingehend mit dieser Frage. Er war sich 
einig, daß die Entscheidung, ob die Öffentlichkeit 
vom Disziplinarverfahren ausgeschlossen werden 
kann, davon abhängig ist, ob dieses Verfahren 
seiner inneren Natur nach ein Gerichtsverfahren im 
Sinne der Grundsätze des Prozeßrechtes ist. Dem 
Ausschuß erschien es unstreitig, daß es sich beim 
Disziplinarverfahren um ein öffentlich-rechtliches 
Verfahren handelt, das sich zwischen dem Beschul- 
digten und der entsprechenden Behörde abspielt. 
Er kam zu der einhelligen Ansicht, daß es sich nicht 
so sehr um ein gerichtliches Verfahren als viel- 
mehr um ein Verwaltungsverfahren handelt, dessen 
Zweck ein interner Reinigungsvorgang der Be- 
amtenschaft ist. Aus dem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnis der Beamten ergeben 
sich besondere Pflichten für diese Gruppe von 
Menschen. Durch das Disziplinarverfahren soll der- 
jenige, welcher diese besonderen Pflichten der 
Gruppe verletzt, gleichsam zur Ordnung gerufen, 
mehr oder minder eindringlich ermahnt oder gar 
in einer Art öffentlich-rechtlichen Kündigungsver- 
fahren ausgestoßen werden. Das Disziplinarver- 
fahren hat darum große Ähnlichkeit mit einer 
Ehrengerichtsbarkeit, welche auch sonst unter Aus- 
schluß der Öffentlichkeit durchgeführt zu werden 
pflegt. Bei diesen Reinigungsverfahren sind auch 
die Personalakten des Beamten Gegenstand des 
Verfahrens. Es liegt weder im Interesse der Öffent- 
lichkeit noch des Beamten, diese meist rein persön- 
lichen Dinge öffentlich bekannt zu machen. Auch 
ist darauf hinzuweisen, daß der Ruf des Beamten, 
auch im Falle eines Freispruches, durch die Ver- 
öffentlichung solch persönlicher Dinge gefährdet 
wird. Insoweit ist die Nichtöffentlichkeit zum 
Süiutze des Beamten erforderlich. 

Die Praxis hat ferner bewiesen, daß die Öffent- 
lichkeit für solche Verfahren wenig Interesse zeigt 
und kaum daran teilnimmt. 

Aus allen diesen Gründen haben mehrere Län- 
der (z. B. Baden, Hamburg, Bremen, Hessen, 
Nordrhein- Westfalen, Nieder Sachsen, Rheinland- 
Pfalz) die Nichtöffentlichkeit des Disziplinarver- 
fahrens beibehalten. Andere Länder (Würtcemberg- 
Hohenzollern und Schleswig-Holstein) haben wohl 
den Grundsatz der Öffentlichkeit eingeführt, aber 
zugleich die Möglichkeit gegeben, die Öffentlich- 
keit in jeder Lage des Verfahrens auszuschließen, 
ohne daß die sonst erforderlichen Gründe wie in 
der Strafprozeßordnung vorliegen müssen, 

Der Ausschuß beschloß schließlich mit großer 
Mehrheit bei einigen Enthaltungen die Nicht- 
öffentlichkeit des Verfahrens. Die Enthaltungen 
wurden begründet mit dem Hinweis, daß die Ge- 
werkschaftsvertreter nicht zu dem Verfahren zu- 
gelassen seien (vgl. Bericht zu § 30 e) und man 
dadurch ein Mittel ausgeschlagen habe, auch einem 
möglichen Mißtrauen entgegen zu wirken. 
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Gemäß diesem Beschluß mußten die Worte 
Disziplinar„gericht“ durch Disziplinar„kammer“ , 
-„hof“ ersetzt werden. 

Ziff. 39 a § 61 (2) 

Die Änderung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 39 b u. c § 61 (4—5) 

bringen ebenfalls eine Ergänzung aus obigem 
Grunde und eine unmißverständlichere Fassung, 
aus welcher klar hervorgeht, daß der bevollmäch- 
tigte Beamte der Einleitungsbehörde vor dem 
Schluß der Beweisaufnahme zu hören ist, während 
die Schlußanträge des Generalanwalts, des Ver- 
teidigers und des Beschuldigten nach Schluß der 
Beweisaufnahme gestellt werden. 

Ziff. 40 § 63 (2) 

lediglich redaktionelle Änderungen. 

Ziff. 40 b § 63 (3) 

Die Änderung ist eine Folge der Beschlüsse zu 
§ 3 (2) und § 52 (2). 

Ziff, 41 a § 64 (1) 

Der Ausschuß hielt die Beschränkung des Unter- 
haltsbeitrages auf 75 °/o des erdienten Ruhegehaltes 
für ausreichend und beschloß, die darüber hinaus- 
gehende Kürzung wegfallen zu lassen. 

Ziff. 41 b § 64 (5) 

gibt der Bundesdisziplinarkammer die Möglichkeit, 
den Hinterbliebenen des Verurteilten u. U. einen 
Unterhaltsbeitrag zu bewilligen. Diese Ergänzung 
hielt der Ausschuß aus sozialen Gründen für er- 
forderlich. 

Ziff. 41 b § 64 (6) 

Diese Bestimmung war bisher in der Durchf.VO. 
Ihre Aufnahme in das Gesetz erscheint angebracht. 

Ziff. 42 a u. b § 65 (1) u. (3) 

lediglich redaktionelle Änderungen und Ergän- 
zungen gemäß dem allgemeinen Beschluß zu 
Ziff. 17. 

Ziff. 43 a § 66 (2) 

lediglich sprachliche Verbesserungen. 

Ziff. 43 b § 66 (4) 

Die Neuerung bedeutet, daß der Vorsitzende der 
Bundesdisziplinarkammer eine verspätet einge- 
legte Beschwerde als unzulässig verwerfen kann. 


Zweck dieser Neuerung ist die Vereinfachung und 
Beschleunigung des Verfahrens. 

Ziff, 44 § 67 

Die neuen Absätze 3 und 4 bringen Vorschriften, 
durch welche die Rechte der Einleitungsbehörde 
gegenüber dem Bundesdisziplinaranwalt gesichert 
werden. Da die Belange der Einleitungsbehörde 
durch das Urteil erheblich berührt sein können, 
muß sie die Möglichkeit erhalten, die Einlegung 
eines Rechtsmittels zu veranlassen. Weil aber die 
Einleitungsbehörde im Verfahren vor dem Bundes- 
disziplinargericht nicht mehr aktiv legitimiert ist, 
erscheint es angebracht, daß der Bundesdisziplinar- 
anwalt verpflichtet wird, auf Verlangen der Ein- 
leitungsbehörde Berufung eihzulegen und daß er 
diese nur im Einvernehmen mit der Einleitungs- 
behörde zurücknehmen kann. 

Der Vorschlag, in Abs. 3 ausdrücklich hervorzu- 
heben, daß auch der Bundesdisziplinaranwalt an 
die Berufungsfrist in Abs. 1 gebunden ist, fand 
keine Zustimmung, weil es der Ausschuß für selbst- 
verständlich hielt, daß der Bundesdisziplinaranwalt 
ebenso wie der Beschuldigte der Frist des Abs. 1 
unterliegt. 

Der neue Abs. 4 bringt die Möglichkeit, die Ge- 
währung eines Unterhaltsbeitrages in der zweiten 
Instanz zum Nachteile des Beschuldigten zu 
ändern. Diese Möglichkeit zu schaffen schien er- 
forderlich, damit eine veränderte Beurteilung der 
Gesichtspunkte, die der Bewilligung eines Unter- 
haltsbeitrages zugrunde gelegt worden sind, oder 
veränderte Umstände, die sich in der Zeit bis zur 
Entscheidung in der zweiten Instanz ergeben, be- 
rücksichtigt werden können. Der Vorschlag, dem 
Bundesdisziplinaranwalt das Recht zur Anschluß- 
berufung nur in Verbindung mit seiner Erwide- 
rungsschrift, nicht aber bis zum Schluß der Haupt- 
verhandlung zu geben, fand nicht die Zustimmung 
des Ausschusses, da sich gerade in der Hauptver- 
handlung Einzelheiten ergeben könnten, die zur 
Anschlußberufung führen. Darüber hinaus dient 
die hier getroffene Regelung auch dem Schutz des 
Beschuldigten, da das Gericht ohne die Initiative des 
Bundesdisziplinaranwalts die Unterhaltsentschei- 
dung nicht abändern kann. 

Ziff. 45 § 71 

Die Änderung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 46 a § 73 (1) 

wurde die Bestimmung gestrichen, nach welcher 
der Bundesdisziplinarhof die Berufung als offen- 
sichtlich unbegründet durch Beschluß zurückver- 
weisen konnte. Trotz des Hinweises, daß auch die 
Strafprozeßordnung die Verwerfung von Berufun- 
gen im Beschlußverfahren vorsehe und daß diese 
Möglichkeit nur bei offensichtlich unbegründeten 
Berufungsanträgen äusgeschöpft werde und daß 


12 



die Untersuchung der Voraussetzungen sehr genau 
erfolge, glaubte die Mehrheit des Ausschusses, daß 
diese Bestimmung dem Beschlußverfahren allzu 
weitgehende Möglichkeiten gebe, durch welche der 
Beschuldigte benachteiligt werden könnte. 

Ziff. 46 b u. d § 73 (2) u. (3) 

Nur redaktionelle Änderungen. 

Ziff. 46 c § 73 (3) 

Die Änderung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 47 a und b § 75 (1) u. (2) 

Die Änderungen sind eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 48 § 80 a 

bestimmt, daß die Anordnungen gemäß §§ 78 und 
79 dem Beschuldigten und dem Bundesdisziplinar- 
anwalt zuzustellen sind. Diese Bestimmung stand 
bisher in der Durchführungsverordnung, ihre Auf- 
nahme in das Gesetz erscheint angebradht. 

Ziff. 49 § 81 (1) u. (2) 

Die Änderungen ergeben sich aus dem Bericht 
zu § 30 d. Wenn der Bundesdisziplinaranwalt eine 
einheitliche Handhabung der Disziplinargewalt ge- 
währleisten soll, muß er auch in diesem Falle ein- 
geschaltet werden. 

Ziff. 49 § 81 (3) u. (4) 

Diese Erweiterung entspricht dem Grundgedan- 
ken des Art. 19 Abs. 4 GG. 

Ziff. 50 § 83 

Hierzu wurde der Antrag gestellt, die Wieder- 
aufnahme des Verfahrens auf den gesamten Stra- 
fenkatalog des ß 4 auszudehnen und überhaupt 
die richterliche Nachprüfung der Dienststrafen in 
gewissen Zeitabständen gefordert. 

Die Vertreter der Regierung wiesen darauf hin, 
daß die Wiederaufnahmebestimmung erst 1937 in 
das Gesetz aufgenommen wurde. Würde die Auf- 
nahmemöglichkeit auch für die Disziplinarverfügun- 
gen geschaffen, so würde das eine unabsehbare 
Ausweitung der Arbeit der Gerichte hervorrufen. 
Schon bisher hätten die Wiederaufnahmeanträge 
ein Drittel des Arbeitsanfalles der Gerichte aus- 
gemacht. Diese Ausweitung bewirke auch einen 
beträchtlichen Leerlauf. Alle gestellten Anträge 
müßten überprüft werden. Nach den Erfahrungen 
sei aber von 100 Wiederaufnahmeanträgen nur 
einer begründet. 

Es wurde ferner geltend gemacht, daß der Grund- 
gedanke dieser Regelung bedeute, bei den Stra- 


fen, welche den Verlust der Beamtenrechte zur 
Folge haben, eine Nachprüfung in Form einer 
Wiederaufnahme möglich zu machen. Dagegen sei 
es zweckmäßig, die geringeren Strafen, bei denen 
der Bestrafte Beamter bleibt, im Gnadenwege zu 
erledigen. 

Nachdem auch der Rechtsausschuß die Erweite- 
rung der Wiederaufnahmemöglichkeit empfohlen 
hatte, beschloß der Beamtenrechtsausschuß einstim- 
mig die vorliegende Fassung, wodurch für alle 
Strafen von der Gehaltskürzung aufwärts die 
Wiederaufnahme ermöglicht wird. 

Ziff. 51 § 86 

Nur redaktionelle Änderungen. Vgl. Bericht zu 
S 30 e. 

Ziff. 52 § 88 (2) 

Die Ergänzung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 53 a § 90 (1) 

Die Ergänzung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 53 b § 90 (2) 

In Abs. 2 wurde der letzte Halbsatz gestrichen, 
so daß der Bundesdisziplinarhof auch an die Vor- 
schriften des § 48 (3) gebunden ist. 

Ziff 53 c § 90 (3) 

Die Streichung ist eine Folge des allgemeinen 
Beschlusses zu Ziff. 19. 

Ziff. 54 a § 91 

Nur eine sprachliche Änderung. 

Ziff. 55 § 92 (1) 

Die Ergänzung ist aus den zu § 30 d (Ziff. 19) 
aufgeführten Gründen erforderlich. 

Ziff. 56 § 93 (2) 

bringt insofern eine Änderung, als der Bundes- 
disziplinaranwalt bzw. sein Vertreter von der Mit- 
wirkung im Wiederaufnahmeverfahren in Zukunft 
nicht mehr wie bisher sein Vorgänger (Vertreter 
der Einleitungsbehörde), ausgeschlossen ist. Diese 
Änderung ist eine notwendige Folge der Stellung 
des Bundesdisziplinaranwalts. Es besteht kein Be- 
dürfnis, die Mitwirkung solcher Personen am 
Wiederaufnahmeverfahren einzuschränken, die 
weder an der früheren Entscheidung mitgewirkt 
haben, noch an der Entscheidung im Wiederauf- 
nahmverfahren mitwirken. Dieser Regelung ent- 
spricht auch die Zivil- und Strafprozeßordnung. 
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Ziff. 57 § 94 

Um etwaigen Mißdeutungen vorzubeugen, wur- 
de für die unschönen Worte „nicht ebenso bestraft 
ist“ die angeführte Fassung gewählt. 

Ziff. 58 

Die Änderung der Überschrift ist im Hinblick 
auf die sachliche Änderung des § 96 erforderlich. 

Ziff. 59 § 96 (1) 

erweitert die bisherige Möglichkeit, den Unter- 
haltsbeitrag wieder zu entziehen, auch auf den 
Fall, daß sich nachträglich die Nichtbedürftigkeit 
des Verurteilten herausstellt. 

Ziff. 59 § 96 (2) 

bringt eine Neuerung des Inhalts, daß die Bundes- 
disziplinarkammer auf Antrag den Unterhalts- 
beitrag nachträglich bewilligen oder erhöhen kann, 
wenn sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Verurteilten verschlechtert haben. Der Ausschuß 
hielt eine solche Vorschrift für erforderlich. 

Ziff. 59 § 96 (3) 

entspricht inhaltlich dem bisherigen Abs. 1 Sitz 2 
und 3. Ergänzend wurde bestimmt, daß der Ver- 
urteilte und der Bundesdisziplinaranwalt Gelegen- 
heit zur Äußerung erhalten. 

Ziff. 59 § 96 (4) 

Diese Vorschrift stand bisher in den Durchfüh- 
rungsbestimmungen. Der Ausschuß beschloß, sie in 
das Gesetz aufzunehmen, weil sie eine wichtige Zu- 
ständigkeitsregelung und materiell-rechtliche Be- 
stimmungen enthält. 

Die übrigen Änderungen des § 96 sind nur re- 
daktioneller Art. 

Ziff. 60 § 97 

Gemäß den Bestimmungen des Gerichtskosten- 
gesetzes beschloß der Ausschuß auch hier die all- 
gemeine Pfändungsfreigrenze einzuführen. 

Ziff. 61 § 97 a 

Der Beamtenrechtsausschuß hatte sich zunächst 
für die Einführung von Gebühren im Disziplinar- 
verfahren entschieden. Auf die grundsätzlichen 
und praktischen Bedenken des Rechtsausschusses 
hin beschloß er dann, keine Gebühren einzuführen. 

Bezüglich Ziff. 5 und 6 war sich der Ausschuß 
darüber klar, daß durch den Sitz des Bundes- 
disziplinarhofes in Berlin erhöhte Kosten ent- 
stehen können, welche nicht entstünden, wenn 
dieses Gericht irgendwo im Bundesgebiet seinen 
Sitz hätte. Diese u. U. beträchtlich höheren Kosten 


könnten dazu führen, daß der Beschuldigte mit 
Rücksicht auf sie die Einlegung eines Rechtsmittels 
unterläßt. Der Ausschuß kam zu der einmütigen 
Überzeugung, daß man diese erhöhten Kosten 
dem Beschuldigten nicht auferlegen darf. Er nahm 
jedoch davon Äbstand, diese Frage im Gesetz zu 
regeli;! und begnügte sich mit der Zusicherung der 
Regierungsvertreter, diese Angelegenheit im Ver- 
waltungswege entsprechend der Meinung des Aus- 
schusses zu regeln. 

Ziff 62 § 98 

Lediglich sprachliche Verbesserungen. 

Ziff. 63 § 99 

Lediglich sprachliche Verbesserungen. 

Ziff. 64 8 100 (1) u. (2) 

Regelt die Frage der Kosten und den Ersatz von 
Auslagen für den Fall des Freispruches tieu. 

Hierzu wurde der Antrag gestellt, die Kann-Be- 
stimmung des Abs. 1 Satz 2 der bisherigen Fas- 
sung in eine Muß-Bestimmung zu ändern. Zur Be- 
gründung wurde darauf hingewiesen, daß es dem 
allgemeinen Rechtsdenken entspricht, bei ' Frei- 
spruch die Kosten der Staatskasse aufzuerlegen. 

Demgegenüber wurde vor allem geltend gemacht, 
daß nicht nur wegen Schuldlosigkeit, sondern auch 
wegen fehlender Prozeßvoraussetzungen freige- 
sprochen wird. In diesem Fall sei der Ersatz der 
Kosten unangebracht. Ferner bestünde die Gefahr, 
daß der Bes^uldigte überflüssige Kosten verur- 
sacht. 

Vor allem aber sei es im Strafverfahren ähnlich 
geregelt. Auch dort können die Kosten ersetzt 
werden (§ 467 StPO). Auch in den Ländern sei es 
mit Ausnahme von Bremen, Württemberg und 
Bayern ebenso geregelt. 

Nach eingehender Beratung kam der Ausschuß 
zu der einmütigen Auffassung, daß im Falle eines 
Freispruches wegen erwiesener Schuldlosigkeit die 
notwendigen Auslagen ersetzt werden müssen. 
Demgemäß beschloß er vorliegende Fassung. 

Ziff. 65 § 102 (2) u. (3) 

Die Einfügung dieser Absätze ist eine Folge des 
Beschlusses zu § 4. 

Ziff. 65 8 102 (6) 

Die Änderung bedeutet, daß die allgemeine 
Pfändungsfreigrenze beachtet werden muß. 

Ziff. 66 § 103 

Diese Ergänzung entspricht Artikel 35 GG. 
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8 107 

Dieser Bestimmung glaubte der Ausschuß nur 
zustimmen zu können unter der Annahme, daß die 
Stellung des Widerrufsbeamten im endgültigen 
Bundesbeamtengesetz gefestigt wird. 

Ziff. 67 

Lediglich eine sprachliche Änderung. 

Ziff. 68 § 10$ 

Der Ausschuß hielt diese Bestimmung nicht für 
zweckmäßig. Lediglich im Hinblick auf die in 
Kürze zu regelnde Rechtsstellung der Richter 
wollte er aber an der Vorschrift nichts ändern und 
beschloß aus diesem Grunde, die Vorschläge des 
Regierungsentwurfs nicht zu erörtern. Der Aus- 
schuß beabsichtigt, diese Vorschrift im Zusammen- 
hang mit dem Gesetz über die Rechtsstellung der 
Richter, das ja ohnedies auch im Beamtenrechts- 
ausschuß mitbearbeitet werden wird, neuzufassen. 

Ziff. 69 

Lediglich eine sprachliche Änderung. 

Ziff. 70 a § 110 (2) 

Die Ergänzung ist erforderlich, weil § 109 weg- 
gefallen ist. Inhaltlich bedeutet sie nichts Neues, 
sondern die Aufnahme der Durchführungsbestim- 
mungen in das Gesetz. 

Ziff. 70 b § 110 (6) 

Nur eine redaktionelle Änderung. 

Ziff. 71 

Nur eine redaktionelle Änderung. 

Ziff. 72 § 112 

bestimmt die oberste Bundesbehörde und ihre Zu- 
ständigkeit für die Beamten der bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts. 

Materiell bringt sie nichts Neues, sondern be- 
reinigt nur den Wortlaut des bisherigen § 112. 


Ziff. 73 Abschnitt X 

Eine erforderliche redaktionelle Änderung, da 
die alten Übergangsvorschriften entfallen. 

§ 114 ' ■ i 

Das Wort „vorläufig“ bedeutet nur „bis zur Er- 
richtung des Bundesverwaltungsgerichts“. 


Ziff. 74 §§ 115—118 

Diese Vorschriften entfallen, da sie den Über- 
gang vom alten Disziplinarrecht zur Reichsdienst- 
strafordnung von 1937 regeln und nicht mehr er- 
forderlich sind, 

Ziff. 75 8 119 

bestimmt in dem neuen Abs. 1 die ausschließliche 
Zuständigkeit der Bundesdisziplinargerichte auf 
dem Gebiet des Disziplinarrechts gegenüber Bun- 
desbeamten. Zweck dieser Vorschrift ist, keine 
Überschneidungen in der Rechtsprechung eintreten 
zu lassen. 

In Abs. 2 wird „vermögensrechtliche Ansprüche“ 
durch „Rechte“ ersetzt, weil die Entscheidungen 
der Dienstvorgesetzten und der Disziplinargerichte 
nicht nur für die ordentlichen Zivilgerichte bei 
Beurteilung der vermögensrechtlichen Ansprüche 
des Beamten, sondern ebenso für die allgemeinen 
Verwaltungsgerichte bei der Beurteilung der vor 
ihnen geltend gemachten nicht vermögensrecht- 
lichen Rechte aus dem Beamtenverhältnis bindend 
sind. 

Ziff. 76 § 120 (2) 

Lediglich eine redaktionelle Änderung. 

Ziff. 77 § 121 

Es gilt das, was zu Ziff. 72 gesagt wurde. 
Artikel 2 

Bekanntmachung der Neufassung als Bundes- 
disziplinarordnung 

Regelt die Gültigkeit der Neufassung. 


Abschnitt II 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 3 

Erweiterter persönlicher Anwendungsbereich der 
Bundesdisziplinarordnung 

Durch diese Bestimmung soll die Anwendung 
dieses Gesetzes auf einen Personenkreis sicher- 
gestellt werden. Die Erweiterung ist erforderlich, 
um beispielsweise die bizonalen Beamten, die Zoll- 
und Wasserstraßenbediensteten, die Widerrufs- 
beamten, welche die Dienstaltersgrenze erreicht 
haben und Unterhaltsbeiträge empfangen, und die 
gemäß § 64 des zur Wiederherstellung des Berufs- 
beamtentums in den Ruhestand versetzten und 
später dennoch in die NSDAP eingetretenen Be- 
amten zu erfassen. 
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§ 4 

Anwendung der Bundesdisziplinarordnung auf 
frühere Vergehen 

Diese Bestimmung regelt die Anwendung der 
BDO auf Dienststrafen, welche vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes verhängt wurden. Der Grundsatz, 
keine Strafe ohne Gesetz, ist hierbei im Gegensatz 
zur bisherigen Regelung beachtet, weil die BDO 
auf solche Dienstvergehen nur dann angewendet 
wird, wenn diese auch nach dem zur Zeit der Be- 
gehung gültigen Recht verfolgt werden konnten. 
Die Verjährung des § 3 (2) der BDO wird insofern 
erweitert, als alle Dienstvergehen, die vor dem 
1. Oktober 1948 begangen sind und die übrigen 
Voraussetzungen des § 3 (2) erfüllen, darunter 
fallen. Der Ausschuß hielt diese Erweiterung im 
Hinblick auf die besonderen wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse jener Zeit für erforderlich. 

§ 5 

Übergang schwebender Verfahren 

Diese Bestimmung regelt die weitere Behand- 
lung schwebender Verfahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. 

§ 6 

Anfechtung früherer Disziplinarverfügungen 

Diese Vorschrift soll die Behandlung von Diszi- 
plinarverfügungen (Warnung, Verweis und Geld- 
buße) aus der Zeit vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes regeln. Sie erfaßt in erster Linie Länder- 
beamte, die in den Bundesdienst übergetreten 
sind, ferner Beamte, die, seit sie Bundesbeamte 
geworden sind, eine Disziplinarverfügung erhiel- 
ten und denen Artikel 19 (4) des GG das Recht auf 
eine gerichtliche Entscheidung gibt. Nicht erfaßt 
werden von dieser Vorschrift die rechtskräftig ab- 
geschlossenen Verfahren des 3. Reiches, deren Be- 
handlung, soweit es sich um Disziplinarverfahren 
handelt, die §§ 7 und 8 regeln. Disziplinarver- 
fügungen aus der Zeit des 3. Reiches können 
dagegen nur im Wiedergutmachungsverfahren 
beseitigt werden. Es wäre unzweckmäßig, dafür 
dieses umständliche Wiederaufnahmeverfahren in 
Gang zu setzen. 

Nach § 6 erhält das Beschwerderecht an das 
Bundesdisziplinargericht nur der Beamte, der vor- 
her schon alle Beschwerdemöglichkeiten ergriffen 
hat. Würden es auch die übrigen erhalten, welche 
die ihnen bisher schon gegebenen Beschwerde- 
möglichkeiten gar nicht ausgeschöpft haben, so 
wäre das eine unangebrachte Begünstigung. 

§ 7 

Wiederaufnahme früherer Verfahren 

Die Bestimmung des § 7 ist erforderlich, weil 
bisher die für eine Wiederaufnahme solcher Ver- 
fahren erforderlichen Vorschriften fehlen. Auf 
Grund der neuen Rechtslage wird eine solche Vor- 
schrift aber benötigt. Der jetzige Absatz 2 ermäch- 
tigt den Bundesdisziplinarhof, in einem Wieder- 


aufnahmeverfahren nach § 117 die Sache bereits 
für das Zulasssungsverfahren an eine Bundes- 
disziplinarkammer zu verweisen. Im übrigen nur 
redaktionelle Änderungen. 

§ 8 

Wiederaufnahme politisch beeinflußter 
Disziplinarverfahren 

Diese Vorschrift regelt die Wiederaufnahme von 
Disziplinarstrafen aus der nationalsozialistischen 
Zeit, wenn diese übermäßig hart waren oder für 
Vergehen verhängt wurden, die aus politischen 
Gründen begangen worden sind. Materiell hat der 
Ausschuß an der Regierungsvorlage nichts ge- 
ändert. Die Erweiterung des Personenkreises 
wurde in § 9 geregelt. 

§ 9 

Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren 
gegen andere Personen 

Diese Vorschrift gewährt auch anderen Beamten 
die Wieder auf nahmemöglichkeiten nach den §§ 7 
und 8. Die Einbeziehung der Berufssoldaten usw. 
ist nicht erforderlich, weil sie nicht dem Dienst- 
strafrecht unterlagen. 

§ 10 

Oberste Dienstbehörde und Einleitungsbehörde 
in besonderen Fällen 

Die Vorschrift bestimmt, wer als oberste Dienst- 
behörde zu gelten hat für jene Wartestands- und 
Ruhestandsbeamten, die ihre Bezüge vom Bund 
erhalten, obwohl sie keine Bundesbeamten sind 
oder gewesen sind. Abs. 3 ist erforderlich, weil 
die Frage für diesen Personenkreis besonders ge- 
regelt ist. 

§ 11 

Verlust der Rechte aus dem Gesetz nach Art. 131 
des Grundgesetzes 

Diese Vorschrift bestimmt in Abs. 1, daß durch 
eine Entfernung aus dem Dienst oder die Ab- 
erkennung des Ruhegehaltes auch die Rechte aus 
dem Gesetz zu 131 GG verloren gehen. Die Vor- 
schrift bezweckt, die Parallelität zweier Diszipli- 
narverfahren zu vermeiden. Gemäß § 9 des Ge- 
setzes zu Artikel 131 GG kann ein förmliches 
Disziplinarverfahren auf Bundesebene durchge- 
führt werden, während im übrigen das Disziplinar- 
verfahren Angelegenheit des jeweiligen Dienst- 
herrn ist. 

Absatz 2 bestimmt die Rückwirkung dieser Vor- 
schrift. Diese ist erforderlich, um zu verhindern, 
daß ein Beamter nur deshalb Bezüge nach dem 
131er Gesetz erhält, weil sein Dienstherr unter- 
gegangen ist. Wäre dies nicht geschehen, hätte 
die Entfernung aus dem Dienst auch den Verlust 
aller Versorgungsbezüge zur Folge gehabt. Es 
erscheint darum angebracht, diese Beamten so zu 
behandeln, wie jene, welche nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch ein Disziplinarverfahren aus 
dem Dienst entfernt werden. 
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§ 12 

Gnadenrecht 

Die Vorschrift bringt eine Erweiterung des dem 
Bundespräsidenten nach § 104 zustehenden Gna- 
denrechtes. Diese Ausdehnung ist erforderlich im 
Hinblick auf frühere Reichsbeamte, Richter, Ver- 
sorgungsbeamte, Berufssoldaten der früheren 
Wehrmacht und berufsmäßige Angehörige des 
früheren RAD, welche vom § 104 nicht miterfaßt 
werden. Durch diese Vorschrift soll sichergestellt 
werden, daß auch für diese Personen eine Gnaden- 
instanz gegeben ist. 

§ 13 

Aussagegenehmigung 

Diese Bestimmung soll sicherstellen, daß jemand 
zuständig ist, um jene Beamte, die keinen Dienst- 
vorgesetzten haben, wie z. B. viele 131er von der 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit zu entbinden. 

Die vom Ausschuß beschlossene Fassung ist 
keine inhaltliche Änderung, sondern nur einfacher 
und kürzer als die Regierungsvorlage. 

§ 14 

Folgen der Verurteilung durch ein nichtdeutsches 
Gericht 

§ 14 regelt die Behandlung jener Fälle, in denen 
in den vergangenen Jahren Beamte der auf den 
Bund übernommenen Verwaltungen durch die 
Urteile nichtdeutscher Gerichte mit Zuchthaus 
oder Gefängnis von einem Jahr oder- länger be- 
straft wurden, weil diese Urteile nicht die be- 
amtenrechtlichen Folgen des § 53 DBG nach sich 
gezogen haben und folglich das Beamtenverhältnis 
nicht kraft Gesetzes beendet wurde. 

Diese Urteile nichtdeutscher Gerichte können 
aber nicht behandelt werden wie Urteile deut- 
scher Strafgerichte, sondern es muß in allen Fällen 
geprüft werden, ob die betreffende Tat nach deut- 
schem Recht und unter Berücksichtigung beamten- 


rechtlicher Maßstäbe zur Entfernung aus dem 
Dienst geführt hätte. § 133 dieses Gesetzes ist 
folglich nicht anwendbar. Es ist vielmehr in einem 
gegebenenfalls durchzuführenden Disziplinarver- 
fahren selbständig zu prüfen, ob ein Disziplinar- 
vergehen vorliegt, das die Entfernung aus dem 
Dienst rechtfertigt. Die Vorschrift des Absatzes 1 
will sachlich ungerechtfertigte Nachzahlungen von 
Gehältern bis zur Entscheidung des Disziplinar- 
gerichts verhindern. Absatz 2 bestimmt, daß im 
Falle einer Nachzahlung entsprechend § 55 (7) 
DGB ein in der rückliegenden Zeit bezogenes 
Arbeitseinkommen angerechnet wird. 

Absatz 3 bestimmt, daß die Regelung der Ab- 
sätze 1 — 2 auch auf die Urteile der deutschen 
Spruchgerichte in der britischen Besatzungszone 
Anwendung findet. Nach eingehender Beratung 
hielt der Ausschuß die Einbeziehung dieser Urteile 
für angebracht, obwohl man sich bewußt war, daß 
diesen Urteilen nicht die gleiche Bewertung wie 
den strafgerichtlichen Urteilen der ordentlichen 
Strafgerichte zukommt, weil das Verfahren 
wesentlich vereinfacht ist und nicht die Sicherheit 
einer sorgfältigen Prüfung besteht. 

Absatz 4 bestimmt, daß diese Vorschriften auch 
auf weitere öffentlich-rechtlich Bedienstete (131er) 
Anwendung findet. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Der 1. Oktober 1952 wurde als Tag des Inkraft- 
tretens gewählt im Hinblick auf die Fristen, 
welche damit in Lauf gesetzt werden. Der Art. 12 
soll jedoch sofort in Kraft treten, da eine große 
Zahl von Gnadenfällen vorliegt. 

Bonn, den 8. Juli 1952 

Bodensteiner 

Berichterstatter 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Reichsdienststraf •- 
Ordnung in der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag der Fraktion des Zentrums betr. Disziplinarrechtliche 
Amnestie — Nr. 182 der Drucksachen — und den von der 
Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über 
die Gewährung von Straffreiheit für Dienstvergehen — Nr. 905 
der Drucksachen — sowie die zu dem Gesetzentwurf einge- 
gangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 8. Juli 1952 

Der Ausschuß für Beamtenredit 
Dr. Kleindinst Bodensteiner 
Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 25. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Dienststrafrechtes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


ABSCHNITT I 

Änderung der Reichsdienststrafordnung 


Artikel 1 
Geänderte Vorschriften 

Die Reichsdienststrafordnung vom 26. Ja- 
nuar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 71) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 306) und des Ge- 
setzes über die Errichtung von Bundesdienst- 
strafgerichten vom 12. November 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 883) — Bundesfassung 
— wird wie folgt geändert: 


1. Es wird ersetzt 

die Bezeichnung: 

Dienststrafe 

Dienststrafverfügung 

Dienststrafsache 

Dienststrafverfahren 

Dienststrafrecht 

Dienststrafgewalt 

Dienststrafrichter 

Dienststrafgericht 

Dienststrafsenat 

Bundesdienststrafgericht 

Bundesdienststrafkammer 

Bundesdienststrafhof 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) Im Abschnitt III wird eingefügt: 

„4 a. Bundesdisziplinaranwalt 
(§§ 30 a bis 30 d) 


durch die Bezeichnung: 

Disziplinarstrafe, 

Disziplinarverfügung, 

Disziplinarsache, 

Disziplinarverfahren, 

Disziplinarrecht, 

Disziplinargewalt, 

Disziplinarrichter, 

Disziplinargericht, 

Disziplinarsenat, 

Bundesdisziplinargericht, 

Bundesdiszipllnarkammer, 

Bundesdiszipllnarhof. 

4 b. Verteidigung (§ 30 e)“ 

b) Abschnitt IV Nr. 5 erhält folgende 
Fassung: 

„5. Entziehung und Neubewilligung 
des Unterhaltsbeitrages.“ 
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c) Im Absdinitt IX Nummern 1, 3, 4 
und 5 wird das Wort „Für“ ge- 
strichen. 

d) Im Abschnitt X werden die Worte 
„Übergangs- und“ gestrichen. 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Das Wort „Reidisdienststraf Ordnung“ 
wird durch „Bundesdisziplinarord- 
nung“ ersetzt. 

b) Nach den Worten „dem Deutschen 
Beamtengesetz“ werden die Worte 
„In der Bundesfassung“ eingefügt. 

4. § 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Ein Wechsel des Dienstherrn steht 
der disziplinarrechtlichen Verfolgung 
auch dann nicht entgegen, wenn das 
frühere Beamtenverhältnis zu einem 
anderen Dienstherrn als dem Bunde 
bestanden hat.“ 

5. § 3 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Sind seit einem Dienstver- 
gehen, das keine schwerere Diszipli- 
narstrafe als Warnung, Verweis oder 
Geldbuße gerechtfertigt hätte, mehr 
als fünf Jahre verstrichen, so Ist eine 
Bestrafung nicht mehr zulässig.“ 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 wird zwischen „Gehalts- 
kürzung“ und „Entfernung aus dem 
Dienst“ eingefügt: 

„Versagung des Aufsteigens im 
Gehalt, Einstufung in eine niedri- 
gere Dienstaltersstufe, Versetzung 
In ein Amt derselben Laufbahn 
mit niedrigerem Endgrundgehalt,“ 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Die Disziplinarstrafen der 
Versagung des Aufsteigens Im Ge- 
halt und der Einstufung In eine 
niedrigere Dienstaltersstufe kön- 
nen nebeneinander verhängt wer- 
den. Im übrigen darf In dem- 
selben Disziplinarverfahren nur 
eine der im Absatz 1 ge- 
nannten Disziplinarstrafen ver- 
hängt werden.“ 

7. In § 6 Satz 3 wird das Wort „tausend“ 
durch „eintausend“ ersetzt. 

8. Nach § 7 werden folgende Vorsdiriften 
eingefügt: 


«§ 7 a 

Die Versagung des Aufsteigens im 
Gehalt besteht darin, daß das Auf- 
steigen des Beamten in die im Besol- 
dungsrecht vorgesehenen höheren 
Dienstaltersstufen gehemmt wird. 
Die Dauer der Versagung wird vom 
Bundesdisziplinargericht im Urteil 
bestimmt; sie ist nach vollen Jahren 
zu bemessen. Während der Dauer 
der Versagung darf der Beamte 
nicht befördert werden. 

§ 7b 

Durch die Einstufung in eine 
niedrigere Dienstaltersstufe erhält 
der Beamte die Dienstbezüge nach 
der Dienstaltersstufe, die das Bundes- 
disziplinargericht im Urteil bestimmt; 
er verliert zugleich den Anspruch auf 
die Dienstbezüge nach den von ihm 
erreichten höheren Dienstaltersstufen. 

§ 7c 

Durch die Versetzung in ein Amt 
derselben Laufbahn mit geringerem 
Endgrundgehalt verliert der Beamte 
alle Rechte aus seinem bisherigen 
Amt einschließlich der damit ver- 
bundenen Dienstbezüge und der Be- 
fugnis, die bisherige Amtsbezeich- 
nung zu führen. Das Bundesdlszlpli- 
nargericht bestimmt im Urteil die 
Dienstaltersstufe, nach der sich die 
Dienstbezüge des Beamten In der 
neuen Besoldungsgruppe bemessen.“ 

9. In § 11 Abs. 1 wird nach „Gehalts- 
kürzung“, eingefügt: 

„Versagung des Aufsteigens im Ge- 
halt, Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe, Versetzung in ein 
Amt derselben Laufbahn mit niedri- 
gerem Endgrundgehalt,“ 

10. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 treten an die Stelle des 
bisherigen Satzes 3 folgende Sätze; 
„Mit Zustimmung des Bundes- 
diszlplinaranwalts (§ 30 a) kann 
das Disziplinarverfahren fortge- 
setzt werden, wenn die Sachauf- 
klärung gesichert ist; das gleiche 
gilt, wenn im strafgerichtlichen 
Verfahren aus Gründen nicht ver- 
handelt werden kann, die in der 
Person des Beschuldigten liegen. 
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Ergeht in diesen Fällen nach 
rechtskräftigem Abschluß des 
Disziplinarverfahrens im straf- 
gerichtlichen Verfahren ein rechts- 
kräftiges Urteil auf Grund von 
tatsächlichen Feststellungen, die 
von denen des Urteils des Bundes- 
disziplinargerichts abweichen, so 
gelten die abweichenden Fest- 
stellungen des strafgerichtlichen 
Urteils als neue Tatsachen im 
Sinne des § 83 Abs. 1 Nr. 1.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Für die Entscheidung im 
Disziplinarverfahren sind die 
tatsäÄlichen Feststellungen des 
strafgerichtlichen Urteils bindend, 
auf welchen die Entscheidung des 
Strafgerichts beruht. Das Bundes- 
disziplinargericht kann jedoch die 
nochmalige Prüfung soldier Fest- 
stellungen beschließen, deren 
Richtigkeit seine Mitglieder über- 
einstimmend bezweifeln; dies Ist 
In den Urteilsgründen (§ 65) zum 
Ausdruck zu bringen.“ 

11. § 19 Abs. 1 erhält folgenden Satz 2; 

„Zustellungen und Mitteilungen an 
den Bundesdisziplinaranwalt werden 
durch Vorlegung der Urschrift des 
zuzustellenden oder mitzuteilenden 
Schriftstücks bewirkt.“ 

12. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Tm Absatz 1 werden die Worte „und 
hält der Dienstvorgesetzte ein Dienst- 
strafverfahren für angezeigt,“ ge- 
strichen und das Wort „er“ durch die 
Worte „der Dienstvorgesetzte“ er- 
setzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

(2) Das wesentliche Ergebnis der 
Ermittlungen ist dem Beschuldigten 
und dem Bundesdisziplinaranwalt be- 
kanntzugeben. Der Beschuldigte ist 
über die ihm zur Last gelegte Ver- 
fehlung unter Aufnahme einer 
Niederschrift zu hören; er kann sich 
auch schriftlich äußern. Die Anhö- 
rung des Beschuldigten erfolgt In Ab- 
wesenheit des Bundesdisziplinaran- 
walts und des Verteidigers. Soweit 
es ohne Gefährdung des Unter- 
suchungszweckes geschehen kann, Ist 
dem Beschuldigten zu gestatten, die 


in den Vorermittlungen aüfgenom- 
menen Niederschriften, beigezogenen 
Akten und Schriftstücke einzii sehen. 

13. § 22 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wird durch die Ermittlungen 
ein Dienstvergehen nicht festgestellt, 
oder hält der Dieiistvorgesetzte eine 
Disziplinarstrafe nicht für angezeigt, 
so stellt er das Verfahren ein und 
teilt dies dem Beschuldigten und dem 
Bundesdisziplinaranwalt mit.“ 

14. § 25 erhält folgende Fassung: 

4 25 

Die Disziplinarstrafe wird durch 
eine schriftliche, mit Gründen ver- 
sehene Disziplinarverfügung ver- 
hängt, die dem Beschuldigten zuzu- 
stellen oder zu eröffnen Ist; über die 
Eröffnung ist eine Niederschrift auf- 
zunehmen. Dem Bundesdisziplinar- 
anwalt ist die Disziplinarverfügung 
mitzuteilen.“ 

15. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 wird als Satz 4 angefügt: 

„Die Entscheidung Ist dem 
Bundesdisziplinaranwalt mitzu- 
teilen.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Gegen die Entscheidung 
auf die Beschwerde ist weitere 
Beschwerde an den nächsthöheren 
Dienstvorgesetzten zulässig. Die 
Absätze 1 und 2 gelten sinn- 
gemäß. 

c) Als Absätze 4 und 5 werden ange- 
fügt: 

„(4) Gegen die nach Absatz 3 
ergehende Beschwerdeentschei- 
dung kann der Beschuldigte die 
Entscheidung der Bundesdiszlpli- 
narkammer beantragen. Der An- 
trag ist schriftlich einzureichen 
und zu begründen. Die Absätze 1 
und 2 gelten sinngemäß. Der 
Dienstvorgesetzte, der die Be- 
schwerdeentscheidung erlassen hat, 
legt den Antrag mit seiner 
Stellungnahme der Bundesdiszl- 
plinarkammer vor. Diese kann Be- 
weise wie im förmlichen Diszipli- 
narverfahren erheben. Sie ent- 
scheidet über die Rechtmäßigkeit 
der Disziplinarverfügung ohne 
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mündliche Verhandlung endgültig 
durch Beschluß; sic kann die 
Disziplinarverfügung aufrechter- 
halten oder aufheben, aber nicht 
ändern. Die Entscheidung ist zu 
begründen. 

(5) Über eine Disziplinarver- 
fügung oder Beschwerdeent- 
scheidung der obersten Dienst- 
behörde entscheidet auf Antrag 
des Beschuldigten der Bundes- 
disziplinarhof. Absatz 4 gilt ent- 
sprechend.“ 

16. § 27 erhält folgende Fassung: 

„§ 27 

(1) Stellt das Bundesdisziplinar- 
gericht in den Fällen des § 26 Ab- 
sätze 4 und 5 ein Dienstvergehen 
nicht fest und hebt es aus diesem 
Grunde die Disziplinarverfügung auf, 
so ist eine erneute Ausübung der 
Disziplinargewalt gegen den Be- 
sdiuldigten nur auf Grund solcher 
Tatsachen und Beweismittel zulässig, 
die dem Bundesdisziplinargericht bei 
seiner Entscheidung nicht bekannt 
waren. 

(2) Im übrigen können der höhere 
Dienstvorgesetzte oder die oberste 
Dienstbehörde eine Disziplinarver- 
fügung des nadigeordneten Dienst- 
vorgesetzten, die oberste Dienstbe- 
hörde auch eine von ihr selbst er- 
lassene Disziplinarverfügung inner- 
halb eines Jahres, nachdem sie er- 
lassen Ist, aufheben und In der Sache 
anders entscheiden oder die Ein- 
leitung des förmlichen Disziplinar- 
verfahrens veranlassen. Vor der Ent- 
scheidung ist der Beschuldigte zu 
hören. § 26 gilt sinngemäß.“ 

17. § 28 erhält folgende Fassung: 

4 28 

(1) Das förmliche Disziplinarver- 
fahren gliedert sich in die Unter- 
suchung und In das Verfahren vor 
dem Bundesdisziplinargericht. Es 
wird durch schriftliche Verfügung 
der Einleitungsbehörde eingeleitet. 
Die Verfügung wird dem Beschul- 
digten und dem Bundesdiszlplinar- 
anwalt zugestellt. Die Einleitung 
wird mit der Zustellung an den Be- 
schuldigten wirksam. 


(2) Der Beamte kann die Ein- 
leitung des förmlichen Disziplinar- 
verfahrens gegen sich beantragen, um 
sich von dem Verdacht eines Dienst- 
vergehens zu reinigen. Lehnt die Ein- 
leitungsbehörde die Einleitung ab, so 
hat sie ihm bekanntzugeben, daß ein 
Grund für die Einleitung nicht vor- 
liegt. Auf seinen Antrag ist die Ent- 
scheidung schriftlich zu begründen. 
Für Beamte auf Widerruf gilt § 107 
sinngemäß.“ 

18. § 29 erhält folgenden neuen Absatz 3; 

„(3) Der Bundesminister für Ver- 
kehr Ist Einleitungsbehörde für die 
Vorstandsmitglieder der Deutschen 
Bundesbahn. Der Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn ist Einleitungsbe- 
hörde für die Beamten der Deutschen 
Bundesbahn, soweit nicht nach § 29 
Abs. 1 Buchstabe b eine andere Be- 
hörde zuständig ist.“ 

19. Nach § 30 werden folgende Vorschriften 
eingefügt: 

„4 a. Bundesdisziplinaranwalt 
§ 30 a 

Aufgabe des Bundesdiszipllnaran- 
walts ist es, die einheitliche Ausübung 
der Disziplinargewalt zu sichern und 
das Interesse der Verwaltung und der 
Allgemeinheit in jeder Lage des Ver- 
fahrens wahrzunehmen. Der Bundes- 
disziplinaranwalt muß die Fähigkeit 
zum Richteramt an einem ordent- 
lichen Gericht oder auf Grund der 
vorgeschriebenen Prüfungen an einem 
allgemeinen Verwaltungsgericht er- 
langt haben. 

§ 30 b 

(1) Der Bundesdisziplinaranwalt 
untersteht dem Bundesminister des 
Innern. Dieser kann mit Zustimmung 
der Bundesregierung allgemeine 
Grundsätze für die Tätigkeit des 
Bundesdiszipllnaranwalts aufstellen 
und Ihm im Einzelfalle im Einver- 
nehmen mit der zuständigen obersten 
Bundesbehörde Weisungen erteilen. 

(2) Der Bundesdisziplinaranwalt 
kann, um seine Aufgaben und Befug- 
nisse bei den Einleitungsbehörden 
wahrzunehmen, von diesen vorge- 
schlagene geeignete Beamte als Be- 
auftragte bestellen; sie müssen die 
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Fähigkeit zum Riditeramt an einem 
ordentlichen Gericht oder auf Grund 
der vorgeschriebenen Prüfungen an 
einem allgemeinen Verwaltungsge- 
richt erlangt haben. Die Beauftragten 
sind bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben an die Weisungen des Bundes- 
disziplinaranwalts gebunden. 

§ 30 c 

Der Bundesdiszipllnaranwalt kann 
im Einvernehmen mit der obersten 
Dienstbehörde ihm geboten erschei- 
nende Ermittlungen selbst durchfüh- 
ren oder durch seine Beauftragten 
durchführen lassen. 

§ 30 d _ 

Hält der Bundesdisziplinaranwalt 
die Durchführung eines förmlichen 
Disziplinarverfahrens für geboten, so 
hat die Einleitungsbehörde seinem 
Antrag stattzugeben. Auf sein Er- 
suchen sind Ihm die Disziplinarakten 
mit allen Unterlagen, einschließlich 
der Personalakten, vorzulegen. 

4 b. Verteidigung 

§ 30 e 

(1) Der Beschuldigte kann sich in 

jeder Lage des Verfahrens des Bei- 
standes eines Verteidigers bedienen. 
Das gleiche Recht hat der Beamte im 
Falle des § 105 dieses Gesetzes, 

der Versorgungsberechtigte im Falle 
des § 135 Abs. 3 Satz 2 des 

Deutschen Beamtengesetzes. Von 
Amts wegen wird ein Verteidiger, 
abgesehen von dem Fall des § 48 
Abs. 1 Satz 3, nicht bestellt. Dem 
Verteidiger steht das Recht, Einsicht 
In die Akten zu nehmen. Im gleichen 
Umfang zu wie dem Beschuldigten. 

(2) Verteidiger können die bei 
einem deutschen Gericht zugelasse- 
nen Rechtsanwälte und Verwaltungs- 
rechtsräte sowie die Rechtslehrer an 
deutschen Hochschulen sein.“ 

20. § 35 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Vorsitzende, seine Stell- 
vertreter und die rechtskundigen 
Beisitzer müssen die Fähigkeit zum 
Richteramt an einem ordentlichen 
Gericht oder auf Grund der vorge- 
schriebenen Prüfungen an einem all- 
gemeinen Verwaltungsgericht haben.“ 


21. § 36 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Die obersten Bundesbehörden 
und die Spitzenorganisationen der 
Gewerkschaften und Berufsverbände 
der Beamten können für die nach 
§ 37 zweiter Halbsatz zu bestellen- 
den Beisitzer Vorschläge machen.“ 

22. § 41 wird wie folgt geändert: 

a) Als Absatz 3 wird eingefügt: 

„(3) Für die Geschäftsverteilung 
bei dem Bundesdisziplinarhof gelten 
die Vorschriften der §§ 62 bis 69 des 
Gerlditsverfassungsgesetzes entspre- 
chend. Das Präsidium besteht aus 
dem Präsidenten, den Senatspräsi- 
denten und den beiden dem Dienst- 
alter nach, bei gleichem Dienstalter 
dem Lebensalter nadi ältesten rich- 
terlichen Beisitzern. Der Geschäfts- 
gang wird durdi eine Geschäftsord- 
nung geregelt, die von den haupt- 
amtlichen Mitgliedern des Bundes- 
disziplinarhofes zu beschließen ist.“ 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Im übrigen gelten § 32 Abs. 2, 
I 35 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3, §§ 36, 
38 bis 40 sinngemäß mit der Maß- 
gabe, daß die §§ 38 bis 40 auf die 
hauptamtlichen richterlichen Beisit- 
zer keine Anwendung finden.“ 

23. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 Satz 2 werden die Worte 
„Vertreter der obersten Dienstbe- 
hörde (§ 75 Abs. 1)“ durch das Wort 
„Bundesdisziplinaranwalt“ ersetzt. 

b) Im Absatz 4 werden die Worte „der 
Geburt“ durch die Worte „dem Le- 
bensalter“ ersetzt. 

24. § 43 erhält folgende Fassung: 

4 43 

Jeder Disziplinarsenat beschließt 
mit drei richterlichen Mitgliedern, 
einschließlich des Vorsitzenden. Er 
entscheidet in der Hauptverhandlung 
mit drei richterlichen Mitgliedern 
einschließlich des Vorsitzenden und 
zwei weiteren Mitgliedern. Eines die- 
ser weiteren Mitglieder soll der Lauf- 
bahn und möglichst auch dem Ver- 
waltungszweig des Beschuldigten an- 
gehören.“ 


22 



25. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden nach dem Wort 
„kann“ die Worte „im Einverneh- 
men mit dem Bundesdisziplinar- 
anwalt“ eingefügt. 

b) Im Absatz 2 werden die Worte „so- 
wie einen weiteren Beamten zu ihrem 
Vertreter“ und Satz 2 gestrichen. 
Satz 3 wird Satz 2 und erhält fol- 
gende Fassung: 

„Zu Untersuchungsführern kön- 
nen nur Beamte bestellt werden, 
welche die Fähigkeit zum Rich- 
teramt an einem ordentlidien Ge- 
richt haben.“ 

c) Im Absatz 3 wird als Satz 5 ange- 
fügt: 

„Gegen die Entscheidung ist Be- 
schwerde an die Bundesdiszipli- 
narkammer zulässig; diese ent- 
scheidet endgültig.“ 

d) Absatz 4 wird gestrichen. 

26. In § 45 Abs. 2 wird als Satz 2 angefügt: 

„Gegen die Entscheidung ist Be- 
schwerde an die Bundesdiszipllnar- 
kammer zulässig; diese entscheidet 
endgültig.“ 

27. In § 46 Satz 3 werden die Worte „Ver- 
treter der Einleitungsbehörde“ durch 
das Wort „Bundesdisziplinaranwalt“ er- 
setzt. 

28. In § 47 wird als Satz 3 angefügt: 

„Der Bundesdisziplinaranwalt ist 
ebenfalls zu laden.“ 

29. § 48 Abs. 1 Satz 3 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Flat der Beschuldigte nicht selbst 
einen Verteidiger beigezogen, so be- 
stellt der Vorsitzende der Bundes- 
disziplinarkammer von Amts wegen 
für dieses Untersuchungsverfahren 
einen Verteidiger und stellt ihm den 
Beschluß zu. Als Verteidiger kann 
auch ein geeigneter Beamter bestellt 
werden.“ 

30. § 49 Abs. 3 wird gestrichen. 

31. In § 50 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 
und 2 werden die Worte „Vertreter der 


Einleitungsbehörde“ durch das Wort 
„Bundesdisziplinaranwalt“ ersetzt. 

32. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Flält der Untersuchungs- 
führer das Ziel der Untersuchung 
für erreicht, so hat er dem Be- 
schuldigten Gelegenheit zu geben, 
sich abschließend zu äußern. Er 
hat dem Beschuldigten zuvor auf 
Antrag Einsicht in die Akten zu 
gewähren, soweit nicht gesetz- 
liche Vorschriften entgegen- 
stehen.“ 

b) Im Absatz 2 wird als Satz 2 ange- 
fügt: 

„Dem Bundesdisziplinaranwalt ist 
der Bericht mitzuteilen.“ 

33. § 52 Abs. 2 bis 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(2) Die Einleitungsbehörde kann 
das förmliche Disziplinarverfahren, 
solange es noch nicht bei der Bundes- 
disziplinarkammer anhängig ist (§ 53 
Abs. 3), einstellen, wenn sie dies nach 
dem Ergebnis der Untersuchung oder 
aus anderen Gründen für angebracht 
hält. Sie kann in diesem Falle auch 
eine Disziplinarstrafe im Rahmen der 
ihr nach § 11 Abs. 2 und § 24 zu- 
stehenden Befugnis verhängen oder, 
wenn sie ihre Disziplinargewalt nicht 
für ausreichend hält, die Entschei- 
dung des höheren Dienstvorgesetz- 
ten herbeiführen. Wird eine Diszipli- 
narstrafe verhängt, so können die 
Kosten des Verfahrens dem Beschul- 
digten auferlegt werden. Die Einlei- 
tungsbehörde kann das Verfahren 
auch dann einstellen, wenn sie ein 
Dienstvergehen zwar für erwiesen, 
eine der in § 11 Abs. 1 aufgeführten 
Strafen aber nicht für gerechtfertigt 
hält, und wenn seit dem Dienstver- 
gehen mehr als fünf Jahre verstrichen 
sind (§ 3 Abs. 2) oder das Verfahren 
sich gegen einen Ruhestandsbeamten 
richtet, 

(3) Beabsichtigt die Einleitungsbe- 
hörde das Verfahren einzustellen, so 
teilt sie das dem Bundesdisziplinar- 
anwalt mit. Widerspricht dieser der 
Einleitung Innerhalb zweier Wochen 
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nach Eingang der Mitteilung, so 
übersendet ihm die Einleitungsbe- 
hörde die Akten zur Fertigung der 
Anschuldigungsschrift. Andernfalls 
stellt die Einleitungsbehörde dem 
Beschuldigten und dem Bundesdiszi- 
plinaranwalt die mit Gründen ver- 
sehene Einstellungsverfügung zu. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 
und des Absatzes 2 Satz 1, 2 und 4 
gelten § 22 Abs. 2 und § 27 sinn- 
gemäß.“ 

34. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesdisziplinar- 
anwalt verfaßt eine Anschuldi- 
gungsschrift und legt sie mit den 
Akten der Bundesdisziplinarkam- 
mer vor.“ 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung; 

„(4) Teilt der Bundesdiszipli- 
naranwalt der Bundesdiszipli- 
närkammer mit, daß neue An- 
schuldigungspunkte zum Gegen- 
stand der Verhandlung gemacht 
werden sollen, so hat die Bundes- 
disziplinarkammer das Verfahren 
auszusetzen, bis der Bundesdiszi- 
plinaranwalt nach Ergänzung der 
Vorermittlungen oder der Unter- 
suchung einen Nachtrag zur An- 
schuldigungsschrift vorlegt oder 
die Fortsetzung des Verfahrens 
beantragt.“ 

c) Als Absatz 6 wird angefügt: 

„(6) Verwertet die Anschuldi- 
gungsschrift Tatsachen, zu denen 
sich der Beschuldigte weder in 
den Vorermittlungen noch in der 
Untersuchung hat äußern kön- 
nen, oder leidet das in zulässiger 
Weise eingeleitete Disziplinarver- 
fahren an anderen Verfahrens- 
mängeln, so kann der Vor- 
sitzende der Bundesdlszlplinar- 
kammer die Anschuldigungs- 
schrift an den Bundesdiszlpllnar- 
anwalt zur Beseitigung der Män- 
gel zurückgeben. Absatz 4 gilt 
sinngemäß.“ 

35, In § 54 Abs. 2 werden die Worte „einer 
Einleitungsbehörde oder einer beteilig- 
ten Bundesdienststrafkammer oder eines 


Beschuldigten" durch die Worte „des 
Bundesdiszipllnaranwalts, einer Einlei- 
tungsbehörde, einer beteiligten Bundes- 
dlsziplinarkammer oder eines Beschul- 
digten“ ersetzt. 

36. $ 56 wird gestrichen. 

37. § 57 erhält folgende Fassung: 

»§ 57 

Der Beschuldigte kann nach Zu- 
stellung der Anschuldigungsschrift 
die der Bundesdisziplinarkammer 
vorliegenden Akten einsehen und 
daraus Abschrift nehmen.“ 

38. In § 58 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„den Vertreter der Einleitungsbehörde, 
den Beschuldigten und seinen Verteidi- 
ger“ durch die Worte „den Bundes- 
diszipllnaranwalt, die Einleitungsbehörde 
und den Beschuldigten“ und in Satz 2 
die Worte „des Vertreters der Ein- 
leitungsbehörde, des Beschuldigten und 
seines Verteidigers“ durch die Worte 
„des Bundesdiszipllnaranwalts, der Ein- 
leitungsbehörde und des Beschuldigten“ 
ersetzt. 

39. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 werden die Worte 
„Vertreter der Einleitungsbehörde“ 
durch das Wort „Bundesdiszlplinar- 
anwalt ersetzt. 

b) Absatz 4 erhalt folgende Fassung: 

„(4) Vor Schluß der Beweisauf- 
nahme Ist ein anwesender bevoll- 
mächtigter Beamter der Einleitungs- 
behörde auf seinen Antrag zu hören.“ 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Ab- 
satz 5; die Worte „Vertreter der 
Einleitungsbehörde“ werden durch 
das Wort „Bundesdlszipllnaranwalt“ 
ersetzt. 

40. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Auf Freispruch ist zu er- 
kennen, wenn ein Dienstvergehen 
nicht erwiesen ist.“ 

b) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Sie hat das Verfahren durch 
Urteil einzustellen, wenn die Vor- 
aussetzungen des § 32 Abs. 2 
Satz 4 vorliegen.“ 



41. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 Satz 2 werden die Worte 
„für längstens fünf Jahre“ und die 
Worte „und über diesen Zeitraum 
hinaus höchstens fünfzig vom Hun- 
dert“ gestrichen. 

b) Als Absätze 5 und 6 werden ange- 
fügt: 

„(5) Bewilligt die Bundesdiszi- 
plinarkammer einen Unterhalts- 
beitrag auf Lebenszeit, so kann 
sie gleichzeitig für den Fall des 
Todes des Verurteilten den Hin- 
terbliebenen einen Unterhaltsbei- 
trag bis zur Höhe von fünfund- 
siebzig vom Hundert der gesetz- 
lichen Hinterbliebenenversorgung 
bewilligen, die sie erhalten hät- 
ten, wenn der Verurteilte bei 
Eintritt der Rechtskraft des Ur- 
teils verstorben wäre. Die Vor- 
schriften der §5 127, 128, 130, 
131, 133 bis i35 des Deutschen 
Beamtengesetzes gelten sinnge- 
mäß; der Unterhaltsbeitrag gilt 
dabei als Witwen- oder Waisen- 
geld. 

(6) Bei Anwendung der §§ 127 
und 129 des Deutschen Beamten- 
gesetzes nach Absatz 4 Satz 2 und 
Absatz 5 Satz 2 sind die ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge (§ 127 
Abs. 1) und der unter Zugrunde- 
legung der gesamten ruhegehalt- 
fähigen Dienstzeit sich ergebende 
Betrag (§ 129) um den Betrag zu 
kürzen, um den der Unterhalts- 
beitrag hinter dem Ruhegehalt, 
aus dem er errechnet ist, zurück- 
bleibt.“ 

42. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 Satz 2 werden die 
Worte „mit Gründen zu versehen“ 
durch die Worte „zu begründen“ 
ersetzt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Dem Beschuldigten und 
dem Bundesdisziplinaranwalt sind 
Ausfertigungen des Urteils mit 
den Gründen zuzustellen; der 
Einleitungsbehörde ist eine Ab- 
schrift zu übersenden.“ 


43. § 66 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 2 werden die Worte „von 
zwei“ durch das Wort „zweier“ er- 
setzt. 

b) Als Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Der Vorsitzende der Bun- 
desdlszlpllnarkammer verwirft 
die Beschwerde als unzulässig, 
wenn sie verspätet eingelegt ist. 
Die Entscheidung ist zuzustellen. 
§ 70 Abs. 2 gilt sinngemäß.“ 

44. § 67 erhält folgende Absätze 3 und 4: 

„(3) Der Bundesdisziplinaranwalt 
hat auf Verlangen der Einleitungs- 
behörde Berufung einzulegen; er 
kann sie nur Im Einvernehmen mit 
der Einleitungsbehörde zurückneh- 
men. 

(4) Sofern In dem von dem Be- 
schuldigten angefochtenen Urteil ein 
Unterhaltsbeitrag bewilligt worden 
Ist, kann die Entscheidung zum 
Nachteil des Beschuldigten nur ge- 
ändert werden, wenn der Bundes- 
disziplinaranwalt dies bis zum Schluß 
der Hauptverhandlung beantragt.“ 

45. In § 71 Abs. 1 werden die Worte „Ver- 
treter der Einleitungsbehörde“ durch 

das Wort „Bundesdisziplinaranwalt“ er- 
setzt. 

46. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird gestrichen. 

b) Im Absatz 2 wird das Wort „bis“ 
durch das Wort „und“ ersetzt. 

c) In den Absätzen 2 und 3 werden 
die Worte „Vertreter der Einlei- 
tungsbehörde“ durch das Wort 
„Bundesdisziplinaranwalt“ ersetzt. 

d) Im Absatz 3 werden die Worte „mit 
Gründen zu versehen“ durch die 
Worte „zu begründen“ ersetzt. 

47. § 75 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Sätze 1 und 2 werden durch fol- 
genden Satz ersetzt: 

„Im Verfahren vor dem Bun- 
desdlszlpllnarhof gelten die Vor- 
schriften über das Verfahren vor 
der Bundesdisziplinarkammer 
sinngemäß, soweit die 55 72 bis 
74 nichts anderes vorschreiben.“ 
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b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2; 
die Worte „Vertreter der obersten 
Dienstbehörde“ werden durch das Wort 
„Bundesdisziplinaranwalt“ ersetzt. 

48. Nach § 80 wird folgende Vorschrift ein- 
gefügt: 

„§ 80 a 

Die Verfügung der Einleitungs- 
behörde über die nach § 78 und nach 
§ 79 getroffenen Anordnungen ist 
dem Beschuldigten und dem Bundes- 
disziplinaranwalt zuzustellen. Die 
Anordnung der vorläufigen Dienst- 
enthebung wird mit der Zustellung 
an den Beschuldigten, die Anord- 
nung der Einbehaltung der Dienst- 
bezüge wird mit dem auf die Zu- 
stellung folgenden nächsten Fällig- 
keitstage wirksam.“ 

49. § 81 erhält folgende Fassung: 

4 81 

(1) Der Bundesdisziplinaranwalt 
kann beantragen, daß eine Anord- 
nung nach § 78 oder nach § 79 ge- 
troffen ‘oder eine danach bereits 
getroffene Anordnung ganz oder 
teilweise wieder aufeehoben wird; 
die Einleitungsbehörde hat seinem 
Anträge stattzugeben. 

(2) Die Einleitungsbehörde kann 
die nach 5 78 und nach ^ 79 getrof- 
fenen Anordnungen jederzeit auf- 
heben, eine auf Antrag des Bundes- 
disziplinaranwalts ergangene Anord- 
nung jedoch nur im Einvernehmen 
mit diesem. 

(3) Ist das förmliche Disziplinar- 
verfahren bei der Bundesdisziplinar- 
kammer anhängig (§ 53 Abs. 3), so 
entscheidet diese auf Antrag des Be- 
schuldigten oder des Bundesdiszipli- 
naranwalts über die Aufrechterhal- 
tung der Anordnungen. 

(4) Mit dem rechtskräftigen Ab- 
schluß des Disziplinarverfahrens 
enden die Anordnungen kraft Ge- 
setze s.'* 

50. § 83 Abs. 1 Buchst, a erhält folgende 
Fassung: 

„a) In der auf Entfernung aus dem 
Dienst oder auf Aberkennung des 
Ruhegehalts erkannt Ist, mit dem 


Ziel einer Aufhebung oder Milde- 
rung des Urteils 

oder 

auf eine andere der im § 11 Abs. 1 
genannten Strafen erkannt ist, mit 
dem Ziel der Aufhebung des Urteils 
oder“ 

51. In § 86 Abs. 3 wird in der Klammer 
„§ 56 Abs. 2“ durch „§ 30 e Abs. 2“ 
ersetzt. 

52. In § 88 Abs. 2 werden nach dem Wort 
„Antragsteller“ die Worte „und dem 
Bundesdisziplinaranwalt“ eingefügt. 

53. § 90 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 wird als Satz 2 ange- 
fügt: 

„Der Bundesdisziplinaranwalt ist 
hiervon zu benachrichtigen.“ 

b) Im Absatz 2 Satz 2 werden die 
Worte „mit Ausnahme des § 49 
Abs. 3“ gestrichen. 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

54. In § 91 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort 
„Freisprechung“ durch das Wort „Frei- 
spruch“ ersetzt. 

55. In § 92 Abs. 1 wird als Satz 2 angefügt: 

„Der Bundesdisziplinaranwalt Ist 
hiervon zu benachrichtigen.“ 

56. § 93 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ein Beamter, der Im früheren 
Verfahren als Untersuchungsführer 
mitgewirkt hat, darf Im Wiederauf- 
nahmeverfahren als Untersuchungs- 
führer oder DIszIplinarrlchter nicht 
tätig werden." 

57. § 94 erhält folgende Fassung: 

4 94 

Wird ein auf Enfernung aus dem 
Dienst oder auf Aberkennung des 
Ruhegehalts lautendes Urteil Im 
Wiederaufnahmeverfahren durch ein 
Urteil ersetzt, das auf eine andere 
Disziplinarstrafe lautet, so gilt § 55 
des Deutschen Beamtengesetzes sinn- 
gemäß.“ 

58. Abschnitt IV Nr. 5 (Überschrift) erhält 
folgende Fassung: 
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„5* Entziehung und Neubewilligung 
des Unterhaltsbeitrages“ 

59. § 96 erhält folgende Fassung: 

«§ 96 

(1) Auf Antrag der obersten 
Dienstbehörde kann die Bundesdiszi- 
plinarkammer beschließen, daß ein 
nach § 64 bewilligter Unterhaltsbei“ 
trag herabgesetzt oder ganz entzogen 
wird, wenn sich naditräglidi heraus- 
stellt, daß der Verurteilte des Unter- 
hältsbeitrages unwürdig oder nicht 
bedürftig war, oder wenn er sich des- 
sen als unwürdig erweist, oder wenn 
sich seine wirtschaftlichen Verhält- 
nisse wesentlich gebessert haben. 

(2) Auf Antrag des Verurteilten 
kann die Bundesdisziplinarkammer 
beschließen, daß ein nach § 64 bewil- 
ligter Unterhaltsbeitrag im gesetz- 
lichen Rahmen erhöht wird, wenn 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Verurteilten sich wesentlich ver- 
schlechtert haben; eine von dem Ver- 
urteilten zu vertretende oder eine 
nur vorübergehende Verschlechte- 
rung bleibt hierbei außer Betracht. 
Unter den gleichen Voraussetzungen 
kann ein Unterhaltsbeitrag neu be- 
willigt werden, wenn die Voraus- 
setzungen des § 64 vorliegen. 

(3) Die Bundesdisziplinarkammer 
kann, wenn sie Beweiserhebungen 
für erforderlich hält, eines ihrer Mit- 
glieder damit beauftragen oder eine 
Behörde darum ersuchen. Dem Ver- 
urteilten und dem Bundesdisziplinar- 
anwalt ist Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben. Wegen der Kosten gelten 
die Vorschriften des Abschnitts V 
sinngemäß. 

(4) Die Bundesdisziplinarkammer 
ist auch zuständig, wenn der Bundes- 
diszlplinarhof den Unterhaltsbeitrag 
bewilligt hatte. Gegen ihren Be- 
schluß ist Beschwerde nach § 66 zu- 
lässig.“ 

60. In § 97 Abs. 1 Satz 2 entfallen die 

Worte: auch soweit diese nicht pfänd- 

bar sind“ 

61. Nach § 97 wird folgende Vorschrift neu 
eingefügt: 


4 97 a 

(1) Gebühren werden nicht er- 
hoben. 

(2) Kosten Im Sinne der §§ 97 
und 101 sind 

1. Schreibgebühren für Ausfertigun- 
gen und Abschriften, die auf An- 
trag erteilt werden (vierzig Deut- 
sche Pfennig für jede angefangene 
Seite, die achtundzwanzig Zellen 
von durchschnittlich fünfzehn 
Silben enthält); 

2. Postgebühren 

a) für Übersendung der auf An- 
trag erteilten Ausfertigungen 
und Abschriften, 

b) für Ladungen von Zeugen und 
Sachverständigen; 

3. Telegrammgebühren, Fernsprech- 
gebühren im Fernverkehr; 

4. die durch Einrücken in Öffentliche 
Blätter entstehenden Kosten; 

5. die Gebühren für Zeugen und 
Sachverständige; 

6. die Tagegelder und Reisekosten 
des Untersuchungsführers, des 
Bundesdisziplinaranwalts und des 
Schriftführers während der Unter- 
suchung; 

7. die Kosten für die Unterbringung 
und Untersuchung des Beschuldig- 
ten in einer öffentlichen Heil- 
und Pflegeanstalt; 

8. die baren Auslagen des dem Be- 
schuldigten nach § 48 Abs. 1 be- 
stellten Verteidigers; 

9. die baren Auslagen des auf Grund 
des §15 Abs. 2 bestellten Pflegers.“ 

62. § 98 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Dem Beschuldigten, der im 
Disziplinarverfahren verurteilt wird, 
sind die Kosten des gesamten Ver- 
fahrens ganz oder teilweise aufzu- 
erlegen.“ 

63. § 99 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Dem Beschuldigten, der ein 
Rechtsmittel zurückgenommen oder 
erfolglos eingelegt hat, sind die 
durch den Gebrauch dieses Redits- 
mittels entstandenen Kosten aufzu- 
erlegen.“ 


IV 
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64. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„(1) Wird der Beschuldigte frei- 
gesprochen, oder wird das förm- 
liche Diszipliftarverfahren aus 
anderen als den im § 98 Abs. 2 
bezeichnet en Gründen eingestellt, 
so sind dem Beschuldigten nur 
solche Kosten aufzuerlegen, die 
er durch eine schuldhafte Ver- 
säumnis verursacht hat. 

(2) Die dem Beschuldigten er- 
wachsenen notwendigen Auslagen 
einschließlich der Kosten eines 
Verteidigers können dem Bund 
ganz oder teilweise auferlegt wer- 
den. Sie sind dem Bund aufzu- 
erlegen, wenn die Schuldlosigkeit 
des Beschuldigten erwiesen ist, 
oder wenn der Bundesdisziplinar- 
anwalt ein Rechtsmittel zurückge- 
nommen oder erfolglos eingelegt 
hat.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 entfällt. 

65. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 2 und 3 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„(2) Bei Versetzung in ein Amt 
derselben Laufbahn mit geringe- 
rem Endgrundgehalt und bei Ein- 
stufung in eine niedrigere Dienst- 
altersstufe tritt der Beamte mit 
der Rechtskraft des Urteils in die 
Dienstaltersstufe ein, in die er 
zurückgestuft worden ist. 

(3) Die Versagung des Aufstei- 
gens im Gehalt wird von dem 
Zeitpunkt ab gerechnet, an dem 
der Beamte nach den besoldungs- 
rechtlichen Vorschriften in die 
nächsthöhere Dienstaltersstufe auf- 
gerückt wäre oder auf rücken 
würde. Ist die Versagung des Auf- 
steigens im Gehalt neben der Ein- 
stufung in eine niedrigere Dienst- 
altersstufe verhängt worden (§ 4 
Abs. 2 Satz 1), so wird die Ver- 
sagung von dem Zeitpunkt der 
Rechtskraft des Urteils ab ge- 
rechnet.“ 

b) Die bisherigen Absätze 2, 3 und 5 
werden Absätze 4, 5 und 7; der bis- 


herige Absatz 4 wird Absatz 6 und 
erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Geldbuße kann von 
den Dienstbezügen abgezogen 
werden.“ 

66. § 103 erhält folgende Fassung: 

4 103 

(1) Die Durchführungsvorschrif- 
ten bestimmen, in weldier Weise 
Geldbeträge beigetrieben werden. 

(2) Die Vollstreckungsbehörden 
der Länder haben Vollstreckungs- 
ersuchen der Bundesdisziplinarge- 
richte zu entsprechen.“ 

67. Im Abschnitt IX Nr. 1 (Überschrift) 
wird das Wort „Für“ gestrichen. 

68. § 108 wird wie folgt geändert; 

a) In Nr. 1 Satz 1 werden die Worte 
„Vertreters der Einleitungsbehörde“ 
durch das Wort „Bundesdlsziplinar- 
anwalts“ ersetzt. 

b) In Nr. 1 Satz 2 werden die Worte 
„das Bundesdienststrafgericht des 
zweiten Rechtszuges“ durch die 
W orte „den Bundesdiszipllnarhof “ 
ersetzt. 

c) In Nr. 2 werden die Worte „Bundes- 
dienststrafgerichts des zweiten Rechts- 
zuges“ durch das Wort „Bundes- 
diszlplinarhofs“ ersetzt. 

69. Im Abschnitt IX Nr. 3 (Überschrift) 
wird das Wort „Für“ gestrichen. 

70. § 110 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 erhält folgende 
Fassung; 

„In Fällen der Verhinderung ver- 
tritt ihn sein ständiger Vertreter. 
Ist auch dieser verhindert, so 
führt der dem Dienstalter nach, bei 
gleichem Dienstalter der dem 
Lebensalter nach älteste richter- 
liche Beisitzer den Vorsitz.“ 

b) Im Absatz 6 werden die Worte „Ver- 
treters der Einleitungsbehörde“ durch 
das Wort „Bundesdisziplinaranwalts“ 
ersetzt. 

71. Im Abschnitt IX Nr. 4 (Überschrift) und 
Nr. 5 (Überschrift) wird das Wort 
„Für“ gestrichen. 
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71 , § 112 erhält folgende Fassung: 

4 112 

(1) Der für die Aufsicht zustän- 
dige Bundesminister gilt im Sinne 
dieses Gesetzes als oberste Dienst- 
behörde der Beamten der bundes- 
unmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts. Er kann seine Befug- 
nisse auf nachgeordnete Behörden 
übertragen. Er bestimmt, wer als 
nachgeordnete Behörde, Dienstvor- 
gesetzter und höherer Dienstvorge- 
setzter im Sinne dieses Gesetzes an- 
zusehen ist. Er kann die Zuständig- 
keit zur Verhängung von Warnun- 
gen, Verweisen und Geldbußen ab- 
weichend von den Vorschriften des 
§ 24 regeln. 

(2) Der zuständige Bundesminister 
trifft seine Anordnungen nach Ab- 
satz 1 Satz 2 bis 4 im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister des Innern. 

(3) Für die im Absatz 1 bezeich- 
neten Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts 
gilt § 151 Abs. 6 des Deutschen Be- 
amtengesetzes sinngemäß.“ 

73. Im Abschnitt X (Überschrift) werden die 
Worte „Übergangs- und“ gestrichen. 

74. Die §§ 115 bis 118 werden gestrichen. 

75. § 119 erhält folgende Fassung: 

4 119 

(1) Für die Entscheidung im förm- 
lichen Disziplinarverfahren und für 
die richterliche Nachprüfung der auf 
Grund dieses Gesetzes ergehenden 
Anordnungen und Entscheidungen 
der Dienstvorgesetzten sind die 
Bundesdisziplinargerichte ausschließ- 
lich zuständig. 

(2) Die auf Grund dieses Gesetzes 
ergehenden Entscheidungen der 
Dienstvorgesetzten und Bundesdiszi- 
plinargerichte sind für die Beur- 
teilung der vor einem Gericht geltend 
gemachten Rechte aus dem Beamten- 
verhältnis bindend.“ 

76. In § 120 Abs. 2 werden die Worte „§§ 6, 
7 und 79“ durch die Worte „Vor- 
schriften des Abschnitts II und des § 79“ 
ersetzt. 


77. § I2l wird gestrichen. 

Artikel 2 

Bekanntmachung der Neufassung 
als Bundesdisziplinarordnung 

(1) Die Reichsdienststrafordnung in der 
Bundesfassung mit den aus Artikel 1 sich er- 
gebenden Änderungen gilt vom Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ab in der aus 
der Anlage ersichtlichen Fassung; sie erhält 
die Bezeichnung „Bundesdisziplinarordnung 
(BDO)“. 

(2) Soweit in bundesrechtlichen Gesetzen 
und Verordnungen auf Vorschriften der 
Reichsdienststrafordnung verwiesen ist, treten 
die entsprechenden Vorschriften der Bundes- 
disziplinarordnung an ihre Stelle. 


ABSCHNITT II 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
Artikel 3 

Erweiterter persönlicher Anwendungsbereich 
der Bundesdisziplinarordnung 

(1) Die Bundesdisziplinarordnung findet 
auch Anwendung auf 

a) Beamte der im Artikel 130 des Grund- 
gesetzes bezeichneten Verwaltungsorgane 
und Einrichtungen, solange sie noch nicht 
in den Dienst des Bundes oder eines 
anderen Dienstherrn übernommen worden 
sind; 

b) Ruhestandsbeamte und frühere Beamte, 
die nicht Bundesbeamte gewesen sind, so- 
lange der Bund ihre Versorgungsbezüge 
trägt. 

(2) § 9 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen vom 
11. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 307) und 
die auf Grund dieser Vorschrift erlassenen 
oder noch zu erlassenden Rechtsverordnun- 
gen bleiben unberührt. 

Artikel 4 

Anwendung der Bundesdisziplinarordnung 
auf frühere Dienstvergehen 

Die Bundesdisziplinarordnung findet auf 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
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begangenen Dienstvergehen Anwendung, falls 
diese auch nach dem zur Zeit ihrer Begehung 
geltenden und nach dem bisherigen Recht als 
Dienstvergehen verfolgt werden konnten. 
Dienstvergehen, die vor dem 1. Oktober 1948 
begangen worden sind und keine schwerere 
Disziplinarstrafe als Warnung, Verweis oder 
Geldbuße gerechtfertigt hätten, können nicht 
mehr verfolgt werden. 

Artikel 5 

Übergang schwebender Verfahren 

(1) Noch nicht abgeschlossene Verfahren, 
die Bundesbearrite betreffen, gehen mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in der Lage, in 
der sie sich befinden, auf die nach der Bundes- 
di’sziplinarordnung zuständigen Behörden 
über. Maßnahmen, die nach den bisherigen 
Gesetzen getroffen worden sind, bleiben 
rcchtswirksam; an die Stelle des Vertreters 
der Einleitungsbehörde und des Vertreters 
der obersten Dienstbehörde tritt der Bundes- 
disziplinaranwalt. Das weitere Verfahren 
richtet sich nach den Vorschriften der Bundes- 
disziplinarordnung. 

(2) Absatz 1 gilt auch für noch nicht ab- 
geschlossene Verfahren zur Entscheidung über 
die Beschwerde gegen eine Dienststrafver- 
fügung, die nach § 15 Abs. 5 des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über die Einrichtung 
von Dienststrafkammern vom 12. August 
1949 (Gesetzbl. der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes S. 253) bei einer 
Dienststrafkammer erhoben worden ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für Verfahren gegen Beamte, Ruhe- 
standsbeamte und frühere Beamte, auf die 
§ 3 dieses Gesetzes Anwendung findet. 

Artikel 6 

Anfechtung früherer Disziplinarverfügungen 

(1) § 26 Abs. 4 und 5 der Bundesdiszi- 
plinarordnung gilt auch für Disziplinarver- 
fügungen, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ergangen sind, für Disziplinarver- 
fügungen, die vor diesem Zeitpunkt für den 
Beamten unanfechtbar geworden sind, jedoch 
nur, wenn die Unanfechtbarkeit eingetreten 
ist, nachdem der Beamte von seinem Be- 
schwerderecht bis zur Erschöpfung des Be- 
schwerdezuges Gebrauch gemacht hatte. Die 
Trist für den Antrag auf Entscheidung des 
Bundesdisziplinargerichts beginnt In diesen 


Fällen nicht früher als einen Monat nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Beamte, auf die 
Artikel 3 Abs. 1 Buchst, a Anwendung findet, 
sofern nicht schon nach dem für den Be- 
amten bisher geltenden Recht eine Nach- 
prüfung der Disziplinarverfügung durch ein 
Disziplinargericht herbeigeführt werden 
konnte. 

Artikel 7 

Wiederaufnahme früherer Verfahren 

(1) Nach den bisherigen Gesetzen rechts- 
kräftig entschiedene Disziplinarverfahren 
können unter den Voraussetzungen der §§ 83 
bis 85 der Bundesdisziplinarordnung wieder- 
aufgenommen werden, sofern nach bishe- 
rigem Recht ihre Wiederaufnahme zugelassen 
war. 

(2) Wenn das Disziplinargericht, dessen 
Entscheidung Im Wiederaufnahmeverfahren 
angefochten wird (§ 86 Abs. 2, § 87 der 
Bundesdisziplinarordnung) oder das nach 
§ 89 Abs. 2 der Bundesdisziplinarordnung 
für das weitere Verfahren zuständig wäre, 
nicht mehr besteht, tritt an seine Stelle der 
Bundesdisziplinarhof. Er kann die Sache an 
eine Bundesdlsziplinarkammer verweisen. 

(3) Absatz 2 gilt sinngemäß im Falle des 
§ 96 der Bundesdisziplinarordnung. 

Artikel 8 

Wiederaufnahme politisch beeinflußter 
Disziplinarverfahren 

(1) Ist in der Zeit vom 30. Januar 1933 
bis zum 8. Mai 1945 gegen einen Beamten, 
der Bundesbeamter geworden ist, 

1 . wegen eines ausschließlich oder über- 
wiegend aus politischen Gründen be- 
gangenen Dienstvergehens eine Disziplinar- 
strafe verhängt oder eine Handlung oder 
Unterlassung ausschließlich oder über- 
wiegend aus politischen Erwägungen diszi- 
plinarrechtlich geahndet worden, oder 

2. eine Disziplinarstrafe verhängt worden, die 
nach dem in der Entscheidung festgestellten 
Dienstvergehen als übermäßig hart und 
deshalb als nationalsozialistisch anzusehen 
ist, 

so ist die disziplinarrechtliche Entscheidung 
entweder aufzuheben oder die erkannte Dis- 
ziplinarstrafe angemessen zu mildern. Die 
Vorschriften über die Wiederaufnahme des 
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Verfahrens gelten sinngemäß, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. 

(2) Der Antrag ist schriftlich bei der 
obersten Dienstbehörde zu stellen, die über 
die Zulassung entscheidet. § 29 Abs. 2 der 
Bundesdisziplinarordnung gilt sinngemäß. 
Gegen die Entscheidung der obersten Dienst- 
behörde Ist Beschwerde an den Bundes- 
disziplinarhof zulässig. Wird die Wiederauf- 
nahme zugelassen, so entscheidet die Bundes- 
disziplinarkammer in der Sache durch Be- 
schluß. § 7 Abs. 2 gilt entsprechend. 

A r 1 1 k e 1 9 ' 

Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren 
gegen andere Personen 

Die Vorschriften der §§ 7 und 8 gelten 
entsprechend für Disziplinarverfahren gegen 

a) Beamte, Ruhestandsbeamte oder frühere 
Beamte des Reiches oder eines anderen 
deutschen Dienstherrn, die nach Kapitel I 
oder § 62 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen 
Rechte geltend machen können oder 
könnten, falls sie am 8. Mai 1945 im 
Dienst oder versorgungsberechtigt ge- 
wesen wären, oder 

b) frühere Beamte eines anderen deutschen 
Dienstherrn als des Bundes, die bei einer 
Dienststelle tätig gewesen sind, deren Auf- 
gaben von einer bundeseigenen Verwal- 
tung oder Einrichtung ganz oder über- 
wiegend übernommen worden sind, oder 

c) Beamte, Ruhestandsbeamte oder frühere 
Beamte, auf die § 3 Abs. 1 dieses Gesetzes 
Anwendung findet oder Anwendung fin- 
den würde, falls sie im Dienst oder ver- 
sorgungsberechtigt geblieben wären. 

Artikel 10 

Oberste Dienstbehörde und Einleitungs- 
behörde in besonderen Fällen 

(1) Für nicht wiederbeschäftigte Warte- 
standsbeamte und Ruhestandsbeamte, die 
nicht Bundesbeamte sind oder gewesen sind 
und deren Bezüge der Bund trägt, ist oberste 
Dienstbehörde im Sinne des § 21 Abs. 4 der 
Bundesdisziplinarordnung und Einleitungs- 
behörde im Sinne des § 29 Abs. 2 der Bun- 
desdisziplinarordnung die oberste Bundes- 
behörde, deren Aufgaben denen der zuletzt 


für den Beamten zuständig gewesenen ober- 
sten Dienstbehörde oder Verwaltungsstelle 
(Nachfolgebehörde) entsprechen. Die Einlei- 
tungsbehörden können Ihre Befugnisse mit 
Zustimmung des Bundesministers des Innern 
auf unmittelbar nachgeordnete Behörden 
übertragen, sie im Einzelfall jedoch wieder 
an sich ziehen. 

(2) Ist eine nach Absatz 1 zuständige Stelle 
nicht vorhanden, so übt der Bundesminister 
des Innern diese Befugnisse aus. Er kann sie 
auf andere Stellen übertragen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine An- 
wendung auf Personen, für die das Gesetz 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallen- 
den Personen gilt. 

Artikel 11 

Verlust der Rechte aus dem Gesetz 
zu Artikel 131 des Grundgesetzes 

(1) Sofern ein Beamter des Bundes oder 
eines anderen Dienstherrn zu den Personen 
gehört, auf die Kapitel I (mit Ausnahme des 
§ 52) oder § 62 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen An- 
wendung findet, bewirkt die von einem Dis- 
ziplinargericht des Bundes oder eines Lan- 
des rechtskräftig erkannte Disziplinarstrafe 
der Entfernung aus dem Dienst auch den 
Verlust der Rechte aus dem genannten Ge- 
setz. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Entscheidungen, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes er- 
gangen sind; war die Entscheidung vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen ergangen, 
so hat der Verurteilte Rechte aus dem ge- 
nannten Gesetz nicht erworben. Bezüge, die 
der Verurteilte auf Grund des genannten Ge- 
setzes erhalten hat, werden nicht zurück- 
gefordert. 

A r 1 1 k e 1 12 
Gnadenrecht 

(1) Für die in Artikel 9 bezeidineten Per- 
sonen sowie für die Berufssoldaten der frü- 
heren Wehrmacht und die berufsmäßigen 
Angehörigen des früheren Reichsarbelts- 
dicnstes steht das Gnadenredit in Diszlpli- 
narsachen sowie hinsichtlich der beamten- 


31 



rechtlichen Folgen eines strafgerichtlichen 
Urteils dem Bundespräsidenten zu. § 104 der 
Bundesdisziplinarordnung und § 54 des 

Deutschen Beamtengesetzes finden entspre- 
chende Anwendung. 

(2) Sachlich zuständig im Sinne des Ar- 
tikels 3 der Anordnung des Bundespräsiden- 
ten über die Ausübung des Begnadigungs- 
rechts in Dienststrafsachen vom 23. Novem- 
ber 1950 (Bundesgesetzbl. S. 768) ist die 
oberste Bundesbehörde oder die der Bun- 
desaufsicht unterstehende juristische Person 
des öffentlichen Rechts, deren Verwaltungs- 
zweig oder Aufgaben denen der zuletzt für 
den Beamten zuständig gewesenen obersten 
Dienstbehörde oder Verwaltungsstelle (Nach* 
folgebehördc) entsprechen. Ist eine hiernach 
zuständige Stelle nicht vorhanden oder er- 
achtet keine Stelle sich für zuständig, so ist 
der Bundesminister des Innern zuständig. 

(3) Gnadenerweise, die vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes von den nach bisheri- 
gem Recht für die Ausübung des Gnaden- 
rechts zuständigen Stellen gewährt worden 
sind, bleiben wirksam. 

Artikel 13 
Aussagegenehmigung 

Ist für Beamte, Ruhestandsbeamte oder 
frühere Beamte, die ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Bundesgebiet oder 
im Lande Berlin genommen haben, ein 
Dienstvorgesetzter oder letzter Dienstvorge- 
setzter nicht vorhanden, so erteilt die nach 
Artikel 12 Abs, 2 zuständige Behörde (Ver- 
waltungsstelle) die Genehmigung zur Aussage 
(§§ 8, 9 des Deutschen Beamtengesetzes). Das 
gleiche gilt für die Berufssoldaten der frü- 
heren Wehrmacht und die berufsmäßigen 
Angehörigen des früheren Reichsarbeits- 
dienstes. 

Artikel 14 

Folgen der Verurteilung durch ein 
nichtdeutsches Gericht 

(1) Wird gegen einen Beamten oder Ruhe- 
standsbeamten, der bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes durch ein nichtdeutsches Ge- 
richt zu Zuchthaus oder zu Gefängnis von 
einem Jahr oder längerer Dauer rechtskräf- 
tig verurteilt worden Ist, wegen desselben 
Sachverhalts das förmliche Disziplinarver- 
fahren mit dem Ziel der Entfernung aus dem 


Dienst oder der Aberkennung des Ruhe- 
gehalts eingeleitet, so gelten von der Rechts- 
kraft des Urteils ab die Dienstbezüge in vol- 
ler Höhe als einbehalten. 

(2) Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein 
förmliches Disziplinarverfahren nicht einge- 
Icitet oder der Beamte nicht zur Entfernung 
aus dem Dienst verurteilt, so ist auf die Ihm 
zustehenden Dienstbezüge ein In der zurück- 
liegenden Zeit bezogenes Arbeitseinkommen 
oder ein Unterhaltsbeitrag anzurechnen; der 
Beamte Ist zur Auskunft hierüber ver- 
pflichtet. 

(3) Diese Vorschriften gelten entsprechend 
für Beamte, die von einem Spruchgericht zur 
Aburteilung der Mitglieder der in Nürnberg 
für verbrecherisch erklärten Organisationen 
in der britischen Zone verurteilt worden 
sind. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend 
für Personen, auf die Kapitel I oder § 62 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen (mit Ausnahme des § 52) 
Anwendung findet. 

Artikel 15 

Erlaß von Durchführungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes er- 
forderlichen Verwaltungsvorschriften erläßt 
der Bundesminister des Innern. 

Artikel 16 
Geltung Im Lande Berlin 

Dieses Gesetz, die als Anlage zu Artikel 2 
dieses Gesetzes bekanntgemachte Bundes- 
disziplinarordnung sowie die auf Grund der 
Bundesdisziplinarordnung oder dieses Ge- 
setzes ergehenden Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften gelten nach Maßgabe der §§13 
und 14 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin Im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande 
Berlin. 

Artikel 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1952 in 
Kraft mit Ausnahme des Artikels 12, der am 
Tage nach der Verkündung in Kraft tritt. 
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Anlage zu dem Gesetz zur 
Änderung und Ergänzung 
des Dienststrafrechtes 


Bund es disziplinär Ordnung 
(BDO) 
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ABSCHNITT I 

Anwendbarkeit des Gesetzes 

§ 1 

Die Bundesdisziplinarordnung gilt für 
die Beamten und Ruhestandsbeamten, die 
dem Deutschen Beamtengesetz in der Bun- 
desfassung unterliegen. 

§ 2 

Ein Beamter, der aus einem früheren 
Beamten verhaltnLs ausgeschieden, entlassen 
oder in den Ruhestand getreten war, kann 
nach diesem Gesetz auch wegen solcher 
Dienstvergehen oder als Dienstvergehen 
geltender Handlungen (§ 22 Abs. 1 des 
Deutschen Beamtengesetzes) verfolgt wer- 
den, die er in dem früheren Beamtenver- 
hältnis oder als Ruhestandsbeamter began- 
gen hat; auch bei einem aus einem früheren 
Beamten Verhältnis ausgeschiedenen oder 
entlassenen Beamten gelten hierbei die in 
§ 22 Abs, 1 Satz 2 des Deutschen Beamten- 
gesetzes bezeichneten Handlungen als 
Dienstvergeheni. Ein Wechsel des Dienst- 
herrn steht der disziplinarrechtJichen Ver- 
folgung auch dann nicht entgegen, wenn 
das frühere Beamt enverhältnis zu einem 
anderen Dienstherrn als dem Bunde be- 
standen hat. 

§ 3 

(1) Die zuständige Behörde bestimmt 
nach pflichtmäßigem Ermessen, ob wegen 
eines Dienstvergehens nach diesem Gesetz 
einzuschreiten ist; sie hat dabei auch das 
gesamte dienstliche und außerdienstliche 
Verhalten zu berücksichtigen. 

(2) Sind seit einem Dienstvergehen, das 
keine schwerere Disziplinarstrafe als War- 
nung, Verweis oder Geldbuße gerechtfertigt 
hätte, mehr als fünf Jahre verstrichen, so 
ist eine Bestrafung nicht mehr zulässig. 


ABSCHNITT H 
Disziplinarstrafen 

§ 4 

(1) Disziplinarstrafen sind: 
Warnung, 

Verweis, 

Geldbuße, 


Gehaltskürzung, 

Versagung des Aufsteigens im Gehalt, 
Einstufung in eine niedrigere Dienst- 
altersstufe, 

Versetzung in ein Amt derselben Lauf- 
bahn mit niedrigerem Endgrundgehalt, 
Entfernung aus dem Dienst, 

Kürzung des Ruhegehalts, 

Aberkennung des Ruhegehalts. 

(2) Die Disziplinarstrafen der Versagung 
des Aufsteigens im Gehalt und der Ein- 
stufung in eine niedrigere Dienstalters- 
stufe können nebeneinander verhängt wer- 
den. Im übrigen darf in demselben Diszi- 
plinarverfahren nur eine der im Absatz 1 
genannten Disziplinarstrafen verhängt wer- 
den. 

§ 5 

(1) Warnung ist die Mißbilligung eines 
bestimmten Verhaltens (Handelns oder 
Unterlassens) des Beamten mit der Auf- 
forderung, dies künftig zu vermeiden. 

(2) Verweis ist der Tadel eines bestimm- 
ten Verhaltens des Beamten. 

(3) Mißbilligende Äußerungen eines 
Dienstvorgesietzten, die nicht ausdrücklich 
als Warnung oder Verweis bezeichnet wer- 
den (Zurechtweisungen, Ermahnungen. 
Rügen u. dgl.), sind keine Disziplinar- 
strafen. 

§ 6 

Die Geldbuße darf die einmonatigen 
Dienstbezüge des Beamten nicht überstei- 
gen. Hat der Beamte keine Dienstbezüge, 
oder hat er sie nur während der Dauer 
eines Beschäftigungsauftrages, so darf die 
Geldbuße den Betrag von dreihundert 
Deutsche Mark nicht übersteigen. Bei 
Beamten, die Gebühren beziehen, darf die 
Geldbuße höchstens eintausend Deutsche 
Mark betragen. 

§ 7 

(1) Die Gehaltskürzung besteht in der 
bruchteilmäßigen Verminderung der je- 
weiligen Dienstbezüge um höchstens ein 
Fünftel und auf längstens fünf Jahre. Hat 
der Bestrafte aus einem früheren Beamten- 
verhältnis einen Versorgungsanspruch er- 
worben, so bleibt bei dessen Regelung 
(§§.127 ff. des Deutschen Beamtengesetzes) 
die Gehaltskürzung unberüdcsichtigt. 
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(2) Tritt der Bestrafte in den Wart es fand 
oder in den Ruhestand, so wird das aus 
den ungekürzten Dienstbezügen errechnete 
Wartegeld oder Ruhegehalt während der 
Dauer der Gehaltskürzung in demselben 
Verhältnis gekürzt wie die Dienstbezüge. 

(3) Stirbt der Bestrafte, so werden die 
Bezüge für den Sterbemionat und das 
Sterbegeld während der Dauer der Ge- 
haltskürzung in demselben Verhältnis ge- 
kürzt wie die Dienstbezüge; das Witwen- 
und Waisengeld wird nicht gekürzt. 

§ 7a 

Die Versagung des Aufsteigens im Ge^ 
halt besteht darin, daß das Auf steigen des 
Beamten in die im Besoldungsrecht vorge- 
sehenen höheren Dienstaltersstufen ge* 
hemmt wird. Die Dauer der Versagung 
wird vom Bundesdisziplinargericht im Ur- 
teil bestimmt; sie ist nach vollen Jahren 
zu bemessen. Während der Dauer der Ver- 
sagung darf der Beamte nicht befördert 
werden. 

§ 7b 

Durch die Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe erhält der Beamte die 
Dienstbezüge nach der Dienstaltersstufe, die 
das Bundesdisziplinargericht im Urteil be- 
stimmt; er verliert zugleich den Anspruch 
auf die Dienstbezüge nach den von ihm 
erreichten höheren Dienstaltersstufen. 

§ 7c 

Durch die Versetzung in ein Amt der- 
selben Laufbahn mit geringerem End- 
grundgehalt verliert der Beamte alle Rechte 
aus seinem bisherigen Amt einscliließlich 
der damit verbundenen Dienstbezüge und 
der Befugnis, die bisherige Amtsbezeich- 
nung zu führen. Das Buridesdisziplinarge- 
richt bestimmt im Urteil die Dienstalters- 
stufe, nach der sich die Dienstbezüge des 
Beamten in der neuen Besoldungsgruppe 
bemessen. 

§ 8 

(1) Die Entfernung aus dem Dienst be- 
wirkt auch den Verlust des Anspruchs auf 
Dienstbezüge und Versorgung sowie der 
Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im 
Zusammenhang mit dem Amt verliehenen 
Titel zu führen und die Dienstkleidung zu 
tragen. - 

(2) Die Entfernung aus dem Dienst und 
ihre Rechtsfolgen erstrecken sich auf alle 


Ämter, die der Bestrafte im unmittelbaren 
oder mittelbaren Bundesdienst bei Rechts- 
kraft des Urteils bekleidet. 

§ 9 

(1) Bei einem Ruhestandsbeamten sind 
nur die Aberkennung und die Kürzung des 
Ruhegehalts als Disziplinarstrafen zulässig; 
§ 7 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Ab- 
erkennung des Ruhegehalts setzt voraus, 
daß die Entfernung aus dem Dienst ge- 
rechtfertigt wäre, falls der Beschuldigte 
sich noch im Dienst befände; die Kürzung 
des Ruhegehalts wird an Stelle der Ge- 
haltskürzung verhängt. 

(2) Die Aberkennung des Ruhegehalts 
bewirkt auch den Verlust des Anspruchs 
auf Hinterbliebenenversorgung und der 
Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im 
Zusammenhang mit dem früheren Amt 
verliehenen Titel zu führen und dieDienstT 
kleidung zu tragen. Diese Wirkungen be- 
ziehen sidi auf alle Ämter, die der Be- 
strafte beim Eintritt in den Ruhestand 
bekleidet hat. 

(3) Höhe und Dauer der Kürzung des 
Ruhegehalts richten sich nach § 7 Abs. 1; 
beim Tode des Ruhestandsbeamten gilt § 7 
Abs. 3 entsprechend. 

§ 10 

(1) Wird gegen einen früheren Ruhe- 
standsbeamten, der wieder zum Beamten 
ernannt worden ist, auf Entfernung aus 
dem Dienst (§ 8) erkannt, so verliert er 
den Anspruch auf das frühere Ruhegehalt 
und die Hinterbliebenen Versorgung sowie 
die anderen Befugnisse nach § 9 Abs. 2 
nur, wenn er wegen eines in dem früheren 
Beamtenverhältnis begangenen Dienstver- 
gehens oder wegen einer der im § 22 Abs. 1 
Satz 2 des Deutschen Beamtengesetzes be- 
zeichneten Handlungen — gleichgültig, 
Wann er diese begangen hat — - verurteilt 
wird. 

(2) Ein Ruhestaridsbeamter, der vor seiner 
letzten Verwendung schon aus einem 
früheren Beamtenverhältnis in den Ruhe- 
stand getreten war, behält die ihm aus 
dem früheren Beamtenverhältnis zustehen- 
den Ansprüche und Befugnisse (§ 9 Abs. 2), 
wenn er nur wegen eines in dem letzten 
Beamtenverhältnis begangenen Dienstver- 
gehens verurteilt wird und keine der im 
§ 22 Abs. 1 Satz 2 des Deutschen Beam- 
te ngesetzes bezeichneten Handlungen Gegen- 
stand der Verurteilung ist. 
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ABSCHNITT III 
Disziplinarverfahren 

1. Allgemeine Vorschriften 

§ 11 

(1) Gehaltskürzung, Versagen des Auf- 
st eigens im Gehalt, Einstufung in eine 
niedrigere Ehenstaltersstufe, Versetzung in 
ein Amt derselben Laufbahn mit niedrige- 
rem Endgrundgehalt, Entfernung aus dem 
Dienst, Kürzung und Aberkennung des 
Ruhegehalts können nur von den Bundes- 
disziplinargerichten im förmlichen Diszipli- 
narverfahren verhängt werden. 

(2) Warnung, Verweis und Geldbuße 
kann auch der Dienstvorgesetzte durch 
Disziplinarverfügung verhängen. 

§ 12 

Schwebt gegen einen Beamten zur Zeit 
seines Eintritts in den Ruhestand ein 
förmliches Disziplinarverfahren so wird 
dessen Fortsetzung durch den Eintritt in 
den Ruhestand nicht berührt. Gegen einen 
Ruhestandsbeamten kann , ein Disziplinar- 
verfahren nur wegen eines vor Eintritt in 
den Ruhestand begangenen Dienstver- 
gehens oder wegen einer Handlung, die 
nach 5 22 Abs. 1 Satz 2 des Deutschf^n 
Beamtengesetzps als Dienstvergehen gilt, 
eingeleitet werden. 

§ 13 

(1) Ist gegen den eines Dienstvergehens 
Beschuldigten wegen derselben Tatsachen 
die öffentliche .Klage im straf gerichtlichen 
Verfahren erhoben, so kann ein Disziplinar- 
verfahren zwar eingeleitet, es muß aber 
bis zur Beendigung des straf gerichtlichen 
Verfahrens ausgesetzt werden. Ebenso muß 
ein bereits eingeleitetes Disziplinarverfah- 
ren ausgesetzt werden, wenn während 
seines Laufes die öffentliche Klage erhoben 
wird. Mit Zustimmung des Bundesdiszipli- 
naranwalts 30 al kann das Disziplinar- 
verfahren fortgesetzt wenn die 

Sach auf kl o'pqioVjprt iqt' d^^-^ «bleiche 

gilt, wenn im strafcrprlchtliphen Verfah’r'pn 
aus Gründen nicht verhandelt werden 
kann, die in der Person des Beschuldigten 
liegen. Ergeht in diesen Fällen nach rechts- 
kräftigem Abschluß des Disziplinarverfah- 
rens im straf gerichtlichen V^^rTahren ein 
rechtskräftiges IJrtpil auf Grund von tat- 
sächlichen Fe^^tstelhing'^n, die von denen 
des Urteils des Bundesdisziplinargerlchts 
abweichen, so gelten die abweichenden 


Feststellungen des straf gerichtlichen Ur- 
teils als neue Tatsachen im Sinne des § 83 
Abs. 1 Nr. 1. 

(2) Wird der Beschuldigte im strafge- 
richtlichen Verfahren freigesprochen, so 
kann wegen der Tatsachen, die Gegenstand 
der straf gerichtlichen Untersuchung waren, 
ein Disziplinarverfahren nur dann einge- 
leitet oder fortgesetzt werden, v^enn diese 
Tatsachen, ohne den Tatbestand eines 
Strafgesetzes zu erfüllen, ein Dienstver- 
gehen enthalten. 

(3) Für die Entscheidung im Disziplinar- 

verfahren sind die tatsächlichen Feststel- 
lungen des straf gerichtlichen Urteils bin- 
dend, auf welchen die Entscheidung des 
Strafgerichts beruht. Das Bundesdiszipli- 
nargericht kann - jedoch die nochmalige 
Prüfung solcher Feststellungen beschließen, 
deren Richtigkeit seine Mitglieder überein- 
stimmend bezweifeln; dies ist in den Ur- 
teilsgründen (§ 65) zum Ausdruck zu 

bringen. 

§ 14 

Das Disziplinarverfahren kann ausgesetzt 
werden, wenn die Beurteilung des Dienst- 
vergehens von der Beurteilung einer Frage 
abhängt, über die in einem anderen — 
schwebenden oder einzuleitenden — Ver- 
fahren entschieden werden soll. Das Diszi- 
plinarverfahren ist spätestens nach der end- 
gültigen Erledigung dieses Verfahrens fort- 
zusetzen. Die in dem anderen Verfahren 
getroffenen tatsächlichen Festellungen sind 
nicht bindend, können aber der Entschei- 
dung im Disziplinarverfahren zugrunde ge* 
legt werden, ohne daß sie nochmals geprüft 
zu werden brauchen. 

§ 15 

(1) Die Einleitung oder Fortsetzung eines 
Disziplinarverfahrens wird nicht dadurch 
gehindert, daß der Beschuldigte, nachdem 
er das Dienstvergehen begangen hat, gei- 
steskrank oder sonst verhandlungsunfähig 
gev/orden ist. 

(2) In diesem Fall beantragt die Einlei- 
tungsbehörde (§ 29) beim Amtsgericht die 
Bestellung eines Pflegers zur Wahrneh- 
mung der^ Rechte des Beschuldigten in dem 
weiteren Verfahren. Das Amtsgericht hat 
dem Antrag zu entsprechen. Der Pfleger 
muß Beamter sein. 

§ 16 

Die Gerichte und Verwaltungsbehörden 
haben auf Ersuchen des Dienstvorgesetzten, 
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des Unter suchungsführers oder des Vorsit- 
zenden eines Bundesdisziplinargerichts in 
Disziplinär Sachen Amts- und Rechtshilfe zu 
leisten; um die eidliche Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen können nur 
die Amtsgerichte ersucht werden. Hat der 
Dienstvorgesetzte um die Vernehmung er- 
sucht, so entscheidet das Amtsgericht über 
die Vereidigung. 

§ 17 

(1) Die Stellen, die die Beweiserhebung 
anordnen, entscheiden — unbeschadet des 
§ 16 Satz 2 — über die Form, in der Be- 
v.?eise zu erheben sind. Niederschriften über 
Aussagen von Personen, die schon in einem 
anderen gesetzlich geordneten Verfahren 
vernonomen worden sind, können im Diszi- 
pliniar verfahren ohne nochmalige Verneh- 
mung verwertet werden. 

(2) Dienstliche Auskünfte von Behörden 
und Beam.ten sind schriftlich einzufordern. 

(3) Über jede Beweiserhebung ist eine 
Niederschrift aufzunehmen, 

(4) Die Vereidigung von Zeugen und 
Sachverständigen ist nur zulässig, wenn 
Gefahr im Verzug oder wenn der Eid mit 
Rücksicht auf die Bedeutung der Aussage 
oder als Mittel zur Herbeiführung einer- 
wahren Aussage erforderlich ist. 


§ 18 

Der Beschuldigte kann im Disziplinarver- 
fahren weder verhaftet noch vorläufig fest- 
genommen, noch — abgesehen von dem Fall 
des § 48 — zwangsweise vorgeführt wer- 
den. 

§ 19 

(1) Die in diesem Gesetz vorgeschriebe- 
nen Zustellungen werden ausgeführt: 

1. durch Übergabe an den Empfänger gegen 
Empfangsschein oder, wenn er die An- 
nahme oder 'die Ausstellung des Emp- 
fangsscheins verweigert, durch Anferti- 
gung einer Niederschrift darüber, 

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rück- 
schein, 

3. nach den Vorschriften der Zivilprozeß- 
ordnung über die Zustellung von Amts 
wegen, 

4. an Behörden’ auch durch Verlegung der 
Akten mit den Urschriften der zuzustel- 
lenden Schriftstücke; der Empfänger hat 
den Tag der Vorlegung in den Akten zu 
vermerken. 


Zustellungen und Mitteilungen an den 
Bundesdisziplinaranwalt werden durch 
Vorlegung der Urschrift des zuzustellenden 
oder mitzuteilenden Sichriftstücks bewirkt. 

(2) Die Zustellung nach Absatz 1 Nr. 3 
kann durch jeden Beamten aus geführt wer- 
den. Die öffentliche Zustellung wird auf 
Antrag der Einleitungsbehörde oder des 
Untersuchungsführers von der Bundesdiszi- 
plinarkammer bewilligt. Die zuzustellende 
Ausfertigung ist an der Gerichtstafel der 
Bundesdisziplinarkammer anzuheften; ent- 
hält das Schriftstück eine Ladung, so ist 
außerdem ein Auszug einmalig in das 
Ministerialblatt des Bundesministeriums 
des Innern einzurücken. 

(3) Alle anderen Mitteilungen erfolgen 
formlos. 

(4) Der Beamte muß Zustellungen und 
Mitteilungen unter der Anschrift, die er 
seinem Dienstvorgesetzten angezeigt hat, 
gegen sich gelten lassen. 

§ 20 

Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes (Sitzungspolizei, Gerichtssprache, Bera- 
tung und Abstimmung) und der Strafpro- 
zeßordnung anzuwenden, soweit nicht die 
Eigenart des Disziplinarverfahrens ent-, 
gegensteht. 

2. Vorermittlungen 

§ 21 

(1) Werden Tatsachen bekannt, die den 
Verdacht eines Dienstvergehens rechtfer- 
tigen, so veranlaßt der Dienstvorgesetzte 
die zur Aufklärung des Sachverhalts er- 
forderlichen Ermittlungen. Dabei sind nicht 
nur die belastenden, sondern auch die ent- 
lastenden und die für die Straibemessung 
bedeutsamen Umstände zu ermitteln. 

(2) Das wesentliche Ergebnis der Ermitt- 
lungen ist dem Beschuldigten und dem 
Bundesdisziplinaranwalt bekanntzugeben. 
Der Beschuldigte ist über die ihm zur Last 
gelegte Verfehlung unter Aufnahme einer 
Niederschrift zu hören; er kann sich auch 
schriftlich äußern. Die Anhörung des Be- 
schuldigten erfolgt in Abwesenheit des 
Bundesdisziplinaranwalts und des Vertei- 
digers. Soweit es ohne Gefährdung des 
Untersuchungszweckes geschehen kann, ist 
dem Beschuldigten zu gestatten, die in den 
Vorermittlungen aufgenommenen Nieder- 
schriften, beigezogenen Akten und Schrift- 
stücke einzusehen. 
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(3) Der Beschuldigte kann beantragen, 
daß weitere Ermittlungen vorgenommen 
werden. Der Dienstvorgesetzte entscheidet, 
ob dem Antrag stattzugeben ist. 

(4) Als Dienstvorgesetzter gilt bei einem 
Ruhestandsbeamten die vor Beginn des 
Ruhestandes für den Beamten zuletzt zu- 
ständige oberste Dienstbehörde, sie kann 
ihre Befugnisse auf nachgeordnet e Behör- 
den übertragen. Besteht die hiernach zu- 
ständige oberste Dienstbehörde nicht mehr, 
so bestimmt der Bundesminister des Innern, 
wer als Dienst Vorgesetzter gilt. 

§ 22 

(1) Wird durch die Ermittlungen ein 
Dienstvergehen nicht festgestellt, oder hält 
der Dienstvorgesetzte eine Disziplinarstrafe 
nicht für angezeigt, so stellt er das Verfah- 
ren ein und teilt dies dem Beschuldigten 
und dem Bundesdisziplinaranwalt mit. 

(2) Ungeachtet der Einstellung kann der 
höhere Dienstvorgesetzte wegen desselben- 
Sachverhalts eine Disziplinarstrafe verhän- 
gen oder die Einleitungsbehörde das förm- 
liche Disziplinarverfahren einleiten. 

§ 23 

Stellt der Dienstvorgesetzte das Verfah- 
ren nicht ein, und hält er seine Strafgev/alt 
für ausreichend, so verhängt er die Diszi- 
plinarstrafe. Andernfalls führt er die Ent- 
scheidung des höheren Dienstvorgesetzten 
oder der Einleitungsbehörde herbei. 


3. Disziplinarverfügung 
§ 24 

(1) Jeder Dienstvorgesetzte ist zu War- 
nungen und Verweisen gegen die ihm nach- 
geordneten Beamten befugt. 

(2) Geldbußen können verhängen 

1. die oberste Dienstbehörde bis zum zu- 
lässigen Höchstbetrage (§ 6), 

2. die der obersten Dienstbehörde unmittel- 
bar nachgeordneten Dienstvorgesetzten 
bis zur Hälfte des zulässigen Höchstbe- 
trages, 

3. die übrigen Dienst Vorgesetzten bis zu 
einem Viertel des zulässigen Höchstbe- 
trages. 

(3) Die oberste Dienstbehörde kann für 
ihren Geschäftsbereich die Befugnis der im 


Absatz 2 Nr. 3 bezeichneten Dienstvorge- 
setzten zur Verhängung von Geldbußen 
weiter abstufen. 

§ 25 

Die Disziplinarstrafe wird durch eine 
schriftliche, mit Gründen versehene Diszi- 
plinarverfügung verhängt, die dem Be- 
schuldigten zuzustellen oder zu eröffnen 
ist; Über die Eröffnung ist eine Nieder- 
schrift aufzunehmen. Dem Bundes diszlpU- 
naranwalt ist die Disziplinarverfügung mit- 
zuteilen. 

§ 26 

(1) Der Bjeschuldigte kann gegen die 
Disziplinarverfügung, wenn sie nicht von 
der obersten Dienstbehörde erlassen ist, 
innerhalb zweier Wochen nach Zustellung 
oder Eröffnung schriftlich Beschwerde er- 
heben. Die Beschwerde ist bei dem Dienst- 
vorgesetzten, der die Disziplinarverfügung 
erlassen hat, einzulegen. Die Frist wird 
auch gewahrt, wenn während ihres Laufes 
die Beschwerde bei dem Dienstvorgesetzten 
eingelegt wird, der über sie zu entscheiden 
hat. 

(2) Der Dienstvorgesetzte, der die Diszi- 
plinarverfügung erlassen hat, ist nicht be- 
rechtigt, die Disziplinarstrafe aufzuheben 
oder zu mildern. Er hat die Beschwerde 
spätestens innerhalb einer Woche dem 
nächsthöheren Dienstvorgesetzten vorzu- 
legen. Dieser entscheidet- Die Entscheidung 
ist dem Bundesdisziplinaranwalt mitzu- 
teilen. 

(3) Gegen die Entscheidung auf die Be- 
schwerde ist weitere Beschwerde an den 
nächsthöheren Dienstvorgesetzten zulässig. 
Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß. 

(4) Gegen die nach Absatz 3 ergehende 
Beschwerdeentscheidung kann der Beschul- 
digte die Entscheidung der Bundesdiszipli- 
narkammer beantragen. Der Antrag ist 
schriftlich einzureichen und zu begründen. 
Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß. Der 
Dienstvorgesetzte, der die Beschwerdeent- 
scheidung erlassen hat, legt den Antrag 
mit seiner Stellungnahmie der Bundesdiszi- 
plinarkammer vor. Diese kann Beweise wie 
im förmlichen Disziplinarverfahren er- 
heben. Sie entscheidet über die Rechtmäßig- 
keit der Disziplinarverfügung ohne münd- 
liche Verhandlung endgültig durch Be- 
schluß; sie kann die Disziplinarverfügung 
aufrechterhalten oder aufheben, aber nicht 
ändern. Die Entscheidung ist zu begründen, 
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.(5) Über eine Disziplinarverfügung oder 
Beschwierdeentscheidung der ^ obersten 
Dienstbehörde entscheidet auf Antrag des 
Beschuldigten der Bundesdisziplinarhof. 
Absatz 4 gÜt entsprechend. 


§ 27 

(1) Stellt das Bundesdisziplinargericht in 
den Fällen des § 26 Abs. 4 und 5 ein 
Dienstvergehen nicht fest und hebt es aus 
diesem Grunde die Disziplinarverfügung 
auf, so ist eine erneute Ausübung der Dis- 
ziplinargewalt gegen den Beschuldigten nur 
auf Grund solcher Tatsachen und Beweis- 
mittel zulässig, die dem Bundes di sziplinar- 
gericht bei seiner Entscheidung nicht be- 
kannt waren. 

(2) Im übrigen können der höhere Dienst- 
vorgesetzte oder die oberste Dienstbehörde 
eine Disziplinarverfügung des nachgeord- 
neten Dienstvorgesetzten, die oberste Dienst- 
behörde auch eine von ihr selbst erlassene 
Disziplinarverfügung innerhalb eines Jah- 
res, nachdem sie erlassen ist, aufheben und 
in der Sache anders entscheiden oder die 
Einleitung des förmlichen Disziplinarver- 
fahrens veranlassen. Vor der Entscheidung 
ist der Beschuldigte zu hören. § 26 gilt 
sinngemäß. 


4. Einleitung des förmlichen 
Disziplinarverfahrens 

§ 28 

(1) Das förmliche Disziplinarverfahren 
gliedert sich in die Untersuchung und in 
das Verfahren vor dem Bundesdisziplinar- 
gericht. Es wird durch schriftliche Verfü- 
gung der Einleitungsbehörde eingeleitet. 
Die Verfügung wird dem Beschuldigten 
und dem Bundesdisziplinaranwalt zuge- 
stellt. Die Einleitung wird mit der Zustel- 
lung an den Beschuldigten wirksam. 

(2) Der Beamte kann die Einleitung des 
förmlichen Disziplinarverfahrens gegen sich 
beantragen, um sich von dem Verdacht 
eines Dienstvergehens zu reinigen. Lehnt 
die Einleitungsbehörde die Einleitung ab, 
so hat sie ihm bekanntzugeben, daß ein 
Grund für die Einleitung nicht vorliegt. 
Auf seinen Antrag ist die Entscheidung 
schriftlich zu begründen. Für Beamte auf 
Widerruf gilt § 107 sinngemäß. 


§ 29 

(1) Einleitungsbehörden sind 

a) für Beamte, hinsichtlich derer der Bun- 
despräsident das Ernennungsrecht aus- 
übt, mit Ausnahme der unter c bezeich- 
neten, die für die Dienstaufsicht zustän- 
digen obersten Bundesbehörden; diese 
können ihre B'efugnis mit Zustimmung 
des Bundesministers des Innern auf un- 
mittelbar nachgeordnete Behörden über- 
tragen, sie jedoch im Einzelfall wieder 
an sich ziehen, 

b) für andere Beamte, mit Ausnahme der 
unter c bezeichneten, die für die Ernen- 
nung zuständigen Behörden, 

c) für Beamte der bundesunmittelbaren 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts die Behörden, die 
der für die Aufsicht zuständige Bundes- 
minister im Benehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern bestimmt, 

d) (weggefallen). 

Die obersten Bundesbehörden können auch 
für die unter b und c genannten, ihrer 
Aufsicht unterstehenden Beamten die Be- 
fugnis der Einleitungsbehörde allgemein 
oder im Einzelfalle an sich ziehen. 

(2) Zuständig ist die Einleitungsbehörde, 
der der Beschuldigte im Zeitpunkt der 
Einleitung untersteht, bei einem nicht wie- 
derbeschäftigten Wartestandsbeamten rmd 
bei einem Ruhesandsbeamten die Behörde, 
die bei seinem Eintritt in den Wartestand 
oder in den Ruhestand zuständig war; be- 
steht diese Behörde nicht mehr, so be- 
stimmt die oberste Bundesbehörde, welche 
Behörde zuständig ist. Die Zuständigkeit 
der Einleitungsbehörde nach Satz 1 wird 
durch eine Beurlaubung oder Abordnung 
des Beschuldigten nicht berührt. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr ist 
Einleitungsbehörde für die Vorstandsmit- 
glieder der Deutschen Bundesbahn. Der 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn ist 
Einleitungsbehörde für die Beamten der 
Deutschen Bundesbahn, soweit nicht nach 
§ 29 Abs. 1 Buchst, b eine andere Behörde 
zuständig ist. 

§ 30 

(1) Bekleidet ein Bieschuldigtei' mehrere 
Ämter, die nicht im Verhältnis von Haupt- 
zu Nebenamt stehen, und beabsichtigt die 
Einleitungsbehörde, zu deren Geschäftsber. 
reich eines dieser Ämter gehört, ein förm- 
liches Disziplinarverfahren gegen ihn ein- 
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zuleiten, so teilt sie dies den für die ande- 
ren Ämter zuständigen Einleitungsbehör- 
den mit. Ein weiteres Disziplinarverfahren 
kann gegen den Beschuldigten wegen des- 
selben Sachverhalts nicht eingeleitet wer- 
den. 

(2) Bekleidet ein Beschuldigter mehrere 
Ämter, die im Verhältnis von Haupt- zu 
Nebenamt stehen, so kann nur die für das 
Hauptamt zuständige Einleitungsbehörde 
ein förmiliches Disziplinarverfahren gegen 
ihn einleiten. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre- 
chend. 

(3) Die Einleitungsbehörde kann Diszi- 
plinarverfahren, die sie gegen mehrere Be- 
schuldigte wegen des gleichen Sachverhalts 
eingeleitet hat, bis zum Eingang der An- 
schuldigungsschrift bei der Bundesdiszipli- 
narkammer (§ 53) durch Verfügung mitein- 
ander verbinden und wieder trennen. 

(4) Sind mehrere Einleitungsbehörden 
beteiligt, so entscheiden auf Antrag einer 
Einleitungsbehörde die zuständigen ober- 
sten Dienstbehörden gemeinsam über Ver- 
bindung und Trennung der Verfahren und 
darüber, welche Einleitungsbehörde für den 
Fortgang des Verfahrens zuständig sein 
soll. 


4a. Bundesdisziplinaranwalt 
§ 30 a 

Aufgabe des Bundesdisziplinaranwalts ist 
es, die einheitliche Ausübung der Diszipli- 
nargewalt zu sichern und das Interesse der 
Verwaltung und der Allgemeinheit in jeder 
Lage des Verfahrens wahrzunehmen. Der 
Bundesdisziplinaranwalt muß die Fähig- 
keit zumi Richteramt an einem ordentlichen 
Gericht oder auf Grund der vorgeschriebe- 
nen Prüfungen an einem allgemeinen Ver- 
waltungsgericht erlangt haben. 

§ 30 b 

(1) Der Bundesdisziplinaranwalt unter- 
steht dem Bundesminister des Innern. Die- 
ser kann mit Zustimmung der Bundes- 
regierung allgemeine Grundsätze für die 
Tätigkeit des Bundesdisziplinaranwalts auf- 
stellen und ihm im Einzelfalle im Einver- 
nehmen mit den zuständigen obersten Bun- 
desbehörden Weisungen erteilen. 

(2) Der Bundesdisziplinaranwalt kann, 
um seine Aufgaben und Befugnisse bei den 
Einleitungsbehörden wahrzunehmen, von 


diesen vorgeschlagene geeignete Beamte als 
Ecauftragte bestellen; sie mJüssen die Fähig- 
keit zum Richteramt an einem ordentlichen 
Gericht oder auf Grund der vorgeschriebe- 
nen Prüfungen an einem allgemeinen Ver- 
waltungsgericht erlangt haben. Die Beauf- 
tragten sind bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben an die Weisungen des Bundesdiszi- 
plinaranwalts gebunden. 

§ 30 c 

Der Bundesdisziplinaranwalt kann im 
Einvernehmen mit der obersten Dienstbe- 
hörde ihm geboten erscheinende Ermittlun- 
gen selbst durchführen oder durch seine 
Beauftragten durchführen lassen. 

§ 30d 

Hält der Bundesdisziplinaranwalt die 
Durchführung eines förmlichen Disziplinar- 
verfahrens für geboten, so hat die Einlei- 
tung sbehörde seinem Antrag stattzugeben. 
Auf sein Ersuchen sind ihm die Disziplinar- 
akten mit allen Unterlagen einschließlich 
der Personalakten vorzulegen. 


4b. Verteidigung 
§ 30 e 

(1) Der Beschuldigte kann sich in jeder 
Lage des Verfahrens des Beistandes eines 
Verteidigers bedienen. Das gleiche Recht hat 
der Beamte im Falle des § 105 dieses Ge- 
setzes, der Versorgungsberechtigte im Falle 
des § 135 Abs. 3 Satz 2 des Deutschen 
Beamtengesetzes. Von Amts wegen wird 
ein Verteidiger, abgesehen von dem Fall 
des § 48 Abs. 1 Satz 3, nicht bestellt. Dem 
Verteidiger steht das Recht, Einsicht in die 
Akten zu nehmen, im gleichen Umfang zu 
wie dem Beschuldigten. 

(2) Verteidiger können die bei einem 
deutschen Gericht zugelassenen Rechtsan- 
wälte und Verwaltungsrechtsräte sowie die 
Rechtslehrer an deutschen Hochschulen sein. 


5. B u n d e s d i s z i p 1 i n a r g e r i ch t e 
§ 31 

(1) Bundesdisziplinargerichte sind die 
Bundesdisziplinarkammem und der Bun- 
desdisziplinarhof. 
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(2) Die Bundesdisziplinargerichte sind 
unabhängig und nur dem Gesetz unterwor- 
fen. 

(3) Die Mitglieder der Bundesdisziplinar- 
gerichte üben ihre Tätigkeit in richter- 
licher Unabhängigkeit aus. 


a) Bundesdisziplinarkammer 
§ 32 

(1) Der Bundesminister des Innern er- 
richtet durch Verordnung die Bundes diszi- 
plinär kammern; er bestimmt deren Sitz 
und Bezirk. Er kann bei einer Bundesdiszi- 
plinarkammer mehrere Abteilungen bilden. 
Er regelt den Geschäftsgang. 

(2) Bei jeder Bundesdisziplinarkammer 
besteht eine Geschäftsstelle. Sie hat die 
Aufgaben der Gerichtskasse. Die Aufgaben 
der Geschäftsstelle einer Bundesdisziplinar- 
kamimier können mit Zustimmung des Bun- 
desministers des Innern von anderen 
Dienststellen übernommen werden. 

§ 33 

(1) Zuständig ist die Bundesdisziplinar- 
kammer, in deren Bezirk der Beschuldigte 
bei Einleitung des förmlichen Disziplinar- 
verfahrens seinen dienstlichen Wohnsitz 
hat. Liegt der dienstliche Wohnsitz außer- 
halb des Geltungsbereiches des Grundge- 
setzes, so ist die für den Sitz der Bundes- 
regierung zuständige Bundesdisziplinar- 
kammer zuständig; für bestimmte Arten 
von Beamten im Grenzdienst kann jedoch 
die oberste Bundesbehörde im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern 
die dem dienstlichen Wohnsitz am nächsten 
liegende Bundesdisziplinarkammer als zu- 
ständig bezeichnen. 

(2) Bei wiederbeschäftigten Wartestands - 
beamten ist der Sitz der Behörde, bei ande- 
ren Wartestandsbeamten und bei Ruhe- 
standsbeamten der Wohnsitz oder, wenn 
ein Wohnsitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes nicht besteht, der letzte 
dienstliche Wohnsitz maßgebend. 

§ 34 

Streitigkeiten über die Zuständigkeit von 
Bundesdisziplinarkammer n entscheidet auf 
Antrag einer Bundesdisziplinarkamer oder 
einer anderen am Verfahren beteiligten Be- 
hörde der Bundesdisziplinarhof durch Be- 
schluß. ' 


§ 35 

(1) Mitglieder der Bundesdisziplinarkam- 
mer sind der Vorsitzende, seine Stellver- 
treter, rechtskundige und andere Beisitzer. 

(2) Die Mitglieder müssen auf Lebenszeit 
ernannte Bundesbeamte sein, die das fünf- 
unddreißigste Lebensjahr vollendet haben. 
Die Beisitzer müssen bei ihrer Ernennung 
den dienstlichen Wohnsitz im Bezirk der 
Bundesdisziplinarkammer haben. 

(3) Der Vorsitzende, seine Stellvertreter 
und die rechtskundigen Beisitzer müssen 
die Fähigkeit zum Richteramt an einem 
ordentlichen Gericht oder auf Grund der 
vorgeschriebenen Prüfungen an einem all- 
gemeinen Verwaltungsgericht haben. 

(4) Der Vorsitzende einer Bundesdiszi- 
plinarkammer kaim zugleich zum Vorsit- 
zenden von höchstens zwei weiteren Bun- 
desdisziplinarkammem ernannt werden. 

§ 36 

(1) Der Vorsitzende und seine Stellver- 
treter werden vom Bundespräsidenten auf 
Lebenszeit ernannt. Der Bundesminister 
des Innern bestellt die Beisitzer der Bun- 
desdisziplinarkammer auf drei Jahre; er 
kann sie bei Ablauf ihrer Amtszeit wieder- 
bestellen. 

(2) \yird während der Amtszeit die Be- 
stellung neuer Beisitzer erforderlich, so 
werden sie nur für den Rest der Amtszeit 
bestellt. 

(3) Die obersten Bundesbehörden und die 
Spitzenorganisationen der Gewerkschaften 
und Berufs verbände der Beamten können 
für die nach § 37 zweiter Halbsatz zu be- 
stellenden Beisitzer Vorschläge machen. 

§ 37 

Die Bundesdisziplinarkammer entscheidet 
mit drei Mitgliedern, dem Vorsitzenden 
(oder seinem Stellvertreter) und zwei Bei- 
sitzern, von denen einer rechtskundig sein 
muß; einer der Beisitzer soll der Laufbahn 
und möglichst dem Verwaltungszweig des 
Beschuldigten angehören. 

§ 38 

(1) Der Vorsitzende kann Beisitzern, die 
sich ohne vorherige Entschuldigung ihrer 
Pflichten entziehen, die dadurch verursach- 
ten Auslagen auf erlegen. Bei nachträglicher 
genügender Entschuldigung kann er seine 
Anordnung ganz oder teilweise auf heben. 


V 
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(2) Auf Einspruch des Betroffenen ent- 
scheidet die Bundesdisziplinarkanmier end- 
gültig. Der Betroffene darf bei der Ent- 
scheidung nicht mitwirken. 

§ 39 

Ein Mitglied der Bundesdisziplinarkam- 
mer, gegen das ein förmliches Disziplinar- 
verfahren oder wegen eines Verbrechens 
oder vorsätzlichen Vergehens ein Strafver- 
fahren eingeieitet oder dem nach § 6 Abs. 1 
des Deutschen Beanrtengesetzes die Füh- 
rung seiner Dienstgeschäfte verboten ist, 
kann während dieses Verfahrens oder der 
Dauer des Verbots sein Amt nicht ausüben. 

§ 40 

(1) Das Amt eines Beisitzers der Bundes- 
disziplinarkammer erlischt, wenn der Bei- 
sitzer 

1. im Strafverfahren zu einer Freiheits- 
strafe oder an Stelle einer Freiheitsstrafe 
zu einer Geldstrafe oder im förmlichen 
Disziplinarverfahren zu Geldbuße oder 
einer schwereren Strafe rechtskräftig ver- 
urteilt wird, 

2. (weggefallen) 

3. in den Wartestand oder in ein Amt 
außerhalb des Bezirks der Disziplinär-* 
kammer versetzt wird, oder 

4. auf andere Weise aus dem Hauptamt 
scheidet, das er bei seiner Bestellung be- 
kleidet hat. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 
tritt das Erlöschen des Amtes als Beisitzer 
mit Ablauf eines Monats nach Zustellung 
der Versetzungsverfügung ein, es sei denn, 
daß der Beamte dem Erlöschen des Beisit- 
zeramtes widersprochen hat. 


b) Bundesdisziplinarhof 
§ 41 

(1) Der Bundesdisziplinarhof wird bei 
dem Bundesverwaltungsgericht errichtet. Er 
gliedert sich in Disziplinarsenate. Das 
Nähere bestimmt der Bundesminister des 
Innern. 

(2) Der Bundesdisziplinarhof besteht aus 
einem Präsidenten, seinen Stellvertretern^ 
richterlichen und anderen Beisitzern. 


(3) Für die Geschäftsverteilung bei dem 
Bundesdisziplinarhof gelten die Vorschrif- 
ten der §§ 62 bis 69 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes entsprechend. Das Präsi- 
dium besteht aus dem Präsidenten, den Se- 
natspräsidenten und den beiden dem 
Dienstalter nach, bei gleichem Dienstalter 
dem Lebensalter nach, ältesten richterlichen 
Beisitzern. Der Geschäftsgang wird durch 
eine Geschäftsordnung geregelt, die von 
den hauptamtlichen Mitgliedern des Bun- 
desdisziplinarhof es zu beschließen ist. 

(4) (weggefallen) 

(5) Im übrigen gelten § 32 Abs. 2, § 35 
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3, §§ 36, 38 bis 40 
sinngemäß mit der Maßgabe, daß die §§ 38 
bis 40 auf die hauptamtlichen richterlichen 
Beisitzer keine Anwendung finden. 


§ 42 

(1) Will ein Disziplinär Senat in einer 
Rechtsfrage von der Entscheidung eines 
anderen Disziplinarsenats oder des Großen 
Disziplinarsenats (Absatz 3) abweichen, so 
hat er die Rechtsfrage unter Begründung 
seiner Rechtsauffassung an den Großen 
Disziplinarsenat zu verweisen. Dies gilt 
nicht, wenn der Senat, von dessen Ent- 
scheidung er abweichen will, der Ab- 
weichung zustimmt. 

(2) Ein Disziplinarsenat kann die Ent- 
scheidung des Großen Disziplinarsenats 
auch in einer Rechtsfrage von grundsätz- 
licher Bedeutung herbeiführen, wenn nach 
seiner Auffassung die Fortbildung des 
Rechts oder die Sicherung einer einheit- 
lichen Rechtsprechung es erfordern. Hält 
der Bundesdisziplinaranwalt aus einem sol- 
chen Grunde die Entscheidung des Großen 
Disziplinarsenats für erforderlich, so ist die 
Sache dem Großen Disziplinarsenat vorzu- 
legen. 

(3) Der Große Disziplinarsenat besteht 
aus dem Präsidenten des , Bundes diszipli- 
narhofs, seinen Stellvertretern und je 
einem richterlichen Mitgliede. 

(4) Bei Stimmengleichheit wird die Stim- 
me des dem Dienstalter nach, bei gleichem 
Dienstalter dem Lebensalter nach, jüngsten 
Mitglieds nicht mitgezählt, der Berichter- 
statter hat jedoch immer Stimmrecht. 

(5) Die Entscheidung der Rechtsfrage 
durch den Großen Disziplinarsenat ist in 
der zu entscheidenden Sache bindend. 
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§ 43 

Jeder Disziplinarsenat beschließt mit drei 
richterlichen Mitgliedern, einschließlich des 
Vorsitzenden. Er entscheidet in der Haupt- 
verhandlung mit drei richterlichen Mitglie- 
dern, einschließlich des Vorsitzenden, und 
zwei weiteren Mitgliedern. Eines dieser 
weiteren Mitglieder soll der Laufbahn und 
möglichst auch dem Verwaltungszweig des 
Beschuldigten angehören. 


6. Untersuchung 
§ 44 

(1) Die Einleitungsbehörde kann im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesdisziplinaran- 
walt von der Untersuchung absehen, wenn 
sie den Sachverhalt für aufgeklärt ansieht; 
sie hat den Beschuldigten davon in Kennt- 
nis zu setzen. 

(2) AndernfaiUs bestellt sie bei oder nach 
der Einleitung des Verfahrens einen Be- 
amten zum Untersuchungsführer in dem 
Verfahren und teilt dies dem Beschuldigten 
mit Zu Untersuchungsführern kennen nur 
Beamte bestellt werden, welche die Fähig- 
keit zum Richteramt an einem ordentlichen 
Gericht haben. 

(3) Der Untersuchungsführer ist in der 
Dur^führung der Untersuchung unabhän- 
gig und, abgesehen von den Fällen des 
§ 50, an Weisungen nicht gebunden. Sein 
Amt erlischt aus den gleichen Gmnden wie 
das Amt eines Beisitzers der Bundesdiszi- 
plinarkammer nach § 40 Abs. 1 Nr. 1 oder 
4. Er kann abberufen werden, wenn die 
Voraussetzungen des § 40 Abs. 1 Nr. 3 bei 
ihm eintreten. Über seine Ablehnung ent- 
scheidet die Einleitungsbehörde. Gegen die 
Entscheidung ist Beschwerde an die Bun- 
desdisziplinarkammer zulässig; diese ent- 
scheidet endgültig. 

(4) (weggefallen) 

§ 45 

(1) Der Untersuchungsführer hat einen 
Schriftführer zuzuziehen und ihn, wenn er 
nicht Beamter ist, auf dieses Amt zu ver- 
eidigen. 

(2) Über die Ablehnung des Schriftfüh- 
rers entscheidet der Untersuchungsführer. 
Gegen die Entscheidung ist Beschwerde an 
die Bundesdisziplinarkammer zulässig, die- 
se entscheidet endgültig. 


§ 46 

Der Untersuchungsführer kann Zeugen 
und Sachverständige eidlich vernehmen. Er 
kann B'eschlagnahmen und Durcb^suchungen 
anordnen und sie durch die dazu sonst be- 
rufenen Behörden ausführen lassen. Poli- 
zeibehörden imd Bundesdisziplinaranwalt 
sind nicht befugt, eine Beschlagnahme oder 
Durchsuchung im Disziplinarverfahren an- 
zuordnen. 

§ 47 

Der Beschuldigte ist zu Beginn der Un- 
tersuchung zu laden und, falls er erscheint, 
zu vernehmen, auch wenn er bereits wäh- 
rend der Vorermittlungen gehört worden 
ist. Ist er aus zwingenden Gründen am. Er- 
scheinen verhindert, und hat er dies recht- 
zeitig mitgeteilt, so ist er erneut zu laden. 
Der Bundesdisziplinaranwalt ist ebenfalls 
zu laden. 

§ 48 

(1) Zur Vorbereitung eines Gutachtens 
über den Geisteszustand des Beschuldigten 
kann die Bundesdisziplinarkammer auf An- 
trag des Untersuchimgsführers anordnen, 
daß der Beschuldigte in eine öffentliche 
Heil- und Pflegeanstalt gebracht imd dort 
verwahrt imd untersucht wird. Der Unter- 
suchungsführer hat den Beschuldigten von 
dem Antrag in Kenntnis zu setzen. Hat der 
Beschuldigte nicht selbst einen Verteidiger 
beigezogen, so bestellt der Vorsitzende der 
Bundesdisziplinarkammer von Amts wegen 
für dieses Unter suchungs verfahren einen 
Verteidiger und stellt ihm den Beschluß zu. 
Als Verteidiger kann auch ein geeigneter 
Beamter bestellt werden. 

(2) Gegen den Beschluß ist Beschwerde 
zulässig, sie hat aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Verwahrung in der Anstalt darf 
nicht länger als sechs Wochen dauern. 

§ 49 

(1) Der Beschuldigte kann an den Be- 
v/eiserhebungen teilnehmen. Er ist zu allen 
Beweiserhebungen, abgesehen von Be- 
schlagnahmen und Durchsuchungen, zu 
laden. Der Untersuchungsführer kann den 
Beschuldigten von der Teilnahme aus- 
schließen, wenn er dies aus besonderen 
dienstlichen Gründen oder mit Rücksicht 
auf den Untersuchungszweck für erforder- 
lich hält; der Beschuldigte ist jedoch über 
das Ergebnis dieser Beweiserhebungen zu 
unterrichten. 
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(2) Der Untersuchungsführer soll Beweis- 
anträgen des Beschuldigten stattgeben, so- 
weit sie für die Schuldfrage, das Strafmaß 
oder für die Gewährung eines Unterhalts- 
beitrages (§ 64) von Bedeutung sein kön- 
nen. 

(3) (weggefallen) 

§ 50 

(1) Der Bundesdisziplinaranwalt ist zu 
allen Beweiserhebungen, abgesehen von Be’ 
schlagnahmen und Durchsuchungen, zu la- 
den. Er kann daran teilnehmen, sich aber 
auch jederzeit durch Einsichtnahme in die 
Akten über den Stand der Untersuchung 
unterrichten. Seinen Beweisanträgen muß 
der Untersuchungsführer statt geben. 

(2) Der Bundesdisziplinaranwalt kann be- 
antragen, die Untersuchung auf neue Punk- 
te, die den Verdacht eines Dienstvergehens 
rechtfertigen, zu erstrecken. Der Unter- 
suchungsführer muß den Anträgen entspre- 
chen; er kann von sich aus die Unter- 
suchung auf neue Punkte ausdehnen, wenn 
der Bundesdisziplinaranwalt zu stimmt. Der 
Untersuchungsführer hat dem Beschuldig- 
ten Gelegenheit zu geben, sich auch zu den 
neuen Anschuldigungen zu äußern. 

§ 51 

(1) Hält der Untersuchungsführer das 
Ziel der Untersuchung für erreicht, so hat 
er dem Beschuldigten Gelegenheit zu geben, 
sich abschließend zu äußern. Er hat dem 
Beschuldigten zuvor auf Antrag Einsicht in 
die Akten zu gewähren, soweit nicht ge- 
setzliche Vorschriften entgegenstehen. 

(2) Nach der abschließenden Anhörung 
des Beschuldigten (Absatz 1 Satz 1) legt 
der Untersuchungsführer die Akten mit 
einem zusammenfassenden Bericht der Ein- 
leitungsbehörde vor. Dem Bundesdiszipli- 
naranwalt ist der Bericht mitzuteilen. 

§ 52 

(1) Die Einleitungsbehörde muß das förm- 
liche Disziplinarverfahren, solange es noch 
nicht bei der Bunde sdisziplinarkammer an- 
hängig ist (§ 53 Abs. 3), einstellen, wenn 

1. es nicht rechtswirksam eingeleitet oder 
sonst unzulässig ist, 

2. der Beschuldigte stirbt, 

3. der Beschuldigte aus dem Beamt enver- 
hältnis ausscheidet oder entlassen wird, 

4. bei einem Ruhestandsbeamten die Folgen 
einer gerichtlichen Verurteilung nach 


§ 132 des Deutschen Beamtengesetzes ein- 
treten, 

5. der Beschuldigte als Ruhestandsbeamter 
auf seine Rechte als solcher der obersten 
Dienstbehörde gegenüber schriftlich ver- 
zichtet. Durch einen solchen Verzicht er- 
löschen die Ansprüche auf Ruhegehalt 
und Hinterbliebenenversorgung sowie die 
Befugnis, die Amtsbezeichnung und die 
im Zusammenhang mit dem früheren 
Amt verliehenen Titel zu führen und die 
Dienstkleidung zu tragen. 

(2) Die Einleitungsbehörde kann das 
förmliche Disziplinarvefahren, solange es 
noch nicht bei der Bundes disziplinär kam- 
mer anhängig ist (§ 53 Abs. 3), einstellen, 
wenn sie dies nach dem Ergebnis der Un- 
tersuchung oder aus anderen Gründen für 
angebracht hält. Sie kann in diesem Falle 
auch eine Disziplinarstrafe im Rahmen der 
ihr nach § 11 Abs. 2 und § 24 zustehenden 
Befugnis verhängen oder, wenn sie ihre 
Disziplinargewalt nicht für ausreichend hält, 
die Entscheidung des höheren Dienstvorge- 
setzten herbeiführen. Wird eine Diszipli- 
narstrafe verhängt, so können die Kosten 
des Verfahrens dem Beschuldigten auf- 
erlegt werden. Die Einleitungsbehörde 
kann das Verfahren auch dann einstellen, 
wenn sie ein Dienstvergehen zwar für er- 
wiesen, eine der in § 11 Abs. 1 auf geführ- 
ten Strafen aber nicht für gerechtfertigt 
hält, und wenn seit dem Dienstvergehen 
mehr als fünf Jahre verstrichen sind* (§ 3 
Abs. 2) oder das Verfahren sich gegen 
einen Ruhestandsbeamten richtet. 

(3) Beabsichtigt die Einleitungsbehörde 
das Verfahren einzustellen, so teilt sie das 
dem Bundesdisziplinaranwalt mit. Wider- 
spricht dieser der Einstellung innerhalb 
zweier Wochen nach Eingang der Mittei- 
lung, SO übersendet ihm die Einleitungsbe- 
hörde die Akten zur Fertigung der Anschul- 
digungsschrift. Andernfalls stellt die Ein- 
leitungsbehörde dem Beschuldigten und dem 
Bundesdisziplinaranwalt die mit Gründen 
versehene Einstellungverfügung zu. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 und des 
Absatzes 2 Satz 1, 2 und 4 gelten § 22 
Abs, 2 und § 27 sinngemäß. 

7. Verfahren vor der Bundes- 
d i s z i p 1 i n a r k a m m e r bis zur 
Haupt Verhandlung 

§ 53 

(1) Der Bundesdisziplinaranwalt verfaßt 
eine Anschuldigungsschrift und legt sie nüt 
den Akten der Bundesdisziplinarkammer 
vor. 
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(2) Die Anschuldigungsschrift soll die 
Tatsachen, in denen ein Dienstvergehen er- 
blickt wird, und die Beweismittel geordnet 
darstellen. Sie darf diese Tatsachen zuun- 
gunsten des Beschuldigten nur insoweit 
verwerten, als ihm in der Untersuchung 
Gelegenheit gegeben worden ist, sich, dazu 

•zu äußern. 

(3) Mit dem Eingang der Anschuldigungs- 
schrift ist das Verfahren bei der Bundesdis- 
ziplinarkammer anhängig. 

(4) Teilt der Bundesdisziplinaranwalt der 
Bundesdisziplinarkammer mit, daß neue 
Anschuldigungspunkte zum Gegenstand der 
Verhandlung gemacht werden sollen, so 
hat die Bundesdisziplinarkammer das Ver- 
fahren auszusetzen, bis der Bundesdiszipli- 
naranwalt nach Ergänzung der Vorermitt- 
lungen oder der Untersuchung einen Nach- 
trag zur Anschuldigungsschrift vorlegt oder 
die Fortsetzung des Verfahrens beantragt. 

(5) § 48 gilt sinngemäß; eines Antrages 
bedarf es nicht. 

(6) Verwertet die Anschuldigungsschrift 
Tatsachen, zu denen sich der Beschuldigte 
weder in den Vorermittlungen noch in der 
Untersuchung hat äußern können, oder lei- 
det das in zulässiger Weise eingeleitete 
Disziplinarverfahren an anderen Verfah- 
rensmängeln, so kann der Vorsitzende der 
Bundesdisziplinarkammer die Anschuldi- 
gungssclirift an den Bundesdisziplinaran- 
walt zur Beseitigung der Mängel zurück- 
geben. Absatz 4 gilt sinngemäß. 

§ 54 

(1) Die Bundesdisziplinarkammer kann 
bei ihr anhängige Disziplinarverfahren in 
jeder Lage durch Beschluß miteinander ver- 
binden oder wieder trennen. 

(2) Der Bundesdisziplinarhof kann Diszi- 
plinarverfahren, die bei verschiedenen Bun- 
desdisziplinarkammem anhängig sind, auf 
Antrag des Bundesdisziplinaranwalts, einer 
Einleitungsbehörde, einer beteiligten Bun- 
desdisziplinarkammer oder eines Beschul- 
digten in jeder Lage durch Beschluß mitein- 
ander verbinden oder wieder trennen und 
die zuständige Bundesdisziplinarkammer 
bestimmen. 

§ 55 

Der Vorsitzende der Bundesdisziplinar- 
kammer stellt dem Beschuldigten eine Aus- 
fertigung der Anschuldigungsschrift und 
der Nachträge (§ 53 Abs. 4) zu und be- 
stimmt eine Frist, innerhalb deren der Be- 
schuldigte sich schriftlich äußern kann. 


§ 56 

(weggefallen) 

§ 57 

Der Beschuldigte kann nach Zustellung 
der Anschuldigungsschrift die der Bundes- 
disziplinarkammer vorliegenden Akten ein- 
sehen und daraus Absdiiift nehmen. 

§ 58 

(1) Nach Ablauf der Frist des § 55 setzt 
der Vorsitzende den Termin zur Hauptver- 
tiandlung an und lädt hierzu den Bundes- 
disziplinaranwalt, die Einleitungsbehörde 
und den Beschuldigten. Er lädt ferner die 
Zeugen und Sachverständigen, deren per- 
sönliches Erscheinen er für erforderlich 
hält; ihre Namen sollen in den Ladungen 
des Bundesdisziplinaranwalts, der Einlei- 
tungsbehörde und des Beschuldigten ange- 
geben werden. Ebenso ordnet er die Her- 
beischaffung anderer Beweismittel an, die 
er für notwendig hält. 

(2) (weggefallen) 

(3) Zwischen der Zustellung der Ladung 
und der Hauptverhandlung muß eine Frist 
von mindestens einer Woche liegen, wenn 
der Beschuldigte nicht auf die Einhaltung 
der Frist verzichtet; es gilt als Verzicht, 
wenn der Beschuldigte sich auf die Haupt- 
verhandlung eingelassen hat, ohne zu 
rügen, daß die Frist nicht eingehalten sei. 
Liegt der dienstliche Wohnsitz oder der 
Wohnort des Beschuldigten im Ausland, so 
hat der Vorsitzende die Frist angemessen 
zu verlängern, 

8. Hauptverhandlung 
§ 59 

(1) Die Hauptverhandlung findet statt, 
auch wenn der Beschuldigte nicht erschie- 
nen ist. Er kann sich durch einen Verteidi- 
ger vertreten lassen. Der Vorsitzende der 
Bundesdisziplinarkammer kann aber, so- 
fern der Beschuldigte seinen dienstlichen 
Wohnsitz nicht im Ausland hat, das per- 
sönliche Erscheinen des Beschuldigten an- 
ordnen und ihm dabei androhen, daß bei 
seinem Ausbleiben ein Verteidiger zu sei- 
ner Vertretung nicht zugelassen werde. 

(2) Ist der Beschuldigte vorübergehend 
verhandlungsunfähig, so kann das Verfah- 
ren bis zur Dauer von vier Wochen ausge- 
setzt werden; ist er aus zwingenden Grün- 
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den am Erscheinen verhindert, imd hat er 
dies rechtzeitig mitgeteilt, so ist ein neuer 
Termin zur Hauptverhandlung anzusetzen. 

§ 60 

• (1) Die Haupt Verhandlung ist nicht 
öffentlich. Der Bundesminister des Innern 
und die von ihm ermächtigten Personen so- 
wie Vorgesetzte des Beschuldigten oder von 
ihnen beauftragte Beamte können der Ver- 
handlung beiwohnen. Der Vorsitzende der 
Bundesdisziplinarkammer kann andere 
Personen zulassen, wenn ein durch körper- 
liche Gebrechen behinderter Beschuldigter 
ihrer zur Hilfeleistung bedarf. 

(2) (weggefallen) 

§ 61 

(1) In der Hauptverhandlung trägt ein 
vom Vorsitzenden aus den Mitgliedern der 
Bundesdisziplinarkammer ernannter Be“ 
richterstatter in Abwesenheit der Zeugen 
das Ergebnis des bisherigen Verfahrens 
vor. Dabei können Niederschriften über 
Beweiserhebungen aus dem Disziplinarver- 
fahren oder einem anderen gesetzlich ge- 
ordneten Verfahren durch Verlesen zum 
Gegenstand der Haupt Verhandlung gemacht 
werden. Soweit die Personalakten des Be- 
schuldigten Tatsachen enthalten, die für 
die Gesamtbeurteilung erheblich sein kön- 
nen, sind sie vorzutragen. Ist der Beschul- 
digte erschienen, so wird er gehört. 

(2) Nach Anhörung des Beschuldigten 
werden die Zeugen und Sachverständigen 
vernommen, soweit nicht der Beschuldigte 
und der Bundesdisziplinaranwalt auf die 
Vernehmung verzichten oder die Bundes- 
disziplinarkammer sie für unerheblich er- 
klärt. 

(3) Die Bundesdisziplinarkammer kann, 
wenn sie weitere Beweiserhebungen für er- 
forderlich hält, neue Zeugen oder Sachver- 
ständige vernehmen oder eines ihrer Mit- 
glieder damit beauftragen oder eine' Be- 
hörde darum ersuchen. 

(4) Vor Schluß der Beweisaufnahme ist 
ein anwesender bevollmächtigter Beamter 
der Einleitungsbehörde auf seinen Antrag 
zu hören. 

(5) Nach Schluß der Beweisaufnahme 
werden der Bundesdisziplinaranwalt, so- 
dann der Beschuldigte und sein Verteidi- 
ger gehört. Der Beschuldigte hat das letzte 

Wort, 


§ 62 

(1) Die Bundesdisziplinarkammer kann 

zum Gegenstand der Urteilsfindung nur die 
Anschuldigungspunkte machen, die in der 
Anschuldigungsschrift und ihren ^Nachträ- 
gen dem Beschuldigten als Dienstvergehen 
zur Last gelegt werden. 9 

(2) Die im Disziplinarverfahren oder in 
einem anderen gesetzlich geordneten Ver- 
fahren erhobenen Beweise können der Ur- 
teilsfindung zugrunde gelegt werden, so- 
weit sie Gegenstand der Hauptverhandlung 
waren. Über das Ergebnis der Beweisauf- 
nahme entscheidet die Bundesdisziplinar- 
kammer nach ihrer freien Überzeugung, so“ 
weit sich nicht aus § 13 Abs. 3 etwas ande- 
res ergibt. 

§ 63 

(1) Das Urteil kann nur auf Bestrafung, 
Freispruch oder Einstellung des Verfahrens 
lauten. 

(2) Auf Freispruch ist zu erkennen, wenn 
ein Dienstvergehen nicht erwiesen ist, 

(3) Die Bundesdisplinarkammer hat das 
Verfahren einzustellen, wenn die Voraus- 
setzungen des § 52 Abs. 1 vcrliegen; vor 
Beginn der Hauptverhandlung kann sie es 
in diesen Fällen durch Beschluß einstellen. 
Sie hat das Verfahren duich Urteil einzu- 
stellen, wenn die Voraussetzungen des § 52 
Abs. 2 Satz 4 vorliegen. 

§ 64 

(1) Die Bundesdisziplinarkamn er kann in 
einem auf Entfernung aus dem Dienst oder 
auf Aberkennung des Kuhegehalts lauten- 
den Urteil dem Verurteilten einen Unter- 
haltsbeitrag auf Lebenszeit oder auf be- 
stimmte Zeit bewilligen, wenn besondere 
Umstände eine mildere Beurteilung zulas- 
sen, der Verurteilte nach seiner wirtsch9ft- 
lichen Lage der Unterstützung bedürftig 
und ihrer nicht unwürdig erscheint. Der 
Unterhaltsbeitrag darf höchstens fünfund- 
siebzig vom Hundert des Ruhegehalts be- 
tragen, das der Verurteilte in dem Zeit- 
punkt, in dem das Urteil gefällt wird, er- 
dient hätte oder erdient hatte; er ist nach 
Hundertteilen dieses Ruhegehalts zu be- 
messen. 

(2) Die Bundesdisziplinarkammer kann 
bestimmen, daß der Unterhaltsbeitrag ganz 
oder teilweise an Personen, zu deren Un- 
terhalt der Verurteilte gesetzlich verpflich- 
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tet ist, gezahlt wird; nach Rechtskraft des 
Urteils kann dies auch die oberste Dienst- 
behörde bestimnien. 

(3) Die Zahlung des Unterhaltsbeitrages 
beginnt im Zeitpunkt des Verlustes der 
Dienst- und Versorgungsbeziige. 

(4) Der Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn 
der Verurteilte wieder zum Beamten er- 
nannt wird. Im übrigen gelten die Vor- 
schriften der §§ 127 bis 129, 132, 134 und 
135 des Deutschen Beamtengesetzes sinnge- 
mäß; der Verurteilte gilt dabei als Ruhe- 
standsbeamter, der Unterhaltsbeitrag als 
Ruhegehalt. 

(5) Bewilligt die Bundesdisziplinarkam- 
mer einen Unterhaltsbeitrag auf Lebens- 
zeit, so kann sie gleichzeitig für den Fall 
des Todes des Verurteilten den Hinterblie- 
benen einen Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe 
von fünfxmdsiebzig vom Hundert der ge- 
setzlichen Hinterbliebenenversorgung be- 
willigen, die sie erhalten hätten, wenn der 
Verurteilte bei Eintritt der Rechtskraft des 
Urteils verstorben wäre. Die Vorschriften 
der §§ 127, 128, 130, 131, 133 bis 135 des 
Deutschen Beamtengesetzes gelten sinnge- 
mäß; der Unterhaltsbeitrag gilt dabei als 
Witwen- und Waisengeld. 

(6) Bei Anwendung der §§ 127 und 129 

des Deutschen Beamtengesetzes nach Ab- 
satz 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 2 sind die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (§ 127 

Abs. 1) und der unter Zugrundelegung der 
gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit sich 
ergebende Betrag (§ 129) um den Betrag zu 
kürzen, um den der Unterhaltsbeitrag hin- 
ter dem Ruhegehalt, aus dem er errechnet 
ist, zurückbleibt. 

§ 65 

(1) Das Urteil wird durch Verlesen der 
Urteilsformel und Mitteilung der wesent- 
lichen Urteilsgründe verkündet. Es ist 
schriftlich abzufassen und zu begründen. 
Hat die Bundesdisziplinarkammer eine 
Vernehmung nach § 61 Abs. 2 für uner- 
heblich erklärt, so ist dies zu begründen. 
Hat die Bundesdisziplinarkammer einen 
Unterhaltsbeitrag nach § 64 bewilligt, so 
sind die Gründe hierfür anzugeben. 

(2) Die Mitglieder der Bundesdisziplinar- 
kammer, die bei der Entscheidung mitge- 
wirkt haben, sollen das Urteil unterschrei- 
ben. 

(3) Dem' Beschuldigten und dem Bundes- 
disziplinaranwalt sind Ausfertigungen des 


Urteils mit den Gründen zuzustellen; der 
Einleitungsbehörde ist eine Abschrift zu 
übersenden. 


9. Rechtsmittel in förmlichen 
Disziplinarverfahren 

a) Beschwerde 
§ 66 

(1) Gegen nicht endgültige Beschlüsse 
der Bundesdisziplinarkammer ist die Be- 
schwerde an den Bundesdisziplinarhof zu- 
lässig, gegen Entscheidungen, die der Ur- 
teilsfällung vorausgehen, jedoch nur, so- 
weit sie eine Beschlagnahme oder Durch- 
suchung, eine Straffestsetzung oder eine 
dritte Person betreffen. 

(2) Die Beschwerde ist bei der Bundes- 
disziplinarkammer innerhalb zweier Wochen 
seit Bekanntgabe der Entscheidung einzu- 
Legen; die Beschwerdefrist wird jedoch 
auch gewahrt, wenn während ihres Laufes 
die Beschwerde beim Bundesdisziplinarhof 
eingelegt wird. 

(3) Die Bundesdisziplinarkammer kann 
der Beschwerde abhelfen. Andernfalls ent- 
scheidet der Bundesdisziplinarhof durch 
Beschluß endgültig. 

(4) Der Vorsitzende der Bundesdiszipli- 
riarkammer verwirft die Beschwerde als 
unzulässig, wenn sie verspätet eingelegt 
ist. Die Entscheidung ist zuzustellen. § 70 
Abs. 2 gilt sinngemäß. 

b) Berufung 
§ 67 

(1) Gegen das Urteil der Bundes diszioli- 
narkammer ist innerhalb zweier Wodien 
nach seiner Zustellung Berufung an den 
Bundesdisziplinarhof zulässig. Liegt der 
dienstliche Wohnsitz oder der Wohnort des 
Beschul digten im Ausland, so hat der Vor- 
sitzende der Bundf^sdi^^ünlinQrkpmmer die 
PpTufungsfrist durch eine Verfügung, die 
zugleich mit dem Urteil zuzustellen ist, an- 
gemessen zu verlängern. 

(2) Die Kostenentscheidung allein kann 
nicht angefochten werden. 

(3) Der Bundesdisziplinaranwalt hat auf 
Verlangen der Einleitungsbehörde Be- 
ruf uns* einzulegen; er kann sie nur im Ein- 
vernehmen mit der Einleitimgsbehörde zu- 
rücknehmen. 
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(4) Sofern in dem von dem Beschuldigten 
angefochtenen Urteil ein Unterhaltsbeitrag 
bewilligt worden ist, kann die Entschei- 
dung zum Nachteil des Beschuldigten nur 
geändert werden, wenn der Bundesdiszi- 
plinaranwalt dies bis zum Schluß der 
Hauptverhandlung beantragt. 

§ 68 

Die Berufung ist bei der Bundesdiszipli- 
narkammer schriftlich oder durch schrift- 
lich aufzunehmende Erklärung vor der Ge- 
schäftsstelle einzulegen. Die Berufungsfrist 
wird auch gewahrt, wenn während ihres 
Laufes die Berufung beim Bundesdiszipli- 
narhof eingelegt wird, 

§ 69 

(1) Spätestens innerhalb zweier weiterer 
Wochen nach Ablauf der Berufungsfrist ist 
die Berufung zu begründen; § 67 Abs. 1 
Satz 2 und § 68 gelten sinngemäß. 

(2) In der Begründung ist anzugeben, in- 
wieweit das Urteil angefochten wird, 
weldie Änderungen des Urteils beantragt 
und wie diese Anträge begründet werden. 

(3) Neue Tatsachen und Beweismittel, die 
nach Ablauf der Ftist des Absatzes 1 vor- 
gebracht werden, braucht das Bundesdiszi- 
plinargericht nur zuzulassen, wenn sie nach 
der Berufungsbegründung entstanden sind 
oder ihr verspätetes Vorbringen nach der 
freien Überzeugung des Bundesdisziplinar- 
gerichts nicht auf einem Verschulden des- 
sen, der sie geltend macht, beruht. 

§ 70 

(1) Der Vorsitzende der Bundesdiszipli- 
narkammer verwirft die Berufung als un- 
zulässig, wenn sie sich nur gegen die 
Kostenentscheidung richtet oder verspätet 
eingelegt oder nicht rechtzeitig begründet 
worden ist. Die Entscheidung ist zuzustel- 
len. 

(2) Innerhalb zweier Wochen nach der 
Zustellung kann die Entscheidung der 
Bundesdisziplinarkammer beantragt wer- 
den; § 67 Abs 1 Satz 2 gilt sinngemäß. Die 
Bundesdisziplinarkammer entscheidet über 
die Zulässigkeit der Berufung durch Be- 
schluß. 

§ 71 

(1) Wird die Berufung nicht als unzu- 
lässig verworfen, so werden die Beruf ungs- 
schrift und die Berufungsbegründung dem 


Bundesdisziplinaranwalt oder, wenn dieser 
die Berufung eingelegt hat, dem Beschul- 
digten in Abschrift zugestellt. 

(2) Die Berufung kann innerhalb zweier 
Wodien nach der Zustellung schriftlich be- 
antwortet werden; § 67 Abs. 1 Satz 2 gilt 
sinngemäß. 

§ 72 

(1) Nach Ablauf der Firist des § 71 Abs. 2 
werden die Akten dem Bundesdisziplinar- 
hof übersandt. 

(2) Der Vorsitzende des Disziplinarsenats 
beraumt entweder die Hauptverhandlung 
an oder überweist die Sache dem Senat 
zum Beschluß (§ 73). 

§ 73 

(1) Der Bundesdisziplinarhof kann durch 
Beschluß 

1. die Berufung aus den Gründen des § 70 
Abs. 1 Satz 1 als unzulässig verwerfen, 

2 (weggefallen) 

3. das Urteil auf heben und die Sache an 
eine Bundesdisziplinarkammer zur noch- 
maligen Verhandlung und Entscheidung 
zurückverweisen, wenn er weitere Auf- 
klärungen für erforderlich hält, oder 
wenn schwere Mängel des Verfahrens 
V erliegen, 

4. die Sache zur Hauptverhandlung ver- 
weisen. 

Für die Einstellung des Verfahrens gilt 
§ 63 Abs. 3 sinngemäß. 

(2) Vor der Beschlußfassung in den Fäl- 
len des Absatzes 1 Nr. 1 und 3 ist, wenn 
der Beschuldigte Berufung eingelegt hat, 
dem Bundesdisziplinaranwalt und, wenn 
dieser Berufung eingelegt hat, dem Be- 
schuldigten Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(3) Die Beschlüsse sind unanfechtbar; sie 
sind, außer im Falle des Absatzes 1 Nr. 4, 
schriftlich abzufassen, zu begründen und 
dem Beschuldigten sowie dem Bundesdiszi- 
plinaranwalt zuzustellen. 

§ 74 

Soweit der Bundesdisziplinarhof die Be- 
rufung für zulässig und für begründet hält, 
hat er das Urteil der Bundesdisziplinar- 
kammier aufzuheben und, wenn er nicht 
nach § 73 Abs. 1 Nr. 3 verfährt, in der 
Sache selbst zu entscheiden. 
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§ 75 

(1) Im Verfahren vor dem Bundesdiszi- 
plinarho'f gelten die Vorschriften über das 
Verfahren vor der Bundesdisziplinarkam- 
mer sinngemäß, soweit die §§ 72 bis 74 
nichts anderes vorschreiben. Von dem Ver~ 
lesen von Niederschriften (§ 61 Abs. l 
Satz 2) kann jedoch abgesehen werden, 
wenn der Beschuldigte, sein Verteidiger 
und der Bundesdisziplinaranwalt darauf 
verzichten, 

(2) Der Bundesdisziplinarhof entscheidet 
mit einfacher Stimmenmehrheit. 

c) Rechtskraft 
§ 76 

(1) Die Entscheidungen der Bundesdiszi- 
plinarkammer werden mit Ablauf der 
Rechtsmittelfrist rechtskräftig, wenn kein 
Rechtsmittel eingelegt ist. Wird auf Rechts- 
mittel verzichtet oder ein Rechtsmittel zu- 
rückgenomimen, so ist der Zeitpunkt maß- 
gebend, in dem die Erklärung des Ver- 
zichts oder der Zurücknahme dem Bundes- 
disziplinargericht zugeht. 

(2) Endgültige Entscheidungen der Bun- 
desdisziplinarkammjer werden mit ihrer 
Bekanntgabe rechtskräftig. 

§ 77 

Die Beschlüsse des Bundesdisziplinarhof s 
werden fnit der Zustellung, seine Urteile 
mit der Verkündung rechtskräftig. 


10. Vorläufige Dienstenthebung 
§ 78 

Die Einlei tu ngsbehörde kann einen Be- 
amten vorläufig des Dienstes entheben, 
wenn das förmliche Disziplinarverfahren 
gegen ihn eingeleitet wird oder eingeleitet 
worden ist. 

§ 79 

(1) Die Einleitungsbehörde kann gleich- 
zeitig mit der vorläufigen Dienstenthebung 
oder später anordnen, daß dem Beamten 
ein Teil, höchstens die Hälfte, der jeweili- 
gen Dienstbezüge einbehalten wird, wenn 
im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf 
Entfernung aus dem Dienst oder Aberken- 
nung des Ruhegehalts erkannt werden 
wird. 


(2) Ist in einem auf Entfernung aus dem 
Dienst lautenden, noch nicht rechtskräfti- 
gen Urteil ein Unterhaltsbeitrag bewilligt 
worden, so ist dem Beamten mindestens 
ein dem Betrage des Unterhaltsbeitrages 
entsprechender Teil der Dienstbezüge zu 
belassen. 

(3) Die Einleitungsbehörde kann bei 
Wartestands- und Ruhestandsbeamten 
gleichzeitig mit der Einleitung des förm- 
lichen Disziplinarverfahrens oder später an- 
ordnen, daß ein Teil, höchstens ein Drittel, 
des Wartegeldes oder Ruhegehalts einbe- 
halten wird. Absatz 2 gilt sinngemäß. 

§ 80 

(1) Bekleidet der Beschuldigte mehrere 
Ämter, die im Verhältnis von Haupt- zu 
Nebenamt stehen, so ist zur Anordnung der 
vorläufigen Diensteuthebung und der Ein- 
behaltung der Dienstbezüge nur die für das 
Hauptamt zuständige Einleitungsbehörde 
befugt. 

(2) Die vorläufige Dienstenthebung und 
die Einbehaltung der Dienstbezüge er- 
strecken sich auf alle Ämter, die der Be- 
amte bekleidet. 

§ 80 a 

Die Verfügung der Einleitungsbehörde 
über die nach § 78 und nach § 79 getrof- 
fenen Anordnungen ist dem Beschuldigten 
und dem Bundesdisziplinaranwalt zuzustel- 
len. Die Anordnung der vorläufigen Dienst- 
enthebung wird mit der Zustellung an den 
Beschuldigten, die Anordnung der Einbe- 
haltung der Dienstbezüge wird mit dem 
auf die Zustellung folgenden nächsten Fäl- 
ligkeitstage wirksam. 

§ 81 

(1) Der Bundesdisziplinaranwalt kann be- 
antragen, daß eine Anordnung nach § 78 
oder nach § 79 getroffen oder eine danach 
bereits getroffene Anordnung ganz oder 
teilweise wieder aufgehoben wird; die Ein- 
leitungsbehörde hat seinem Anträge statt- 
zugeben. 

(2) Die Einleitungsbehörde kann die nach 
_§ 78 und nach § 79 getroffenen Anordnun- 
gen jederzeit aufheben, eine auf Antrag 
des Bundesdisziplinaranwalts ergangene 
Anordnung jedoch nur im Einvernehmen 
mit diesem. 

(3) Ist das förmliche Disziplinarverfahren 
bei der Bundesdisziplinarkammer anhängig 
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(§ 53 Abs. 3), so entscheidet diese auf An- 
trag des Beschuldigten oder des Bundes- 
disziplinaranwalts über die Aufrediterhal- 
tung der Anordnungen. 

(4) Mit dem rechtskräftigen Abschluß des 
Disziplinarverfahrens enden die Anordnun- 
gen kraft Gesetzes. 

§ 82 

(1) Die nach § 79 einbehaltenen Beträge 
verfallen, wenn 

1. im Disziplinarverfahren auf Entfernung 
aus dem Dienst oder auf Aberkennimg 
des Ruhegehalts oder 

2. in einem wegen desselben Sachverhalts 
eingeleiteten Strafverfahren auf eine mit 
Amtsenthebung oder Ruhegehaltsverlust 
verbundene Strafe erkannt oder 

3. das Disziplinarverfahren aus den Grün- 
den des § 52 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 einge- 
stellt worden ist und die Einleitungsbe- 
hörde festgestellt hat, daß nach dem Er- 
gebnis der Untersuchung Entfernung aus 
dem Dienst oder Aberkennung des Ruhen 
gehalts gerechtfertigt gewesen wäre, oder 

4. das Disziplinarverfahren auf GrriHid des 
§ 52 Abs. 1 Nr. 1 eingestellt worden ist 
und ein innerhalb dreier Monate nach 
der Einstellung wegen desselben Dienst- 
vergehens eingeleitetes neues Verfahren 
zur Entfernung aus dem Dienst oder zur 
Aberkennung des Ruhegehalts geführt 
hat. 

(2) Die einbehaltenen Beträge sind nach- 
zuzahlen, wenn das Disziplinarverfahren 
auf andere Weise rechtskräftig abgeschlos- 
sen oder von der Einleitungsbehörde einge- 
stellt wird. Die Kosten des Strafverfahrens 
und des Disziplinarverfahrens, soweit der 
Verurteilte sie zu tragen hat, und eine ihm 
auferlegte Geldbuß*e können von den nach- 
zuzahlenden Beträgen abgezogen werden. 


ABSCHNITT IV 

Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens 

1: Zulässigkeit der 
Wiederaufnahme 

§ 83 

(1) Die Wiederaufnahme des Verfahrens 
ist nur zulässig gegenüber der rechtskräf- 
tigen Entscheidung eines Bundesdiszipli- 
nargerichts, 


a) in der auf Entfernung aus dem Dienst 
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts 
erkannt ist, mit dem Ziel einer Auf- 
hebung oder Milderung des Urteils, oder 
auf eine andere der im § 11 Abs. 1 ge- 
nannten Strafen erkannt ist, mit dem 
Ziel der Aufhebung des Urteils, oder 

b) in der nicht auf Entfernung aus dem 
Dienst oder auf Aberkennung des Ruhe- 
gehalts erkannt ist, mit dem Ziel, ein auf 
eine dieser Strafen lautendes Urteil her- 
beizuführen; 

wenn 

1 . Tatsachen oder Beweismaterial beige- 
bracht werden, die erheblich und neu 
sind — als erheblich sind sie anzusehen, 
wenn sie allein oder in Verbindung mit 
den früher gemachten Feststellungen eine 
andere Entscheidung zu begründen geeig- 
net sind; als neu sind Tatsachen und Be- 
weismittel anzusehen, die dem Bundes- 
disziplinargericht bei seiner Entscheidung 
noch nicht bekannt waren und von denen 
der Antragsteller nachweist oder glaub- 
haft macht, daß er sie nicht schon früher 
geltend machen konnte — , 

2. die Entscheidung auf dem Inhalt einer 
fälschlich angefertigten oder verfälschten 
Urkunde oder auf einem Zeugnis oder 
Gutachten beruht, das vorsätzlich oder 
fahrlässig falsch abgegeben worden ist, 

3. ein gerichtliches Urteil, auf dessen tat- 
sächlichen Feststellungen das Eyisziplinar- 
urteil beruht, durch ein anderes rechts- 
kräftiges Urteil aufgehoben worden ist, 

4. der Beschuldigte nachträglich ein Dienst- 
vergehen glaubhaft eingestanden hat, das 
in dem ersten Verfahren nicht festge- 
stellt worden konnte, 

5. ein Disziplinarrichter, der bei der Ent- 
scheidung mitgewirkt hat, sich in der 
Sache einer strafbaren Verletzung seiner 
Amtspflicht schuldig gemacht hat, 

6. bei der Entscheidung des Bundesdiszi- 
plinarhofs ein Mitglied mitgewirkt hat, 
das von der Ausübung des Richteramts 
kraft Gesetzes ausgeschlossen war, es sei 
denn, daß die Gründe für einen gesetz- 
lichen Ausschluß bereits erfolglos geltend 
gemacht worden waren. 

(2) Die Wiederaufnahme ist auch zuläs- 
sig, wenn eine Strafe verhängt worden ist, 
die nach Art und Höhe im Gesetz nicht 
vorgesehen war. 
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§ 84 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens nach 
§ 83 Abs. 1 Nr. 2 und 5 ist nur zulässig, 
wenn wegen der behaupteten Handlung 
eine rechtskräftige Verurteilung erfolgt ist, 
oder wenn ein strafgerichtliches Verfahren 
aus anderen Gründen als wegen Mangels 
an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht 
durchgeführt werden kann. 

§ 85 

Die Wiederaufnahme des Verfahrens ist 
unzulässig, wenn nach dem Disziplinär- 
urteil ein straf gerichtliches Urteil ergangen 
ist, 

1. das sich auf dieselben Tatsachen gründet 
und sie ebenso würdigt, solange dieses 
Urteil nicht rechtskräftig aufgehoben ist, 

2. durch das der Verurteilte sein Amt oder 
sein Ruhegehalt verloren hat oder es ver- 
loren hätte, wenn er noch im Dienst ge- 
wesen wäre oder Ruhegehalt bezogen 
hätte. 


2. Verfahren 
§ 86 

(1) Zur Wiederaufnahme des Verfahrens 
bedarf es eines Antrages. Antragsberech- 
tigt sind 

1. der Verurteilte und sein gesetzlicher Ver- 
treter, nach seinem Tode sein Ehegatte, 
seine Verwandten auf- und absteigender 
Linie und seine Geschwister, 

2. die Einleitungsbehörde. Besteht die Ein- 
leitungsbehörde nicht mehr, so bestimmt 
die oberste Bundesbehörde eine Behörde, 
die ihre Befugnisse ausübt. 

(2) Der Antrag ist schriftlich bei dem 
Bundesdisziplinargericht, dessen Entschei- 
dung angefochten wird, einzureichen. Er 
muß den gesetzlichen Grund der Wieder- 
aufnahme und die Beweismittel bezeich- 
nen. 

(3) Die im Absatz 1 Nr. 1 genannten Per- 
sonen können sich eines Verteidigers (§ 30 e 
Abs. 2) bedienen. 

§ 87 

Über die Zulassung des Antrages ent- 
scheidet das Bundesdisziplinargericht, des- 
sen Entscheidung angefochten wird. Es kann 
dazu erforderlichenfalls Ermittlungen an- 
stellen. 


§ 88 

(1) Das Bundesdisziplinargericht (§ 87) 
verwirft den Antrag durch Beschluß, wenn 
es die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Zulassung des Antrags nicht für gegeben 
oder den Antrag für offensichtlich unbe- 
gründet hält. 

(2) Der Beschluß ist dem Antragsteller 
und dem Bundesdisziplinaranwalt zuzu- 
siellen. 

(3) Gegen einen nach Absatz 1 ergehen- 
den Beschluß der Bundesdisziplinarkammer 
ist die Beschwerde zulässig. 

§ 89 

(1) Verwirft das Bundesdisziplinargerichr 
den Antrag nicht, so beschließt es die Wie- 
deraufnahme des Verfahrens. Dieser Be- 
schluß berührt das angefochtene Urteil 
nicht. 

(2) Für das weitere Verfahren ist die 
Bundesdisziplinarkamimier zuständig, die in 
dem früheren Verfahren im ersten Rechls- 
zug entschieden hat, im Fall des § 83 Abs. l 
Nr. 6 der Bundesdisziplinarhof. 

(3) Hat das Bundesdisziplinargericht die 
Wiederaufnahme des Verfahrens beschlos- 
sen, so gelten in den Fällen des § 83 
Abs. 1 b die §§ 78 bis 82 sinngemäß. 

§ 90 

(1) Der Vorsitzende des nach § 89 Abs. l 
zuständigen Bundesdisziplinargerichts hat 
der Einleitungsbehörde oder, wenn diese 
die Wiederaufnahme des Verfahrens bean- 
tragt hat, dem Verurteilten oder den an- 
deren im § 86 Abs. 1 Nr. 1 genannten Per- 
sonen den Antrag und den nach § 89 Abs. 1 
ergangenen Beschluß zuzustellen und ihnen 
dabei eine angemessene Frist zur Erklä- 
rung zu bestimmien. Der Bundesdisziplinar- 
anwalt ist hiervon zu benachrichtigen. 

(2) Der Vorsitzende oder ein von ihm 
beauftragtes Mitglied des Bundesdiszipli- 
nargerichts nimmt die erforderlichen Er- 
mittlungen vor, um den Sachverhalt aufzu- 
klären. Dabei gelten sinngemäß die Vor- 
schriften über die Untersuchung. 

(3) (weggefallen) 

§ 91 

(1) Nach Ablauf der Frist des § 90 Abs. 1 
kann das Bundesdisziplinargericht auf An- 
trag der Einleitungsbehörde ohne neue 
mündliche Verhandlung die frühere Ent- 
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Scheidung aufheben und auf Freispruch er- 
kennen. Diese Entscheidung ist endgültig. 

(2) Andernfalls bringt es die Sache zur 
Hauptverhandlung. Für diese gelten die 
§§ 58 bis 62 und § 65 sinngemäß. 

§ 92 

(1) In der Haupt Verhandlung kann das 
Bundes disziplinargericht die frühere Ent- 
scheidung entweder aufrechterhalten oder 
aufheben und anders entscheiden; diese 
Entscheidung kann auch ergehen, wenn das 
Beamtenverhältnis des Verurteilten nicht 
mehr besteht. Der Bundesdisziplinaranwalt 
ist hiervon zu benachrichtigen. 

(2) Gegen eine nach Absatz 1 ergehende 
Entscheidung der Bundesdisziplinarkam- 
mer ist Berufung zulässig. 


3 Ausschluß von Disziplinar- 
r i ch t e r n 

§ 93 

(1) Ein Disziplinarrichter, der im frühe- 
ren Verfahren an der den ersten oder zwei- 
ten Rechtszug abschließenden Entscheidung 
mitgewirkt hat, ist von der Mitwirkung im 
Wiederaufnahmeverfahren ausgeschlossen. 

(2) Ein Beamter, der im früheren Ver- 
fahren als Untersuchungsführer mitgewirkt 
hat, darf im Wiederaufnahmeverlahren als 
Untersuchungsführer oder Disziplinarrich- 
ter nicht tätig werden. 


4. Entschädigung unschuldig 
Verurteilter 

§ 94 

Wird ein auf Entfernung aus dem Dienst 
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts 
lautendes Urteil im Wiederaufnahmever- 
fahren durch ein Urteil ersetzt, das auf eine 
andere Disziplinarstrafe lautet, so gilt § 55 
des Deutschen Beamtengesetzes sinngemäß. 

‘ § 95 

(1) Der Verurteilte und die Personen, zu 
deren Unterhalt er gesetzlich verpflichtet 
ist, können über die Bezüge nach § 94 hin- 
aus auf Grund entsprechender Anwendung 
des Gesetzes, betreffend die Entschädigung 
der im Wiederaufnahmeverfahren freige- 


sprochenen Personen, vom 20. Mai 1898 
(Reichsgesetzbl. S. 345) Ersatz des sonstigen 
Schadens vom Bunde verlangen. 

(2) Der Anspruch auf Entschädigung ist 
zur Vermeidung seines Verlustes innerhalb 
dreier Monate nach rechtskräftigem Ab- 
schluß des Wiederaufnahmeverfahrens bei 
der obersten Dienstbehörde zu verfolgen. 
Ihre Entscheidung ist dem Berechtigten zu- 
zustellen. Lehnt sie den Anspruch ab, so 
gelten für seine Weiter Verfolgung die 
§§ 142 bis 147 des Deutschen Beamtenge- 
setzes. 


5. Entziehung und Neubewilli- 
gung des Unterhaltsbeitrages 

§ 96 

(1) Auf Antrag der obersten Dienstbe- 
hörde kann die Bundesdisziplinarkammer 
beschließen,, daß ein nach § 64 bewilligter 
Unterhaltsbeitrag herabgesetzt oder ganz 
entzogen wird, wenn sich nachträglich her- 
ausstellt, daß der Verurteilte des Unter- 
haltsbeitrages unwürdig oder nicht be- 
dürftig war, oder wenn er sich dessen als 
unwürdig erweist, oder wenn sich seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich ge- 
bessert haben. 

(2) Auf Antrag des Verurteilten kann die 
Bundesdisziplinarkammer beschließen, daß 
ein nach § 64 bewilligter Unterhaitsbeitrag 
im gesetzlichen Rahmen erhöht wird, wenn 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ver- 
urteilten sich wesentlich verschlechtert 
haben; eine von dem Verurteilten zu ver- 
tretende oder eine nur vorübergehende 
Verschlechterung bleibt hierbei außer Be- 
tracht. Unter den gleichen Voraussetzun- 
gen kann ein Unterhaltsbeitrag neu bewil- 
ligt werden, wenn die Voraussetzungen des 
§ 64 vorliegen. 

(3) Die Bundesdisziplinarkammer kann, 
wenn sie Beweiserhebungen für erforder- 
lich hält, eines ihrer Mitglieder damit be- 
auftragen oder eine Behörde darum er- 
suchen. Dem Verurteilten und dem Bundes- 
disziplinaranwalt ist Gelegenheit zur Äuße- 
rung zu geben. Wegen der Kosten gelten 
die Vorschriften des Abschnitts V sinnge- 
mäß. 

(4) Die Bundesdisziplinarkammer ist auch 
zuständig, wenn der Bundesdisziplinarhof 
über den Unterhaltsbeitrag entschieden 
hatte. Gegen ihren Beschluß ist Be- 
schwerde nach § 66 zulässig. 
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ABSCHNITT V 


Kosten des Disziplinarverfahrens 

§ 97 

(1) Der Dienstvorgesetzte kann einem 
Beamten, gegen den er eine Disziplinar- 
strafe verhängt hat, die durch die Ermitt- 
lungen entstandenen Auslagen ganz oder 
teilweise a uferlegen. Sie können von den 
Dienstbezügen abgezogen werden. Sie flie^ 
ßen dem unmittelbaren Dienstherrn zu. 

(2) Auslagen, die nicht nach Absatz 1 von 
dem Beamten zu erstatten sind, fallen dem 
unmittelbaren Dienstherrn zur Last. 


§ 97 a 

(1) Gebühren werden nicht erhoben. 

(2) Kosten im Sinne der §§ 97 und 101 
sind 

1. Schreibgebühren für Ausfertigungen und 
Abschriften, die auf Antrag erteilt wer- 
den (vierzig Deutsche Pfennig für jede 
angefangene Seite, die achtundzwanzig 
Zeilen von durdisdinittlich fünfzehn Sil- 
ben enthält); 

2. Postgebühren 

a) für Übersendung der auf Antrag er- 
teilten Ausfertigungen und Abschriften, 

b) für Ladungen von Zeugen und Sach- 
verständigen; 

3. Telegrammgebühren, Femsprechgebüh- 
ren im Fernverkehr; 

4. die durch Einrücken in öffentliche Blät- 
ter entstehenden Kosten; 

5. die Grebühren für Zeugen und Sachver- 
ständige; 

6. die Tagegelder und Reisekosten des Un- 
tersuchungsführers, d^ Bundesdiszipli- 
naranwalts und des Schriftführers wäh- 
rend der Untersuchung; 

7. die Kosten für die Unterbringung und 
Untersuchung des Beschuldigten in einer 
öffentlichen Heil- imd Pfiegeanstalt; 

8. die baren Auslagen des dem Beschuldig- 
ten nach § 48 Abs. 1 bestellten Verteidi- 
gers; 

9. die baren Auslagen des auf Grund des 
§ 15 Abs. 2 bestellten Pflegers. 


§ 98 

(1) Dem Beschuldigten, der im Diszipli- 
narverfahren verurteilt wird, sind die 
Kosten des gesamten Verfahrens ganz oder 
teilweise aufzuerlegen. 

(2) Dasselbe gilt, wenn das förmliche 
Disziplinarverfahren aus den Gründen des 
§ 52 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 und Abs. 2 Satz 4 
eingestellt wird und nach dem Ergebnis 
der Untersuchung die Verhängung einer 
Disziplinarstrafe gerechtfertigt gewesen 
wäre. 

§ 99 

(1) Dem Beschuldigten, der ein Rechts- 
mittel zurückgenoimmen oder erfolglos ein- 
gelegt hat, sind die durch den Gebrauch 
diesem Re<iitsmittels entstandenen Kosten 
auf zuerlegen. Hatte das Rechtsmittel teil- 
weise Erfolg, so kann das Bundesdiszipli- 
nargericht dem Beschuldigten einen ange- 
messenen Teil dieser Kosten auferlegen. 

(2) Diese Vorschriften gelten sinngemäß 
für die Kosten, die durch einen Antrag 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens ent- 
standen sind. 

§ 100 

(1) Wird der Beschuldigte freigesprochen, 
oder wird das förmliche Disziplinarverfah- 
ren aus anderen als den im § 98 Abs. 2 be- 
^ichneten Gründen eingestellt, so sind 
dem Beschuldigten nur solche Kosten auf- 
zuerlegen, die er durch eine schuldhafte 
Versäumnis verursacht hat. 

(2) Die dem Beschuldigten erwachsenen 
notwendigen Auslagen, ausschließlich der 
Kosten eines Verteidigers, können dem 
Bund ganz oder teilweise auf erlegt werden. 
Sie sind dem Bund aufzuerlegen, wenn die 
Schuldlosigkeit des Beschuldigten erwiesen 
ist, oder wenn der Bundesdisziplinaranwalt 
ein Rechtsmittel zurückgenommen oder er- 
folglos eingelegt hat. 

§ 101 

(1) Jede Entscheidung in der Hauptsache 
muß bestimmen, wer die Kosten des Ver- 
fahrens zu tragen hat. 

(2) Die Kosten, zu deren Tragung der 
Beschuldigte verurteilt worden ist, und die 
dem Bund auferlegten Kosten sind durch 
die Geschäftsstelle der Bundesdisziplinar- 
kamimer festzusetzen. Auf Beschwerde ge- 
gen die Festsetzung entscheidet die Bun- 
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aesdisziplinarkammer endgültig. § 97 Abs. 1 
Satz 2 gilt sinngemäß. 

(3) Die im förmlichen Disziplinarverfah- 
ren festgesetzten Kosten fließen dem Bund 
zu, auch soweit sie bei den Vorermittlun- 
gen entstanden sind. 


ABSCHNITT VI 
Vollstreckung, Begnadigung 
§ 102 

(1) Entfernung aus dem Dienst und Ab- 
erkennung des Ruhegehalts werden mit der 
Rechtskraft des Urteils wirksam. Ein auf 
Entfernung aus dem Dienst lautendes Ur- 
teil gilt, wenn der Verurteilte vor Eintritt 
der Rechtskraft in den Ruhestand tritt, als 
Urteil auf Aberkennung des Ruhegehalts, 
ein auf Gehaltskürzung lautendes Urteil 
sinngemäß als Urteil auf Kürzung des Ruhe- 
gehalts. 

(2) Bei Versetzung in ein Amt derselben 
Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt 
und bei Einstufung in eine niedrigere 
Dienstaltersstufe tritt der Beamte mit der 
Rechtskraft des Urteils in die Dienstalters- 
stufe ein, in die er zurückgestuft worden 
ist. 

(3) Die Versagung des Aufsteigens im 
Gehalt wird von dem Zeitpunkt ab gerech- 
net, an dem der Beamte nach den besol- 
dungsrechtlichen Vorschriften in die nächst- 
höhere Dienstaltersstufe aufgerückt wäre 
cder aufrücken würde. Ist die Versagung 
des Aufsteigens im Gehalt neben der Ein- 
stufung in eine niedrigere Dienstalters- 
stufe verhängt worden (§ 4 Abs. 2 Satz 1), 
so wird die Versagung von dem Zeitpunkt 
der Rechtskraft des Urteils ab gerechnet. 

(4) Warnung und Verweis gelten, wenn 
sie durch Disziplinär Verfügung verhängt 
werden, mit deren Zustellung oder Eröff- 
nung, wenn sie durch Urteil verhängt wer- 
den, mit der Rechtskraft als vollstreckt. 

(5) Geldbuße, Gehaltskürzung und Kür- 
zung des Ruhegehalts vollstreckt der 
Dienstvorgesetzte, bei Ruhestandsbeamten 
gilt § 21 Abs. 4. Die Durchführungsvor- 
schriften bestimmen, wie die Kürzung der 
Dienstbezüge bei Beamten, die Gebühren 
beziehen, vollstreckt wird. 

(6) Die Geldbuße kann von den Dienst- 
bezügen abgezogen werden. 

(7) Geldbußen, die der Dienstvorgesetzte 
verhängt., fließen dem unmittelbaren 


Dienstherrn des Beamten zu, Geldbußen, 
die durch Urteil verhängt werden, sind an 
den Bund abzuführen. 

§ 103 

(1) Die Durchführungs Vorschriften be- 
stimmen, in welcher Weise Geldbeträge 
beigetrieben werden. 

(2) Die Vollstreckungsbehörden der Län- 
der haben Vollstreckungs ersuchen der Bun- 
desdisziplinargerichte zu entsprechen. 

§ 104 

(1) Dem Bundespräsidenten steht das 
Gnadenredit in Disziplinarsachen für alle 
Bundesbeamten zu. Er übt es selbst aus 
oder überträgt die Ausübung anderen 
Stellen. 

(2) Wird die Strafe der Entfernung aus 
dem Dienst im Gnadenwege aufgehoben, so. 
gilt § 54 Abs. 2 des Deutschen Beamtenge- 
setzes sinngemäß. 


ABSCHNITT VH 

Verfahren bei Fernbleiben vom Dienst 

§ 105 

(1) Im Fall des § 17 Abs. 2 des Deutschen 
Beam.tengesetzes ist der Antrag des Beam- 
ten auf Entscheidung der Bundesdiszipli- 
narkammer schriftlich bei dem Dienstvor- 
gesetzten einzureichen und zu begründen. 
Der Dienstvorgesetzte legt den Antrag mit 
seiner Stellungnahmie der Bundesdiszipli- 
narkammer vor. 

(2) Die Bundesdisziplinarkammer ent- 
scheidet ohne mündliche Verhandlung end- 
gültig. Sie kann Beweise wie im förmlichen 
Disziplinarverfahren erheben. 

(3) Unbeschadet der Feststellung nach 
§17 Abs, 2 Satz 2 des Deutschen Beamten- 
gesetzes kann der Dienstvorgesetzte eine 
Dienststrafe verhängen oder die Einlei- 
tungsbehörde das förmliche Disziplinarver- 
fahren einleiten. Im letzteren Fall kann 
die Bundesdisziplinarkammer die beiden 
Verfahren miteinander verbinden, 

§ 106 

Wird der Beamte vorläufig des Dienstes 
enthoben (§ 78), während er ohne Urlaub 
schuldhaft dem Dienst fembleibt, so dauert 
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der Verlust der Dienstbezüge fort, bis der 
Dienstvorgesetzte feststellt, daß der Be- 
amte seine Amtsgeschäfte aufgenommen 
hätte, wenn er hieran nicht durch die vor- 
läufige Dienstenthebung gehindert worden 
wäre. 


ABSCHNITT VIII 

Verfahren gegen Beamte auf Widerruf 
§ 107 

Gegen einen Beamten auf Widerruf, der 
eines Dienstvergehens beschuldigt wird, 
findet ein förmliches Disziplinarverfahren 
nicht statt. Die Behörde, die nach § 29 zur 
Einleitung eines förmlichen Disziplinarver- 
fahrens zuständig wäre, kann einen Beam- 
ten mit der Untersuchung beauftragen, 
dieser Beamte hat die Rechte und Pflichten 
eines Untersuchungsführers. Wird eine Un- 
tersuchung angeordnet, so gelten die Vor- 
schriften der §§ 78 bis 82 sinngemäß. 


ABSCHNITT IX 

Besondere Vorschriften 

1. Richterliche Beamte 
§ 108 

Im förmlichen Disziplinarverfahren gegen 
lichterliche Beamte gilt folgendes: 

1. An Stelle der Einleitungsbehörde ent- 
scheidet die Bundesdisziplinarkammer 
auf Antrag oder nach Anhörung desBun- 
desdisziplinaranwalts über die vorläufige 
Dienstenthebung und über die Einbehal- 
tung von Dienstbezügen sowie über die 
Aufhebung dieser Anordnungen. Gegen 
die Entscheidung der Bundesdisziplinar- 
kammer ist die Beschwerde an den Bun- 
desdisziplinarhof zulässig. 

2. Sämtliche Beisitzer der Bundesdiszipli- 
narkammer und des Bundesdisziplinar- 
hofs müssen planmäßige richterliche Be- 
amte der Verwaltungsgerichtsbarkeit oder 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit sein. 


2. (weggefallen) 
§ 109 

(weggefallen) 


3. Mitglieder der oberen Bun- 

desgerichte und des Bundes- 
rechnungshofs 

§ 110 

(1) Für das förmliche Disziplinarverfah- 
ren gegen ein Mitgied der oberen Bundes- 
gerichte oder gegen ein nach § 121 Abs. 1 
Satz 1 der Reichshaushaltsordnung unab- 
hängiges Mitglied des Bundesrechnungshofs 
wird ein besonderer Disziplinarsenat beim 
Bundesgerichtshof gebildet. Er entscheidet 
mit einem Vorsitzenden und sechs richter- 
lichen Beisitzern. 

(2) Vorsitzender ist der Präsident des 
Bundesgerichtshofs. In Fällen der Verhin- 
derung vertritt ihn sein ständiger Vertre- 
ter. Ist auch dieser verhindert, so führt der 
dem Dienstalter nach, bei gleichem Dienst- 
alter der dem Lebensalter nach, älteste 
richterliche Beisitzer den Vorsitz. 

(3) Von den richterlichen Beisitzern müs 
sen je zwei .als richterliche Beisitzer den 
Bundesdisziplin arhof und dem Bundesge- 
richtshof angehören. Die übrigen beiden 
Beisitzer müssen Mitglieder der Behörde 
sein, der der Beschuldigte angehört. 

(4) (weggefallen) 

(5) Der Disziplinarsenat entscheidet end- 
gültig. 

(6) Die Aufgaben des Bimdesdisziplinar- 
anwalts werden von der Bundesanwalt- 
schaft wahrgenommen. 


4. Beamite der uniformierten 
V o 1 1 z u g s p o 1 i z e i des Bundes 

§ 111 

Der Bundesminister des Innern bestimmt, 
welche Vorgesetzten der uniformierten 
Vollzugszpolizei des Bundes als Dienstvor- 
gesetzte im Sinne des § 24 Abs. 1, Abs. 2 
Nr. 3 und Abs. 3 gelten. 


5. Beamte der bundesunmittel- 
baren Körperschaften, Anstal- 
ten u n d S t i f t u n g e n des öffent- 
lichen Rechts 

§ 112 

(1) Der für die Aufsicht zuständige Bun- 
desminister gilt im Sinne dieses Gesetzes als 
oberste Dienstbehörde der Beamten der 
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bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts. Er kann seine Befugnisse auf nach- 
geordnete Behörden übertragen. Er be- 
stimmt, wer als nachgeordnete Behörde, 
Dienstvorgesetzter und höherer Dienstvor- 
gesetzter im Sinne dieses Gesetzes anzu- 
sehen ist. Er kann die Zuständigkeit zur 
Verhängung von Warnungen, Verweisen 
und Geldbußen abweichend von den Vor- 
schriften des § 24 regeln. 

(2) Der zuständige Bundesminister trifft 
seine Anordnungen nach Absatz 1 Satz 2 
bis 4 im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister des Innern. 

(3) Für die im Absatz 1 bezeichnei en Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts gilt § 151 Abs. 6 des 
Deutschen Beamtengesetzes sinngemäß. 

6. (weggefallen) 

§ 113 

(weggefallen) 

ABSCHNITT X 
Schlußvorschriften 

§ 114 

Der Bundesdisziplinarhof wird mit dem 
Sitz in Berlin vorläufig als selbständige 
Behörde errichtet. 


§§ 115 bis 118 
(weggefallen) 

§ 119 

(1) Für die Entscheidung im förmlichen 
Disziplinarverfahren und für die richter- 
liche Nachprüfung der auf Grund dieses 
Gesetzes ergehenden Anordnungen und 
Entscheidungen der Dienst Vorgesetzten sind 
die Bundesdisziplinargerichte ausschließlich 
zuständig. 

(2) Die auf Grund dieses Gesetzes er- 
gehenden Entscheidungen der Dienstvorge- 
setzten und Bundesdisziplinargerichte sind 
für die Beurteilung der vor einem Gericht 
geltend gemachten Rechte aus dem Beam- 
tenverhältnis bindend. 

§ 120 

(1) Der Bundesminister des Innern er- 
läßt, soweit dieses Gesetz nicht anderes 
vorschreibt, die zu seiner Durchführung er- 
forderlichen Rechts- und Verwaltungs Vor- 
schriften, erforderlichenfalls im Einverneh- 
men mit der zuständigen obersten Bundes- 
behörde. 

(2) Die Durchführungs Vorschriften be- 
stimmen auch, welche Bezüge als Dienstbe- 
züge im Sinne der Vorschriften des Ab- 
schnitts II und des § 79 anzusehen sind. 

§ 121 

(weggefallen) 
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